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Einschreiben
Schweizerisches Bundesgericht
Av. du Tribunal-Féderal 29
1000 Lausanne 14

Zürich. 28. Januar 2022

Sehr geehrte Damen und Herren Bundesrichter bzw. Bundesrichterinnen

In Sachen

gegen

Beschwerdeführer

Regierungsrat Kanton Zürich, vertreten durch Bildungsdirektion Kanton Zürich

Generalsekretariat, Rekursabteilung, Walcheplatz 2, 8090 Zürich

Beschwerdegegnerin

betreffend V—Covid-19 Bildungsbereich vom 22.9.2021; Urteil des

Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich. 4. Abt. vorn 20. Dezember 2021

(Geschäfts-Nr; AN.2021.00010)

wird vom Beschwerdeführer

BESCHWERDE

gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich. 4. Abt. vom 16.

Dezember 2021 (Geschäfts-Nr.: AN.2021.0010) erhoben

mit folgenden
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Anträgen:

1. In Gutheissung der Beschwerde sei das Urteil des Verwaltungsgerichts des

Kantons Zürich, 4. Abt. vom 16. Dezember 2021 (Geschäfts-Nr:

AN.2021.00010) aufzuheben und im Sinne der Erwägungen an die Vorin—

stanz zur Neubeurteilung zurückzuweisen.

2. In Gutheissung der Beschwerde seien § 3 Abs. 2 lit. C, § 3 Abs. 3-5 sowie §

4 Abs. 1 der V-Covid-19 Bildung des Regierungsrates Kanton Zürich vom

22. September 2021 aufzuheben, sofern diese im Ganzen oder Teilen noch

in Kraft sind, weil sie mit der Verfassung unvereinbar sind.

3. Sollte die V-Covid-19 Bildung zum Teil oder ganz nicht mehr in Kraft sein,

so sei festzustellen, dass jene Teile von § 3 Abs. 2 lit. C, § 3 Abs. 3-5 sowie

§ 4 Abs. 1, die nicht mehr in Kraft sind, nicht in Einklang mit den verfas-

sungsmässigen Rechten stehen.

4. Alles unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zuzüglich der gesetzlichen

MwSt zulasten der Beschwerdegegnerin bzw. der Staatskasse.

I. Formelles:

1. Angefochtener Entscheid, Frist:

Das Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich, 4. Abt. vom 16.

Dezember 2021 (Geschäfts-Nr: AN.2021.00010) wurde dem Beschwerde-

führer am 21. Dezember 2021 per Post zugestellt. Unter Einbezug der Ge-

richtsferien endet die Frist zur Beschwerde somit am 1. Februar 2022.

Mit der vorliegenden Eingabe ist die 30-tägige Frist gewahrt.

BO: Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich, 4. Abt. vom 20.
Dezember 2021 (Geschäfts-Nr.: AN.2021.00010)

Beilage A
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3.

4.

A.

Zuständigkeit:

Das Bundesgericht ist gemäss Art. 95 und Art. 96 BGG i.V.m. Art. 42 BGG

für die Beurteilung des angefochtenen Urteils zuständig. Im vorliegenden

Beschwerdeverfahren geht es um die Aufhebung und die Rückweisung des

Urteils des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich, 4. Abt. vom 16.

Dezember 2021 an die Vorinstanz wegen Verletzung von Verfahrens-

rechten (insbesondere Art. 6 Ziff. 1 EMRK, Art. 29 Abs. 2 BV, Art. 8 und 9

BV, Art. 53 und 56 ZPO) sowie um die Verletzung verfassungsmässiger

Rechte nach Art. 8 Abs. 1+2 BV, Art. 10 Abs. 1—3 BV, Art. 11 Abs. 1 BV, Art.

13 Abs. 2 BV, Art. 36 Abs. 1-3 BV.

Legitimation:

Der Beschwerdeführer ist zur Beschwerde legitimiert, da er am vorinstanz-

lichen Verfahren teilgenommen hat, und durch den angefochtenen Ent-

scheid des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich besonders berührt ist,

und an dessen Aufhebung ein aktuelles schutzwürdiges Interesse hat. Als

sorgeberechtigter Vater des betroffenen schulpflichtigen Kindes (obligator—

ische Schulzeit) ist der Beschwerdeführer zur Beschwerde legitimiert.

Materielles:

Sachverhalt:

1. _besuchtim September 2021 die 3. Klasse

das—Zürich (Sekundarstufe II). Am 22.

September 21 erlässt der Regierungsrat die V-Covid-19 Bildung (Akte 1).

Dazu Auszug:

§ 3. 1 ln den Innenräumen der Öffentlichen Schulen für Berufsvorbereitungsjahre, der

Schulen der Sekundarstufe ll einschliess/ich Untergymnasien und der überbetrieblichen

Kurse muss jede Person eine Maske tragen.

2 Keine Maskentragpflicht gilt:

a.

b.
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c. für Personen, die nachweisen, dass sie 1. über ein gültiges Covid-19-lmpfzertifikat

oder ein gültiges Covid-l9-Genesungszertifikat verfügen oder 2. am wöchentlichen

repetitiven Testen in der Schule oder bei der oder dem Arbeitgebenden teilnehmen.

3 Der Nachweis nach Abs. 2 lit. c wird erbracht: a. vom Lehr- und Schu/persona/ gegen-

über der vorgesetzten Person, b. von Schülerinnen und Schülern bzw. Lernenden gegen-

über der Schulleitung oder einer von dieser bezeichneten Stelle und gegenüber den Be-

rufsbi/dnerinnen und Berufsbi/dnern in überbetrieblichen Kursen, c. von Berufsbildnerin-

nen und Berufsbildnern in überbetrieblichen Kursen gegenüber der Trägerschaft der

überbetrieblichen Kurse oder einer von dieser bezeichneten Stelle.

4 Die den Nachweis nach Abs. 2 lit. c prüfenden Personen können die Gültigkeitsdauer

des Zertifikats oder das Testdatum erfassen.

5 Personen mit einer ärztlich bescheinigten Maskentragdispens sind verpflichtet, am wö-

chentlichen repetitiven Testen in der Schule bzw. bei der oder dem Arbeitgebenden teil-

zunehmen, wenn sie keinen Nachweis erbringen, dass sie über ein gültiges Covid-19-

lmpfzertifikat oder ein gültiges Covid-l9-Genesungszertifikat verfügen. Bietet die Schule

bzw. die oder der Arbeitgebende kein repetitives Testen an, sind sie verpflichtet, sich wö-

chentlich mittels molekularbiologischer Analyse testen zu lassen (PCR-Test). Die Testkos-

ten gehen dabei zulasten des Mitte/schul- und Berufsbildungsamtes (MBA) bzw. der Trä-

gerschaft.

§ 4. 1 Die Schulen gemäss § 1 Abs. 1 lit. e können die Teilnahme an freiwilligen Schulver-

anstaltungen mit Ubernachtung, insbesondere Lager, vom Nachweis eines gültigen Co-

vid-19-lmpfzertifikats bzw. eines gültigen Covid-19-Genesungsze/tifikats abhängig ma-

chen.

2. Am 28. September wird die Verordnung beim Verwaltungsgericht ange-

fochten (Akte 2). Moniert wird darin, dass aufgrund der sinkenden Zahlen

im September keine Verschärfungen (Maskenpflicht) möglich seien, dass

eine Maskenpflicht überjahre kein leichter Eingriff darstelle, dass eine Un-

gleichbehandlung Geimpfter und Ungeimpfter (Maskenbefreiung für Ge-

impfte/Genesene) aufgrund der Impfdurchbrüche und des Heilmittelge-

setzes unhaltbar sei, dass die medizinischen lmpf—TI'est-Daten nicht von

der Schulverwaltung verwaltet werden dürften und dass eine ZG-Regelung

Ungeimpfte in unhaltbarer Weise benachteilige. Insbesondere fehle für alle

Massnahmen unter Nutzung des Zertifikates die gesetzliche Grundlage, da

diese im Covid-Gesetz zu unbestimmt ausgeführt sei (Bundesrat legt die

techischen Anforderungen fest). Weiter angefochten wird die zwingende
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Testpflicht für Ungeimpfte, die aus medizinischen Gründen (Maskenattest)

keine Masken tragen dürfen. Angefochten wir weiter eine Inkraftsetzung

innert 10 Tage, eine Fristverkürzung auf 10 Tage sowie der Entzug der auf-

schiebenden Wirkung.

Am 14.10.2021 lehnt das Verwaltungsgericht (Akte 3) das Gesuch um

Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ab. Weil der Beschwerde—

führer innert der 10 Tage Beschwerde erhoben habe, könne keine Fristver-

längerung auf 25 Tage für die Allgemeinheit erfolgen. Als Beilage wird die

Stellungnahme der Regierung (Akte 4) zugestellt, mit Frist von 10 Tagen

zur Antwort auf die Vernehmlassung. Die Regierung betont darin, das

«Schnellrecht» diene auch dem Beschwerdeführer, da ja nun auch der Re-

gierungsrat jeweils in 10 Tagen zu reagieren habe. Bei der Anwendung des

Zertifikates übersehe der Beschwerdeführer, dass das Covid—Gesetz nicht

anwendbar sei, weil ja keine Zertifikatspflicht eingeführt würde. Weiter sei

es nicht gerechtfertigt, Personen, die aktiv dazu beitragen, die Übertrag-

barkeit von SARS-Cov-2 zu reduzieren, mit einer Maskentragpflicht zu be—

legen. Das Erfassen der Zertifikats-Gültigkeitsdauer bzw. des Testdatums

sei rechtskonform. Ohne Zahlen zu nennen, wird daran festgehalten, dass

die Zahlen im September gestiegen seien. Im übrigen lehre aber die Erfah-

rung, dass die Zahlen nach den Herbstferien ohnehin ansteigen würden.

Art. 36 EpG sei nicht anwendbar, da sich alle Massnahmen auf Art. 40 EpG

stützen würden. Allerdings, § 3 Abs. 5 V-Covid-19 Bildung führt zu einer

zwingenden Testpflicht für jene, die über einen Maskenattest verfügen.

Am 25.10.2021 erfolgte die Replik auf die Vernehmlassung (Akte 5). Dar-

in wird erneut ausgewiesen, dass die Zahlen im September massiv san-

ken. Der Verweis auf die kältere jahreszeit sei unbrauchbar, weil die Fall-

zahlen in Wellen sowohl im Sommer wie Winter steigen/sinken könnten

(Verweis auf Israel). Ansteckungen auf Stufe Sekundarschule II gäbe es

aufgrund der Statistik des Contact-Tracings des Kantons Zürich faktisch

keine (bei allen Gymis höchstens 1 Fall pro Woche). Ferner wird aufge-

zeigt, dass hohe lmpfquoten (Vergleich Israel, England) nicht weniger An-

steckungen bedeuten. Der Impfschutz helfe im besten Falle für einige Mo-
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nate, die Zahlen zu drücken. Die Impfung sei nach Art. 8a Heilmittelgesetz

fürJugendliche nicht zugelassen (Impfung nur von Risikogruppen) und dar-

um sei eine Ungleichbehandlung erst recht unzulässig. Da der Regierungs-

rat eine zwingende Testpflicht für jene einführe, die über einen Maskenat-

test verfügten, sei sehr wohl Art. 36 EpG zu beachten und das präventive

Testen ohne Ansteckungsverdacht sei unzulässig. Die Anwendung des Zer-

tifikats und Maskentragpflicht auf Stufe Sekundarstufe Il über Monate, ja

Jahre, sein kein Ieichter Eingriff in die Grundrechte und bedürfe daher

zwingend einer gesetzlichen Grundlage. Im Sinne eines Beispiels wird da-

bei auf die Gurtenpflicht verwiesen, die der Bundesrat auch nicht ohne ge-

setzliche Grundlage habe erlassen dürfen.

5. Am 5.11.2021 erfolgt die Duplix auf die Vernehmlassung (Akte 6). Darin

betont die Beschwerdegegnerin erneut, dass nur bei einer Zertifikats-

pflicht auf das Covid-Gesetz zurückgegriffen würde. Art. 36 EpG sei bei ei—

ner Testpflicht an den Schulen nicht anwendbar, Art. 36 EpG greife nur auf

Individualebene (???).

6. Am 8.11.2021 bestreitet die Beschwerdegegnerin (Akte 7) die Duplik und

reicht die Studie Lancert (Akte 7) ein, welche ausweist, dass die Virenlast

zwischen Geimpften bzw. Ungeimpften plus/minus gleich ist, verzichtet an-

sonsten aber auf eine weitere Stellungnahme, damit aus dem «Schnell-

recht» keine «Schneckenpost» werde.

7. Am 20. Dezember 2021 wird die Beschwerde (Beilage A) vollumfänglich

abgelehnt. Zunächst wird die Eingabe des Beschwerdeführers (Akte 7)

vom 8. November 2021 «unterschlagen» (gleiche Virenlast Geimpfte/Un—

geimpfte). Die Frage der zwingenden Testpflicht für jene, welche über ei-

nen Maskenattest verfügten, kônne bei der abstrakten Normenkontrolle

nicht überprüft werden, da der Beschwerdeführer nicht nachgewiesen

habe, dass die Tochter über einen solchen Attest verfüge bzw. verfügen

könnte. Anzumerken sei, dass der Regierungsrat die Verfügung ohnehin

am 24. November und am 8. Dezember (Akte 8) geändert habe (erstere

betrifft Maskentragpflicht ab 1. Klasse, letztere Abschaffung Befreiungs-
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möglichkeit Maskentragpflicht Sekundarschule II). Die ungleiche Behand-

lung von Geimpften bzw. Ungeimpften sei zulässig, da von letzteren ein

höheres Ansteckungsrisiko ausgehe. Was die Testpflicht beträfe, so sei

eine solche für die Tochter jedenfalls nicht eingeführt worden. Weiter be-

stünden keine Anhaltspunkte, dass die Datenerfassung nicht datenschutz—

konform erfolge und darum erübrige sich die Auseinandersetzung mit die-

ser Frage.

B. Rechtliches im Einzelnen:

Zwingende Testpflicht nach § 3 Abs. 5 V-Covid 19 Bildung, Verlet-

zung von Art. 36 EpG i.V.m Art. 8 Abs. 2 BV i.V.m. Art. 10 Abs. 2+3

i.V.m. Art. 11 Abs. 1 i.V.m. Art. 29 Abs. 1+2 BV (abstrakte Nor-

menkontrolle)

8. Das Verwaltungsgericht bestätigt zwar, dass es sich vorliegend um eine

abstrakte Normenkontrolle handelt, verweigert aber die Überprüfung von §

3 Abs. 5, weil die Tochter über keinen Maskendispens verfüge bzw. verfü-

gen werde. Mit einer solchen Argumentation entleert das Verwaltungsge-

richt die abstrakte Normenkontrolle in ihrem Kerngehalt. Bei der abstrak-

ten Normenkontrolle geht es explzit nicht darum, ob heute aktuell die

Tochter betroffen ist, sondern .ob sie in Zukunft betroffen sein könnte. Das

vorliegende Verfahren zeigt ja exemplarisch auf, dass selbst bei «Schnell-

recht» Verfahren sich über Monate bis Jahre hinziehen können. Daher

muss es möglich sein, bei der abstrakten Normenkontrolle den gesamten

Erlass zu überprüfen. Stellt sich heraus, dass die angefochtene Norm sich

nicht mit übergeordnetem Recht vereinbaren lässt, so darf eine solche

Norm nicht in Kraft treten.

9. Vorliegend ist es so, dass § 3 Abs. 5 V-Covid 19 Bildung für alle Ungeimpf-

ten, die aus medizinischen Gründen über einen Maskenattest verfügen, ei-

nen zwingenden präventiven wöchentlichen PCR-Test nach Art. 36 EpG

vorsieht. Dies, ohne dass es bei den Betroffenen in irgendeiner Form einen
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Anfangsverdacht gibt. Es mag sein, dass der PCR-Test bislang auf freiwilli-

ger Basis als Pooltest durchgeführt wurde, doch besagt der klare Gesetz—

testext genau das Gegenteil. Wo keine Pooltests verfügbar sind, erfolgt ein

PCR-Test. Weil bei Langgymnasien bereits Kinder ab dem 12. Lebensjahr

betroffen sind, greift neben Art. 8 Abs. 1+2 BV nicht nur Art. 10 Abs. 2 BV,

sondern zusätzlich Art. 11 Abs. 1 BV. Diejenigen, welche aus medizini-

schen Gründen über ein Maskenattest verfügen, verdienen einen besonde-

ren Schutz, werden aber faktisch abgestraft. Der Beschwerdeführer ist der

Ansicht, dass damit eine Art unmenschliche, erniedrigende Behandlung

nach Art. 10 Abs. 3 stattfindet, da wöchentliche PCR-Tests über viele Mo-

nate, allfällig gar Jahre ihre bereits geschwächte Gesundheit (ansonsten

würden sie nicht über einen Maskenattest verfügen) zusätzlich belasten.

10. Der fehlende Nutzen ist offensichtlich. Beim Contact-Tracing bewegen sich

die Ansteckungen auf der Stufe Sekundarstufe Il im tiefsten 0,x Prozentbe-

reich. Die Anzahl der ausgestellten Maskenatteste auf Stufe Sekundarstufe

Il lässt sich nicht ermitteln, aber mehr als ein Attest pro Klasse (4%) dürfte

nicht vorhanden sein. Dies ergibt O.3*0.04% = 0.012% Ansteckungsrisiko,

bedeutet jedoch für die ca. 400 Gymi-Schüler/innen (4% von ca. 10000 Gy-

mi-Studierenden im Kanton Zürich) erhebliche gesundheitliche Nachteile

im Heranwachsen.

11. Hinzu kommt, dass das EpG nach Art. 36 gerade keine präventiven Tests

bestimmter Bevölkerungsgruppen vorsieht. Bei jeder (faktisch) zwingend

angeordneten Testung muss zumindest ein konkreter Anfangsverdacht

vorhanden sein, ansonsten der zwingende Test nicht zur Anwendung kom-

men darf. Das Argument von RR Steiner, die salopp ausführt, § 3 Abs. 5 V-

Covid 19 Bildung sei generell abstrakt, es handle sich um keine individuel—

le Anordnungen, greift deutlich zu kurz, denn ein Erlass ist immer abstrakt

abgefasst, auch Art. 36 EpG ist generell abstrakt.

12. Die vom Verwaltungsgericht angeführte Begründung, es sei nicht erwie-

sen, dass die Tochter davon betroffen sein könnte, entspricht nichts ande-

rem als einer Rechtsverweigerung nach Art. 29 Abs. 1+2 BV. Das mag
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zwar elegant sein, indem so gar nicht erst eine Auseinandersetzung mit

den Argumenten des Beschwerdeführers erfolgen muss, entspricht aber

trotzdem einer Rechtsverweigerung nach Art. 29 Abs. 1+2 BV.

Anwendung Zertifikat Sekundarstufe II, § 3 Abs. 2 lit. C V-Covid-

Bildung vom 22.9.2021 i.V.m. Art. 6a Covid-Gesetz i.V.m Art. 36

Abs. 1+2 i.V.m. Art. 8 Abs. 2 BV i.V.m. Art. 10 Abs. 2+3 i.V.m. Art.

11 Abs. 1 i.V.m. Art. 29 Abs. 1+2 BV

13. Der Regierungsrat betont mehrfach, die Anwendung des Zertifikates in § 3

Abs. 2 lit. C V-Covid-Bildung vom 22.9.2021 sei ja nicht zwingend, und dar-

um könne die Anwendung auch nicht nach Art. 6a Covid-Gesetz überprüft

werden. Die Massnahmen beruhten ausschliesslich auf Art. 40 EpG sowie

weiteren Verordnungen. Die vom Regierungsrat zitierten Verordnungen

enthalten jedoch nirgends Fragen des Zertifikates. Die einzige gesetzliche

Regelung des Zertifikates findet sich in Art. 6a des Covid-Gesetzes mit fol—

gendem Wortlaut:

Der Bundesrat legt die Anforderungen an den Nachweis einer Covid-19—

Impfung, einer Covid-19-Genesung oder eines Covid-lQ-Testergebnisses

fest.

14. Kurz und gut, bei Verabschiedung des Zertifikates erhielt der Bundesrat

einzig eine Kompetenz, um die Anforderungen an den Nachweis festzule-

gen. In welcher Art und Weise das Zertifikat eingesetzt werden sollte, dazu

findet sich im Gesetz kein einziges Wort. Sinn und Zweck von Gesetzen ist

es aber, derart bestimmt abstrakt etwas festzulegen, um daraus Rechtssi-

cherheit zu erhalten.

15. Gerade dies ist in Art. 6a Abs. 1 Covid-Gesetz nicht der Fall, es gibt darin

gerade keine gesetzliche Grundlage, wo und wie das Zertifikat zur An—

wendung kommen soll. Damit fällt die Anwendung für nicht leichte Eingrif—

fe von vornherein weg, weil diese einer klaren gesetzlichen Grundlage in

Gesetzesform bedürfen.
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16. Bei Freizeitaktivitäten steht dem Einsatz der Zertifikate wohl nichts entge-

gen. Für die Anwendung der Zertifikate, welche die Grundschulausbildung

(die Tochter befindet sich in der obligatorischen Schulzeit) oder die Wirt-

schaftsfreiheit (freie Berufswahl, Sekundarstufe ll ab obligatorischer Schul-

zeit) betreffen, für diese Fragen fehlt in Art. 6a Abs. 1 Covid-Gesetz die ge-

nügende Gesetzesbestimmtheit nach Art. 36 Abs. 1 und 2 BV. Dies umso

mehr, als das Zertifikat über 15 Monate (mit Verlängerungsmöglichkeit)

verabschiedet wurde. Verbunden mit einer Maskentragpflicht über die ge—

samte Schulzeit über die gleiche Zeit, entspricht ein Zertifikat mit umfas-

sender Anwendung im gesamten Ausbildungsalltag der Schüler/innen kei-

nem einfachen Eingriff in die Grundrechte mehr. Ein allfälliger Rückgriff

auf eine ernste, unmittelbar und nicht anders abwendbare Gefahr nach

Art. 36 Abs. 1 BV (dabei könnte ohne gesetzliche Grundlage gehandelt

werden) liegt nach 18 Monaten Pandemie gerade nicht vor.

17. Dies wurde bereits in der Beschwerde ans Verwaltungsgericht und in der

Vernehmlassung entsprechend angeführt. Die Beschwerdegegnerin be-

hauptete immer, es seien leichte Eingriffe, das Verwaltungsgericht setzte

sich mit dieser Frage, ob bei Anwendung des Zertifikats ein leichter oder

nicht leichter Eingriff in die Grundrechte stattfindet, in keinster Weise aus-

einander. ln diesem Sinne stellt das Urteil des Verwaltungsgerichtes eine

Verletzung des rechtlichen Gehörs nach Art. 29 Abs. 1 und 2 BV dar.

Maskentragpflicht nacht § 3 Abs. 1 V-Covid-Bildung vom 22.9.21,

Verletzung Art. 1a Abs. 1 Covid-Gesetz i.V.m. Art. 36 Abs. 1+2 BV

18. Ebenso wenig erfolgte eine Auseinandersetzung mit der Frage, ob das Tra-

gen der Maske über den ganzen Schultag für Jugendliche über den Zeit-

raum von weit über einem Jahr bzw. (wie mittlerweile gegeben) jährlich

Wiederkehrend über die gesamte Winterzeit noch als leichter Eingriff ta-

xiert werden kann, obwohl der Beschwerdeführer dies in der Beschwerde-

schrift anführte. Es mag sein, dass die Ausführungen in der Beschwerde-

schrift knapp gehalten sind. Dabei gilt es aber zu berücksichtigen, dass a)
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19.

20.

21.

eine Frist von 10 Tagen bestand und b) dass die Fristverlängerung abge-

lehnt wurde und dass die Regierung im Vernehmlassungsverfahren die

Frage nicht aufgriff, weil sie sich dann mit dem Argument, ob das Tragen

der Gesichtsmaske über allfällig mehrere Jahre für Jugendliche nicht doch

problematisch ist, entledigen konnte. Siehe dazu insbesondere auch die

Ausführungen des Beschwerdeführers in der Vernehmlassung (Akte 5,

Materielles III, Punkte 10+11).

Es braucht keine seitenlangen Einwendungen, um festzustellen: Das Tra-

gen der Maske über einen langen Zeitraum führt dazu, dass das Immun-

system faktisch keine Möglichkeiten mehr erhält, sich in natürlicher Art

und Weise zu entwickeln. Dies ist bei Kindern und Jugendlichen höchst pro-

blematisch, dazu:

 

n-z r ck-12 286

Zitat: Nach Lockerungen der Coronamaßnahmen ist in den USA eine stei-

gende Zahl an Infektionen mit dem Respiratorischen 5ynzytial- Virus zu be-

obachten - und das außerhalb der eigentlichen Saison im Winter.

Das Narrativ der Politik und (leider) auch des Verwaltungsgerichtes lautet,

das Tragen der Gesichtsmaske sei absolut unbedenklich. Das Verwaltungs—

gericht führt dazu gar aus, die Maskenpflicht sei bereits bei Kindern ab 2

Jahren völlig unbedenklich. Diejenigen, die solches fordern, mögen einmal

erklären, wie sich ein Immunsystem entwickeln kann und wie bei maskier—

ten Gestalten allenthalben ein Vertrauensverhältnis zwischen den Kleinst-

kindern und Erwachsenen entstehen soll?

Anstatt dass das Verwaltungsgericht sich mit der zentralen Frage beschäf-

tigt hätte, ob ein leichter oder nicht mehr leichter Eingriff in die Grund-

rechte vorliegt, wurde über viele lange Seiten einzig geklärt, ob die Ver—

hältnismässigkeit in Bezug auf leichte Eingriffe zulässig ist. Dabei wurde

diese Frage seitens des Beschwerdeführers so gar nicht eingebracht.
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22.

23.

Damit war/ist es realtiv einfach möglich, die Klage unter Umgehung dieser

Rügen abzuweisen, doch wurde die Frage des leichten bzw. nicht leichten

Eingriffes nach Art. 36 Abs. 1+2 BV nicht beantwortet. Da diese Regelung

aktuell in Kraft ist, bedarf es in dieser Frage einer Klärung der Sachlage. In

diesem Punkt ist das Verfahren zurück ans Verwaltungsgericht zu weisen.

Ungleiche Behandlung geimpfte/ungeimpfte Kinder und Jugendli-

che nach § 3 Abs. 2 lit. C V-Covid-Bildung vom 22.9.2021, Ver-

Ietzung Art. 6a Abs. 1 Covid-Gesetz i.V.m. Art. 8a HMG i.V.m. Art.

8 Abs. 2 BV i.V.m. Art. 10 Abs. 2+3 i.V.m. Art. 11 Abs. 1 i.V.m. Art.

29 Abs. 1+2 BV

Der Beschwerdeführer führte an, dass nach Heilmittelgesetz (HMG) Art. 8a

bei einer befristeten Zulassung eines Impfstoffes nur geimpft werden darf,

wo ein grosser therapeutischer Nutzen vorhanden ist. Dieser ist bei Ju-

gendlichen, welche keine zusätzlichen Risikofaktoren von der Gesundheit

her haben, nicht der Fall. Daher dürfte eine Impfung nach HMG bei Kindern

und Jugendlichen in aller Regel gerade nicht angezeigt sein. Einem allfälli-

gen Nutzen stehen nämlich die Risiken von Nebenwirkungen gegenüber.

Dazu

httpszllinfekt.ch/2022/O llsind-nebenwirkunoen-der-covid—impfunq-al-

tersabhaengigl

Zitat: «Doch aufgrund dieser Daten, welche sich auch mit anderen Beob-

achtungen deckt, erachte ich es nicht als unproblematisch, wenn wirjunge

Menschen durch Zertifikatsauflagen nun faktisch zur Impfung und Booste-

rung zwingen ohne sicher zu sein, dass wir mit der Impfung für jungen

Menschen keinen Schaden anrichten. Im Medizinstudium hatten wir noch

aus der hippokratischen Tradition gelernt: „Primum nil nocere”, was soviel

heisst wie „Erstens nichts schaden’ und in der Fortsetzung: „zweitens

vorsichtig sein, und drittens heilen”. Vielleicht sind auch nicht alle Impfun-

gen gleich gut verträglich.»
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25.

26.

Der Autor, Prof. em. Dr. med. Pietro Vernazza, bezieht sich am 11.1.2022

dabei auf Studien von Ende 2021, es handelt sich folglich nicht um eine

neue Eingabe seitens des Beschwerdeführers, sondern um neue Erkennt-

nisse in einem laufenden Verfahren. In den zitierten Studien wird ausge-

wiesen, dass das Risiko von Nebenwirkungen bei unter 40 Jährigen höher

ist als der Nutzen der Impfung. Unabhängig davon, gemäss HMG haben

die Behörden bei der Covid-Impfung die Pflicht, bei Kindern und jugendli-

chen zurückhaltend zu agieren, da Covid für diese gemäss Pädiatrie

Schweiz weniger schwer ist als z.B. eine Grippe. Wenn in diesem Zusam-

menhang Frau RR Steiner betont, es müssten diejenigen, die etwas zur

Pandemiebewältigung tun würden, «belohnt» werden, so mag dies das

zeitgenössische Narrativ der Politik und Medien sein, aber aufgrund des

HMG rechtfertigt sich in keinster Weise, nur schon das Zertifikat, ge-

schweige denn eine unterschiedliche Behandlung Geimpfter bzw. Unge-

impfter in Betracht zu ziehen.

Weder die Beschwerdegegnerin noch das Verwaltungsgericht haben sich

mit einem Wort in Bezug auf das Heilmittelgesetz geäussert. Das Narrativ

lautet einfach, der Impfstatus stelle kein verfassungsmässig verpöntes Un—

terscheidungskriterium dar, vielmehr rechtfertige es sich, jene, welche

über ein Zertifikat verfügten, besserzustellen.

Das Verwaltungsgericht übersieht dabei offensichtlich, dass gerade bei

Kindern und Jugendlichen eine jede Unterscheidung aufgrund des klaren

Wortlautes im Heilmittelgesetzes bzw. der befristeten Zulassung der Imp-

stoffe von vornherein her auszuschliessen ist, dies unabhängig von der ak-

tuellen Befindlichkeit in Politik, Gesellschaft und Medien. Solange keine or—

dentliche Zulassung vorliegt, ist eine jede Unterscheidung bei Kindern und

jugendlichen nicht in Einklang mit der Verfassung auslegbar, weder mit

Art. 8 Abs. 1+2, Art. 10 Abs. 2 und Art. 11 Abs. 1 BV.

Aber selbst wenn sich (dereinst) herausstellen sollte, dass Art. 8a HMG

nicht mehr greifen würde, indem z.B. eine ordentliche Zulassung vorliegen
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würde, stellte sich die Frage, in welchem Masse die Covid—Impfung die An-

steckungsketten zu beeinflussen vermag.

27. Bereits in der Beschwerde ans Verwaltungsgericht wurden viele Impf-

durchbrüche dokumentiert. Ebenfalls wurde klar dargelegt, dass nach dem

Covid-Gesetz eine ungleiche Behandlung nach Art. 3a Abs. 1 nur bei der

Frage der Quarantäne berücksichtigt werden dürfte, sofern der Impfschutz

erwiesenermassen greifen würde. Massgebend ist im übrigen die Version

Covid-Gesetz vom September 2021, denn zwischenzeitlich hat das Parla-

ment in einer Art «Schildbürgerstreich» die Formulierung aufgeweicht, der

Impfschutz müsse nur «ausreichend» sein (womit eine jede Unterschei—

dung noch absurder wird).

28. Dabei ist bzw. war es auch vor Covid so, viele Impfungen (ganz bestimmt

nicht die Covid-Vakkzine) schützen nicht vor Ansteckungen. Dazu findet

sich im Urteil jedoch kein Satz, die eingereichte Lancet-Studie, welche mit

umfangreichen Studien klar ausweist, dass sich die Virenlast zwischen Ge—

impften und Ungeimpften nicht signifikant unterscheidet bzw. die Impfung

gerade nicht besser vor einer Ansteckung schützt, diese Studie wurde, ob-

wohl am 8. November 2021 ins Verfahren eingebracht, vom Verwaltungs-

gericht nicht einmal mit Eingabe protokolliert. Und weil es nicht protokol-

Iiert ist, findet es natürlich auch keine Erwähnung im Urteil. Nur entspricht

dies einer Rechtsverweigerung nach Art. 29 Abs. 1 und 2 BV.

29. Das Problem der Maskentragpflicht für bestimmte Gruppen liegt primär

darin, dass diejenigen, welche befreit (hier Zertifizierte) sind, dabei anneh-

men, sie seien aufgrund der Befreiung ganz bestimmt geschützt. Im Ge-

genteil, und das zeigt die Entwicklung der letzten Monate ja bestens auf,

indem die Geimpften überall die Masken ablegten, jegliche Abstände nicht

mehr beachteten bzw. faktisch keinen Einschränkungen mehr unterworfen

waren und nicht zuletzt daher mächtig auf Party machten, kam es die dar-

auffolgende Zeit zu derart signifikanten Anstiegen bei den Fallzahlen, dass

der Regierungsrat am 8. Dezember 2021 wieder eine generelle Masken-

pflicht für alle Personen auf Sekundarstufe ll einführte. Der Beschwerde-
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30.

31.

führer vertritt die Ansicht, dass die gesamte Maskenpflicht auf Stufe Se-

kundarstufe Il vermeidbar gewesen wäre, wenn z.B. nur schon die Reisetä—

tigkeit und andere Freizeitaktivitäten auf EnNachsenenstufe anders gere-

gelt worden wären. Dies führt dazu, dass die Maskentragpflicht unnötiger-

weise länger in Kraft bleiben dürfte, auch wenn aktuell keine Ungleichbe-

handlung (Änderung vom Dezember bei Verordnung) im lmpfstatus be-

steht. Da anzunehmen ist, dass bei Lockerungen § 3 Abs. 2 lit. C V-Covid-

Bildung vom 22.9.2021 erneut zur Anwendung gelangen dürfte, ist diese

Frage entweder auf Stufe Bundesgericht (Feststellung Unvereinbarkeit mit

Bundesrecht) oder durch Rückweisung ans Verwaltungsgericht (Prüfung in

Hinblick auf Verträglichkeit mit HMG Art. 8a) zu klären.

Datenschutz bei § 3 Abs. 4 V-Covid-Bildung vom 22.9.2021, Ver-

stoss nach Art. 13 Abs. 1+2 BV

Das Verwaltungsgericht «wirft» dem Beschwerdeführer eine «pauschale»

Rüge vor. Abgesehen davon, dass der Beschwerdeführer 10 Tage Frist hat-

te und keine Verlängerung erhielt, in der er die Rügen hätte adäquat (z.B.

unter Beihilfe eines Anwaltes) vorbringen können, hat der Beschwerde-

führer in der Vernehmlassung (Akte 5, Punkt III, Materielles 16) aus-

geführt, warum der Datenschutz nicht in Ansätzen eingehalten wird.

Neben dem dort geschilderten Beispiel sei hier noch eines angeführt. Mail

von Katharina Kunz, Leiterin Zentrale Dienste, So, 31.10.2021, 12:40, wel-

che nach der Übermittlung eines Testzertifikates schrieb: «Herzlichen

Dank für die Information. Ich habe Herrn Scheller über das negative Test-

resu/tat von _informiert. Auch die Fach/ehrpersonen sind infor-

miert, dass_an den repetitiven Test mitmacht und im Unterricht

keine Maske tragen muss». Neben dem Klassenlehrer Scheller wurden di-

rekt alle Fachlehrer informiert, nicht aber nur, dass keine Maske getragen

werden muss, sondern dass die Tochter aufgrund eines negativen Tests

bzw. dem repetitiven Testen keine Maske tragen müsse. Damit ist der

lmpfstatus via Mail allen Lehrer/innen, bei der die Tochter zur Schule geht,

bekannt
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32. Bei einer datenschutzkonformen Auslegung dürften die Lehrkräfte nur Sta-

tus «Maskenbefreiung» in der Momentaufnahme erfahren. In der Fassung

vom 9. Dezember 2021 wurde die Version «abgeschwächt», es werden nur

noch die notwendigen Informationen erfasst. Trotzdem fragt sich, ob eine

datenschutzkonforme Auslegung überhaupt möglich ist, wenn die Daten

zwischen Schulleitung, Trägerschaft und Arbeitgebende beliebig ausge—

tauscht werden. Angezeigt wäre eine externe Datenerfassung. Diese Frage

bedarf der Klärung mit Rückweisung an das Verwaltungsgericht. Es geht

dabei nicht um die Frage, ob/wie das Zertifikat allfällig «gezeigt» wird,

sondern z.B. dass medizinische Daten nicht von der Schulleitung und/oder

Lehrer/innen einsehbar oder aus erfassten Daten ableitbar sein dürfen.

ZG-Regelung für «ausserschulische» Aktivitäten nach § 4 Abs. 1 V-

Covid-19 Bildung vom 22.9.2021, Ungleichbehandlung nach Art. 8

Abs. 2 BV i.V.m. Art. 10 Abs. 2+3 i.V.m. Art. 11 Abs. 1 BV

33. Die Begründung des Verwaltungsgerichtes unter Punkt 6, dass es sachlich

gerechtfertigt sein könne, Jugendliche von Lagern auszuschliessen, weil

die Ungeimpften das Virus erhöht weiterverbreiten würden, ist unter Be-

zugnahme z.B. des Lancet—Artikels (Gleiche Ansteckbarkeit Geimpfte/Un-

geimpfte) nicht haltbar. Die aktuellen Fallzahlen mit der Omikron-Variante

zeigen auf, dass es in der «Praxis» bei der Ansteckung bzw. Weiterverbrei-

tung gerade keinen Unterschied macht, ob jemand geimpft ist oder nicht.

Tests für Personen mit Symptomen waren immer genügend vorhanden.

Das Argument ist «vorgeschoben». Lager auf Stufe Sekunderschule II wer-

den ohnehin von den Eltern berappt, sie müssten auch für allfällige Qua-

rantäne-Kosten aufkommen, der Schule entsteht in dieser Hinsicht absolut

kein Mehraufwand.

34. Kann sein, dass Jugendliche über 16 Jahre ohne Zertifikat aktuell kein Re-

staurant besuchen kònnen, aber ganz offensichtlich dürfte es nicht ange-

zeigt sein, dass Jugendliche ihre Zeit während Arbeitswochen und/oder La-

gern in Wirtshäusern verbringen sollten. Was entsprechende Freizeitaktivi-

täten betrifft, die aktuell für über 16-Jährige ohne Zertifikat nicht zugäng-
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35.

lich sind, so können die betroffenen Jugendlichen (sie sind ja immerhin

über 16) in Eigenverantwortung entscheiden, ob sie sich testen lassen wol-

len oder ob sie am entsprechenden Event dann halt nicht teilnehmen.

Die entsprechende Regelung ist schlicht und einfach überflüssig. Eine

überflüssige Regelung kann aber nicht in Ansätzen verhältnismässig sein

und darum ist diese aufzuheben, weil sie nicht vor Art. 8 Abs. 2 BV i.V.m.

Art. 10 Abs. 2+3 i.V.m. Art. 11 Abs. 1 BV standhält.

Rechtliche Zusammenfassung

Abschliessend gilt festzuhalten, dass sich die Vorinstanz mit den Argu-

menten des Beschwerdeführers in weiten Teilen nicht auseinandergesetzt

und den rechtsrelevanten Sachverhalt nicht erstellt hat, obwohl dies die

Pflicht des Verwaltungsgerichts gewesen wäre.

Das Verwaltungsgericht hat dabei mehrere Rügen des Beschwerdeführers

gar nicht erst behandelt, überspitzt formalistisch Anträge wie z.B. die zwin-

gende Testpflicht für jene, die ein Maskenattest haben, abgeschmettert

und zentrale Fragen, wie z.B. die Frage, ob es sich um leichte oder nicht

mehr leichte Eingriffe handelt, komplett ignoriert.

Der pauschale Rückgriff für alle Massnahmen auf Art. 40 EpG kann nicht

darüber hinwegtäuschen, dass z.B. die Anwendung des Zertifikates sich

gerade nicht auf Art. 40 EpG abstützen lässt, da ansonsten ja auch das

gesamte Covid-Gesetz nicht notwendig gewesen wäre.

Vor allem aber müsste geklärt sein, dass die Impfung für die Jugendlichen,

nach Art. 8a Heilmittelgesetz (HMG) allgemein zulässig wäre. Da dem nicht

so ist, geht es erst recht nicht an, irgendwelche «Belohnungen» anzu-

setzen, die überdies dazu führten, dass die «Belohnten» sich so sicher

fühlten, dass ihr Verhalten sich (ermuntert durch die Behörden) pandemie—

verlängernd auswirkte. Doch selbst wenn die Impfung ordentlich zuge-

Iassen wäre, könnte eine Ungleichbehandlung nur dann in Betracht

gezogen werden, wenn mit der Impfung (ohne Dauer-Nachimpfen alle drei
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Monate) die Ansteckungen absolut erwiesenermassen verhindern werden

könnten, «ausreichend» reicht hier gerade nicht.

Dabei rügt der Beschwerdeführer Verfahrensmängel, dabei in erster Linie

die Verletzung von Art. 6 Ziff. 1 EMRK (Garantie eines fairen Verfahrens)

sowie die Verletzung des Untersuchungsgrundsatzes und des rechtlichen

Gehörs gemäss Art. 29 Abs. 2 BV, wonach die Verwaltung den rechts-

erheblichen Sachverhalt von Amtes wegen festzustellen und zu sämtlichen

Argumenten des Beschwerdeführers Stellung zu nehmen hat.

Weiter rügt der Beschwerdeführer aber auch elementare Verfassungs—

rechte, so die Art. 8 Abs. 2 BV i.V.m. Art. 10 Abs. 2+3 i.V.m. Art. 11 Abs. 1

i.V.m. Art. 36 Abs. 1+3 BV, ferner bei der Frage des Datenschutzes Art. 13

Abs. 1+2 BV.

Aufgrund des Gesagten wird das Bundesgericht höflich gebeten, den ge—

stellten Anträgen zu entsprechen.

it fr undlichen Grüssen   
BeiIagen-lAktenverzeichnis

Beilage A: Urteil Verwaltungsgericht 20.12.21, zugestellt 21.12.2

Akte 1: V-Covid-19 Bildung vom 22.9.2021
Akte 2: Beschwerde ans Verwaltungsgericht vom 28.9.202
Akte 3: Verwaltungsgericht: Ablehnung Anträge sowie Vernehmlassung
Akte 4: Vernehmlassung Regierungsrat vom 7.10.2021
Akte 5: Replik Beschwerdeführer vom 25.10.2021
Akte 6: Duplik Regierungsrat vom 5.11.2021
Akte 7: Akteneinreichung Lancet (gleiche Ansteckung Un-/Geimpfte)‚

8.11.2021
Akte 8: V-Covid-19 Bildung vom 9.12.2021 (aktuell in Kraft)
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F. humudGel—‚duet

Die V Covid-l9 Bildungsbereich tritt am 4. Oktober 2021 in Kraft.
Der Bundesrat hat die Ausweitung der Verwendung des Zenifikau bis
zum 2A.Januarmum Er kann die Massnahme auch früher wie-

der aufheben. sollte sich die epidemiologiscbe Lage entspannen. i} 2—4

der vorliegenden Verordnung werden analog den entsprechenden 8e-
stimmungen in der Covidvl 9-Verordnung besondere lage ebenfalls bis
zum 24. Januar 2022 befristet.

G. Entzug der “Hebe-du Wihlg

Aufg'und der Dringlichkeit ist dem Lauf der Beschwerdefrist und
der Einreiehung einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung zu ent-
ziehen (â 55 in Verbindung mit i 25 Abs. 3 Verwaltungsrechlspflege-
guet: vom 24. Mai 1959 [VRG‚ L8 175.21) und die Bendiwerdefris! auf
zehn Tage zu verkürzen (i 22 Abs. 3 VRG).

M m



9

bunden und erscheint daher mit Blick auf den damit verfolgten Zweck

als verhältnismäßig

Zu S 4. Teilnahme an freiwilligen Sehulveranstaltungen

Soweit Schulen der Sekundarstufe Il einschliesslieh Untergyrnne

sien Lager oder ähnliche besondere Schulvermataltungen mit Uber-

nachtungen durdifuhren. soll es ihnen freistehen. zu fiesen Veranda]-

hingen nur solche Begleitpersonen. Schülerinnen und Schüler sowie

Lernende zuzulassen. die sich über eine vollständige Impfung oder die

Genesung nach einer Covid-l9-lnfektion ausweisen können. Dadurch

sollen Lagerabbrtiehe infolge von lnfektionsßllen möglichst vermieden

werden. Nicht geimpfie sowie nicht genesene Personen waren zudem

unter Umständen dazu gezwungen. sich in regelmässigen Abständen

testen zu lasen. was die Organisation und den geordneten Ablauf einer

Lagerserheblidlenchwertoder namentlidiimFallevon Auslandsreisen

vertuunöglicht.amgit es zu vemeiün. dass sieh lagerteilneh—

mende im Fall eines podtiven Testresultates vor Ort in lsolation bzw.

Quarantäne begeben müssen.

D. A—wiknqen

l. Private

Die Verordnung hat insoweit Auswirkungen auf Private. als sie sich

an die gemäß dem jeweiligen Schutzkonzept vorgesehenen Schutzmaß-

nahmen und an die Maskentragpflieht zu halten haben. Die Auswirkun—

gen haben lediglieh geringfügige Einschränkungen zur Folge. die ange-

sichts der epidemiologisdien Lage und der mi den angeordneten Maas-

nahmen zu verfolgenden Ziele verhältnismäßig sind.

2. Gemeinden und Kanton

Für die Gemeinden und den Kanton ist mit administrativen Mehr-

aufwendungen zu rechnen. gerade was die Bearbeitung von Anfragen

betrifft. Die finanziellen Auswirkungen sind nicht ben'fferbar.

E. Regiienqiolpüeehlung

Es sind keine Unternehmen im Sinne des Gesetzes zur administrati-

ven Entlastung der Unternehmen vom 5. Januar 2009 (LS 930.1) bzw.

â 5 der Verordnung zur administrativen Entlastung der Unternehmen
vom 18. August 2010 (LS 930.11) von der Verordnung betroffen. Eine

Regulierungsfolgeabschätzung ist daher nicht erforderlich.
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Bereich der obligatorischen Volksschule gilt die Makentragpflicht für

sämtliche Mehr. und Betreuungspersonen sowie für das Schulpersonal.

In den Schulen der Sekundarstufe ll sind grundsätzlich alle Personen.

einschließlich der Sditller'umen und Schüler wie der Lernenden. zum

Tragen einer Maske verpflichtet. Die Maskentrapmcht erstreckt sich

auf der Sektmdarstufe ll auch auf die überbetrieblichen Kurse. Sie um-

fasst den Prüsenzunterricht. Besprechungen und Sitzungen sowie die

schulergltnnende Betreuung. Keine Maskentragpllidit gilt in Situatio

neu. in denen eine Maske den Unterricht bzw. die Therapie wesentlich

erschwert (2.8. Logopädie) sowie bei der Einnahme der Mahlzeiten.

Vollständig geimpfte oder genesene Personen haben de Möglich-

keit. sich von der Maskentragpflicbt befreiennzu lassen. da bei diesen

Personen ein wesentlich tieferes Risiko einer Übertragung besteht und

sie überdies nicht mehr quarantanepflichtig sind. Die Befreiung kann

gewährt werden. wenn diese Personen gegenüber ihren Vorgesetzten

bzw. gegenüber der Schulleitung oder den Berufsbildnerinnen und Be-

rufsbildnern in überbetrieblichen Kursen freiwillig mittels des entspre—

chenden Covid-Zertifikats den Nachweis erbringen.m sie ge'mpft oder

genesen sind.

Eine Befreiung von der Mmkentragpflicht ist sodann möglich für

ungeimpfte und nicht genesene um. und Betreuungspersonen sowie

Schülerinnen und Schüler bzw. Lernende der Sekundarstufe IL wenn

diese an den wöchentlichen schulischen Reihentestungen teilnehmen

(Pooltests). Soweit sich lernende sowie Berufsbildnerinnen und Berufs-

bildner in überbetrieblichen Kursen nachweislich an repetitiven Tes-

tungen bei ihren Arbeitgebenden beteiligen. können sie sich dadurch

ebenfalls von der Maskentragpflieht nach dieser Verordnung befreien.

Personen. denen ein ärztliches Zeugnis bescheinigt. dass sie keine

Maske tragen können. und die keinen Nachweis einer vollständigen

lmpfung oder einer Genesung erbringen. sind verpflichtet. am wöchent-

lichen repetitiven Testen in der Schule oder bei ihrer Arbeitgeberin

oder ihrem Arbeitgeber teilmnehrnen. Bietet die Schule bzw. die oder

derArbeitpbendekeine MögidtkeitheihahmeanrepetitivenTests

an. müssen sich die betreffenden Personen wöchentlich mittels mole-

kularbiologischer Analyse (PCR-Test) testen lassen. Die Kosten für

diese KIR-Tests werden von der Gemeinde. den Trigerschaften bzw.

dem Kanton getragen Diese Massnahme erweist sich als geeignet und

erforderlich. um einer Weiterverbreitung des Coronavirus durch unge—

impfte und nicht genesene Personen. die aus gesundheitlichen Gründen

keine Maske tragen können. im Schulumfeld vorzubeugen und damit

verbundene Quarantäneanadnungen zu vermeiden. Die Massnahme

ist zudem mit geringen Einwirktmgen auf die betroffenen Personen ver—

(WĲ!



 

C. Wer-geladenen“MI

Zu 9 1. Schutzkonzept

Die in Abs.1 angeführten Schulen sind verpflichtet. ein Schutzhan-
zept zu erstellen. Abs 2 regelt die Zuständigkeiten.

in Abs.3 sind alle zwingend imScliutzltonzept zu regelndenPunkte
aufgeführt. Eine zeitlich befristete Maskentragpllidit soll insbesondere
bei Auftreten vonmamunter den Schülerinnen und Schülern
bzw. Lernenden angeordnet werden. um weitere Ansteckungen sowie
Quarantänemmrahrnen zu verhindern. Die zustlind'gen Stellen gemliss
Abs 2 können weitere Punkte regeln. Diese Vorgehensweise hat sieh
inderPraxisbewihnundenuprichteinemBeditrfnisderSchulen Vor-

gaben des Bundes sind zwingend einzuhalten. Es ist sodann eine für
die Umsetzung des Konzepts und für den Kontakt mit den zuständigen
Behörden verantwortliche Person zu bezeichnen. Diese oder ihre be-
zeichnete Stellvertretung muss für das Contact Tradng auchmm
der Bürozeiten erreichbar sein. einschließlich Wochenenden md Schul-
ferien. Für die Schulen der Sekundantule Il kann auch ein Pikettdienst
eingerichtet werden.

Bei den in den Schutzlronzepten vorgesehenen Schutzmassnahmen
handelt es sich um schula’ganisatorische Massnahmen und interne An-
weisungen im Rahmen eines Sonderstatusverhaltnisses. die der Auf-
rechterhaltung des Schulbetriebs dienen. Rechtlich werden sie den sege-
nannten Realakten zugerechnet. Das gil gmndsiitzlich auch für die An-
ordnung einer begrenzten und zeitlich befristeten Maskenbagpl‘licht als
zusätzlicher Bestandteil des Schutzkonzepts.

Bereits jetzt wird in den Schulen der Sekundarstul’e ll einschließ-
lich Untergymnasien pro Anlass ein eigenes Schutzkonzept erstellt.
Diese Praxis hat sich bewährt und wird in Abs.4 entsprechend festge-
halten.

Gemäss Abs. 5 müssen die Schutzkonzepte betreffend die obliga-
torische Volksschule zusätzlich Maßnahmen für den Bereich der spe—
ziellen Unterrichtsformen und der Betreuung enthalten.

Abs.6 sieht vor. dass die Schutzkonzepte im Internet zu veröfl'ent»
lichen sind.

Zu 55 Z und 3. Maskentragpflicht a. obligatorische Volksschule
und h. Schulcn der Sekundarstul‘e ll

Zum Schutz der Schülerinnen und Schiller. der Lernenden. der Lehrt
und Betreuungspersonen sowie des Schulpersonals vor Ansteckungen
mit dem Coronavirus sowie zur Vermeidung von Quarantänermssnah-
men gilt grundsätzlich eine Maskentr‘agpflicht in Innenräumen der obli-
gatorischen Volksschulen und der Schulen der Sekundarstufe ll. Im

QUÔ 4/1;
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Begründung

A- Anal-ville

Mit Beschluss vom 23. Juni 2021 hat der Bundesrat die bis dahin

bestehenden Maßnahmen zur Bekämpfung der Covid—lQ-Epidemie mit

Wirkung ab 26.Juni 2021 deutlich gelockert und die Verordnung über

Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämpfung der Covid-l9—

Epidemie (Covid—l9-Verordnung besondere Lage. SR 818.101.26) voll-

ständig überarbeitet. Mit dieser Verordnung wurde die Zuständigkeit

für den Erlass von Schutzmasnahmen im Bereich der obligatorischen

SdtuleundderSekundarstufell wiederumfassendandielianbneflber-

tragen (vgl. Art. 2 Abs. 2 Covid-l9—Verordnung besondere Lage).

Nach Art. 23 Covid-l9—Verordnung besondere Lage trifft der Kanton

zusätzliche Massaahmen nach Art. 40 des Epidemiengesetaes (EpG.
SR 818.101). wenn de epiderniologisdie tage im Kanton oder in einer

Region dies erfordert oder er aufgrund der epidemiologischen Lage

nicht mehr die notwendigen Kapam'täten für die erforderliche Identifi-

zierung und Benachrichtigung ansteekungsverdäehtiger Personen nach

Art. 33 EpG bereitstellen kam.

Seit Mitte August 2021 ist wieder ein Anstieg der Ansteckungen zu

verzeichnen. Namentlich breitet sich die Delta-Variante aus. die sieh
durch eine höhere Ubertrsgbarkeit und damit eine schnellere Verbrei-

tung auszeichnet. Die Neuansteckungen betreffen insbesondere auch

schulpflidltige Kinder. Jugendliche und junge Erwadlsene. Mit den vom

Bundesrat beschlossenen Lockerungen md der erhöhten Mobilität hat

sich die epidemiologische Lage weiter verschärft. Es erweist sich über
als notwendig. Schutzrnassnahmen an den Schulen anzuordnen.

B. Ziele-III U-etnlg

Ziel sämtlicher Massnahrnen ist in erster Linie. die Gesuncflieit der

Schülerinnen und Schiller sowie der Lehrpersonen und der weiteren an

der Schule beschäftigten Personen zu schützen. Die Massnahmen sollen

die weitere Verbreitung des Coronavirus eindänmen und Neuinfektio—

nen ven'ingern. Ausserdern sollen die Massnahrnen die Aufrechterhal-

tung eines möglichst uneingeschränkten Schulbetriebs ermöglichen Für

die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen ist es wesentlich. dass die
Schulen geöffnet bleiben und Präsenzunterricht stattfinden kann. Das

Recht auf Bildung muss auch während der Pandemie möglichst unan-

getastet bleiben.

In 4k
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5 Personen mit einer ärztlich bescheinigten Maskentragdispens sind
verpfliditet. am wöchentlichen repetitiven Testen in der Schule bzw. bei
der oder dem Arbeitgebenden teilzunehmen. wenn sie kehren Nachweis

erbringen. dass sie über ein gültiges Covid- l9-lmpfzertifikat oder ein
plltiges Covid-l9—Genesungsmertifikat verfügen. Bietet die Schule bzw.
die oder der Arbeitgebende kein repetitives Teseo an. sind sie verpflich-
tet. sich wöchentlich mittels molekularbiologischer Analyse testen zu

lassen (PCR—Test). Die Testkosten gehen dabei zulasten des Mittelschul-
und Berufsbildungsamtes (MBA) bzw. der Trägerschaft.

" Die Schulleitung und die Trägerschaft der überbetriebichen Kurse
bzw. eine von diesen bezeichnete Stelle kontrollieren die Einhaltung
der Verpflichtung nach Abs S. Sie können das Testdatum oder die Gül-
tigkeitsdauer einer vorgelegtn Covid-IQ—lmpfaertifikats bzw. eines Covid-
19—Genesungszertifikats erfamcn.

7 Sehulleitung. Trägerschaft und Arbeitgebende erteilen sich gegen-
seitig unaufgefordert und auf Anfrage die für die Kontrolle der Nach—
weise nach Aha 2 lit. c Ziff. 2 und Abs. 5 notwentfigen Informationen.

" Das MBA entscheidet über die Übernahme der Kosten gemäss
Abs. 5 unabhängig von deren Höhe.

54. l Die Schulen gemäss â l Abs. ”il. e können die Teilnahme
an freiwilligen Schulveranflaltungen mit Übernachtung. insbesondere
Lager. vom Nachweis eines gültigen Covid-l9-lmpfzenifikats bzw. eines
gültigen Covid-l9—Genesungszertifikats abhängig machen.

z Der Nachweis wird gegenüber der Sdiulleitung oder einer von ihr
bezeichneten Stelle erbracht. Diese kann die Gültigkeitsdauer des Zerti-
fikats erfassen.

Teilnahme
m freiwilligen
Sehulvermstfl-
tungen

QMÀ



 
 

b. Schulen
dermm-
stufe l!

3 Der Nachweis nach Abs. 2 lit c wird gegenüber der vorgesetzten

Person erbracht. Diese kann die Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder

das Testdntum erfassen.

‘ Personen uit einer ärztlich bescheinigten Maskentragdispens sind

verpflichtet. am wöchentlichen repetitiven Testen in der Schule teilzu-

nehmen. wenn sie keinen Nachweis erbringen. dass sie über ein gültiges

Covid-lü-lmpizertifikat oder ein gültiges Covid—l9-Genesungszertifikat

verfügen. Bietet die Schule kein repetitives Testen an. sind n‘e verpflich-

tet. sich wöchentlich mittels molekularbiologischer Analyse testen zu

lassen (PCR—Test). Die Testkosten gehen dabei zulasten der Gemeinde

bzw. der Trägerschaft.

3 Die vorgesetzte Person kontrolliert die Einhaltung der Verpflich-

tung nach Abs 4. Sie kann das Testdatum oder die Gültigkeitsdauer

eines vorgelegten Covid-l9-lrnpfzertifikats bzw. eines Covid-l9—Gene-

sungszertifikats erfassen.

9 3. ‘ In den lnnenräumen der öffentlichen Schulen für Berufs-

vorbereitungsjahre. der Schulen der Sekundarstuie ll einschliesslich

Uniergymmsien und der überbetriebk'ehen Kurse muss jede Person eine

Maske tragen.

2 Keine Maskentragpflieht gilt:

a. wenn das Tragen einer Maske den Unterricht wesentlich erschwert.

wobei in solchen Situationen der Mindestabstand einzuhalten oder

der Schutz durch andere Sehutzrnassnahmen zu gewährleisten ist.

b. in für die Konsurnation von Speisen und Getränken vorgesehenen

Aufenthaltsräumen während der sitzenden Konsumation.

c. für Personen. die nachweisen. dass sie

i. über ein gültiges CovidvIQ-lrnpfzertifikat oder ein gültiges Co—
vid—l 9—Genesungszenifikm verfügen oder

2. am wöchentlichen repetitiven Testen in der Schule oder bei der

oder dem Arbeitgebenden teilnehmen.

’ Der Nachweis nach Abs. 2 lit. c wird erbracht:

a. vom Lehr- und Schulpersonal gegenüber der vorgesetzten Person.

b. von Schülerinnen und Schülern bzw. Lernenden gegenüber der

Schulleitung oder einer von dieser baeidrneten Stelle und gegen-

über den Berufsbildnerinnen und Berufsbildnern in überbetrieb-

lichen Kursen.

c. von Berufsbildnerinnen und Berufsbildnern in überbetrieblichen

Kursen gegenüber der Trägerschaft der überbetrieblichen Kurse

oder einer von dieser bezeichneten Stelle.

‘ Die den Nachweis nach Abs. 2 lit.c prüfenden Personen können

die Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder das Testdatum erfassen.

um.
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c. Maßnahmen betreffend Schul- und Klassenanlßse der Schulen ge-
mihs Ab; 1 lit. a—d.

d. Pflichten der Arbeitgehenden zum Schutz der Arbeitnehmenden.

e. Anordnung einer befristeten Maskentragpflicht ohne Befreiungso
möglichkdt nach â 2 Abs 2 lit.c und i 3 Abs.2 lit. c durch die zu-
ständige Stelle gemäß Abs. 2. den schuliirztlichen Dienst oder das
Contact Tracing. wenn dies aufgrund des konkreten Infektions-
geschehens oder zur Verhinderung einer solchen in einzelnen Klas-
sen oder Schulen erforderlich ist.

t'. Bezeichnung einer für die Umsetzung des Koneepts und für den
Kontakt mit den zuständigen Behörden verantwortlichen Person.
‘ Fur Schul- und Kimenanlässe. insbesondere Lager. an Schulen der

Sekundarstufe u einschließlich Untergyrnnasien erstellt die Schullei-
tung jeweils ein eigenes Schutzkonzept.

5 Diemam:betreffend die Mandaten Schulen der obliga-
torischen Volksschule Missen zusätzlich Maßnahmen für den Bereich
der speziellen Unterrichtsformen und der Betreuung enthalten.

° Die Schutzkonzepte sind auf der Internetseite der Gemeinde oder
der Schule zu veröffentlichen.

i 2. ' An allen öffentlichen Schulen der obligatorischen Volks-
sdiulc. Sonderschulen sowie Schulen. an denen die obligatorische Schul—
pflichl erfüllt werden kann. gilt für das um. Betreuungs- und Schul-
personal bei sämtlichen schulischen Aktivitäten. einsdilieeslidi des Prä-
senzunterrichts. in innenn‘iumen eine Maskentragpflicht.

2 Keine Maskentragpllichl gilt:

a. in Unterrichts-‚ Betreuungs- und Thempiesituationen. in denen das
Tragen einer Maske den Unterricht. die Betreuung oder die Therapie
wesentlich erschwert. wenn

l. der Mindestahstand gegenüber den Schülerinnen und Schülern
oder anderen Erwachsenen eingehalten wird oder

2. der Schutz durch andere Schutzmaßnahmen gewährleistet wird.
b. in für die Konsultation von Speisen oder Getränken vorgesehenen

Aufenthalts- und Betreuungsräumen während der sitzenden Kon-
sumation.

c. für Personen. die nachweisen. dass sie

l. über ein gültiges Covil-l9—lnpfzertifikat oder ein gültiges Covid—
lO—Genesungszertifikat verfügen oder

Z am wöchentlichen repetitivcn Testen in der Schule teilnehmen.

Makentrag.
'flicln

n. obligatorische"
Volksschule
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Verordnung
mMzur Bekämpfung
der Covid-l9-Epidenie in Bildungsbereldl
(V Cavia-19 Blldungsbereich)

(vorn 22. September 2021)

Der Regierungsrat,

gestützt auf An. 40 des Bundesgesetzes vorn 28. September 2012 über

die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen und Art. 23

derVerordnmgvomBJtmilOZl überMasuuihmeninderbeamderen

Lage zur Bekämpfung der Covid—lßEpidemie (Covid-l 9-Vemrdnung

besondere Lage).

beschließt:

57
.”

n
a
a
r
:

fi l. ' Zur Erstellung eines Schutzkonzepts sind verpflichtet:

die öffentlichen Schulen der obligatorischen Volksschule.

alle Schulen. an denen die obligatorische Sdiulpflidtt erfüllt werden

kann.
die Sonderschulen.

die öffentlichen Schulen für Berufsvorbereitungsjahre.

die Schulen der Sekundarsrufe ll einsehliesslidi Untergymnasien.

die Anbietenden von überbetrieblichen Kursen.

2Flirdie EnclhmgdesSchutzkomemdea-‚n UnummgundÜber—
wachung sind folgende Stellen zuständig:

b.

C.

die Schulpflegen der öffentlidien Schulen der obligatorischen Volks-

schule.

die Trägendtaften der Sonderschulen und der Schulen. an denen

die obligatorische Schulpflicht erfüllt werden kann.

die Trägersdiaften der öffentlichen Schulen für Bemfsvorbereiungs-

jahre und der überbetrieblichen Kurse.

die Schulleitungen der Schulen der Sekundarstufe Il einsclilieaslich

Untergymnasien.

-‘ Das Schutzkonzept mus mindestens folgende Punkte enthalten:

Maßnahmen betreffend Hygiene. Mindestabstand. Raumluftquali—
m und Infrastruktur.

Umgang mit angeordneten Isolations— und Quarantänemamnah-

men.

W 4/7



Verordnung
über Maßnahmen zurWang
der Covid-l9—Epidenie im Bfldnnpbereid

(vom 22.September 2021)

Der Regienmgsrat beschließt:

l. Es wird eine Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung
der Covid-l9—Epidemie im Bildungsbereieh erlassen.

ll. Die Verordnung tritt am 4. Oktober 2021 in Kraft. 9! 2—4 gel-
ten bis zum 24. Januar 2022.

lil. Gegen die Verordnung und [h'spou'niv ll kann innen zehn Tagen
von der Veröffentlichung an gerechnet. beim Verwaltungsgericht des
Kantons Zürich Beschwerde erhoben werden. Die Besebwerdeschritt
muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten.

IV. Dem Lauf der Besdiwerdefrist und der Einreichung einer Be-
schwerde wird die aufschiebende Wirkung entzogen.

V. Veröffentlichung dieses Beschlusses. der Verordnung und der
Begründung im Amtsblatt.

im Namen des Regierungsrates

Die Präsidentin: Die Staatssehreiberin:
Jacqueline Fehr Kathrin Arioli

W 4/4
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5.‘ Mitteilung an:

a) den Beschwerdemhrer,

b) den Regienmgmt

Im Namen des Verwaltungsgerichts

Die Vorsitzende: Die Gefichtsschreiberin:

      
(ga; . 5
u: .4.-

VERWALTUNGSGERICHT
DES KANTONS ZURICH

Versandt: zu “El. m1

”1.20210on
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Es ist lediglich daraufhinzuweiSen, dass die beanstandeten Bestimmungen (§ 3 Abs. 3 lit. b,

Abs. 4 und Abs. 7 sowie § 4 Abs. 2 V Covid-l9 Bildungsbereich) nicht etwa eine gesetzli-

che Grundlage dafilr schaffen, Personen dazu zu verpflichten, ihren Impfausweis vorzulegen

oder Informationen über ihren lmpfstatus bekannt zu geben. Wie der Beschwerdegegner

nachvollziehbar darlegt, dient die Erfassung der Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder Test-

datums zudem einzig dazu, dass Personen, welche von der Möglichkeit, sich von der Mas-

kentragpflicht zu befreien, Gebrauch machen wollen, nicht regelmassig den jeweiligen Be-

freiungsgrund nachweisen müssen. Es besteht keine Verpflichtung, das volle Covid-Zertifi-

kat vorzuweisen (vgl. act. 9 S. 3).

8.

8.1 Nach dem Gesagten ist die Beschwerde abzuweisen, soweit daraufeinzutreten ist.

8.2 Dem Verfahrensausgang entsprechend sind die Gerichtskosten dem Beschwerdeführer

aufzuerlegen (g 65a Abs. 2 in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz l VRG).

Demgemass erkennt die Kammer:

l. Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit daraufeingetreten wird.

2. Die Gerichtsgebühr wird festgesetzt auf

Fr. 2'000.--; die übrigen Kosten betragen:

FILM: Zustellkosten,

Ex. 2150,- Total der Kosten.

3. Die Gerichtskosten werden dem Beschwerdeführer auferlegt.

4. Gegen dieses Urteil kann Beschwerde in Öffentlich—rechtlichen Angelegenheiten nach

Art. 82 ff. des Bundesgerichtsgeeetzes erhoben werden. Sie ist binnen 30 Tagen ab

Zustellung einzureichen beim Bundesgericht, 1000 Lausanne l4.

AN.202|.MIO
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ten zu lassen. Lehnt sie dies ab, kann sie ungeachtet dessen sämtliche obligatorischen Ver-

anstaltungen an ihrer Schule besuchen, sofern sie eine Maske trägt, was ihr — wie sich aus

den vorstehenden Erwägungen ergibt — ohne Weiteres zugemutet werden kann. Mit der ein-

gangs genannten Bestimmung wird ihr und anderen Schülerinnen und Schülern lediglich aus

Gründen der Verhältnismässigkeit eine weitere Möglichkeit geboten, den Präsenzunterricht

trotz der vorherrschenden Lage möglichst ungehindert besuchen zu können.

5.3 Bestimmungen zur Quarantäne von Schülerinnen und Schülern im Kanton Zürich finden

sich in der angefochtenen Verordnung ebenfalls nicht, weshalb auch die diesbezüglichen

Vorwürfe des Beschwerdeführers ins Leere gehen.

6.

Was Art. 4 V Covid-l9 Bildungsbereich anbelangt, kann jedenfalls nicht von vornherein

ausgeschlossen werden, dass die blosse Kann-Bestimmung von den Schulen der Sekundar—

stufe II im Einzelfall grundrechtskonform angewendet wird. So betriffi die darin vorgese-

hene Möglichkeit, eine Zertifikatspflicht m Veranstaltimgen einzuführen, ausdrücklich nur

freiwillige Schulveranstaltungen mit Übernachtungen. Die damit möglich gemachte Unter-

scheidung zwischen Personen mit einem gültigen Covid-l9-Zenifikat und solche ohne einen

solchen Nachweis kann ausserdem in Einzelfällen sachlich gerechtfertigt erscheinen, da —

wie aufgezeigt —— von Letzteren nicht nur ein grösseres Risiko ausgeht, dass sie andere Per-

sonen mit dem Coronavirus infizieren, sondern insbesondere auch, dass sie sich während der

Veranstaltung in Kontaktquarantäne begeben müssen. Es sind zudem Situationen denkbar,

in denen die Durchführung von Testungen mit einem unverhältnismäßigen organisatori-

schen Aufwand verbunden wäre.

7.

Schliesslich bestehen auch keine konkreten Anhaltspunkte dafür, dass die angefochtenen

Normen zum Umgang mit den Nachweisen gemäss § 3 Abs. 2 lit. c V Covid-l9 Bildungs-

bereich wahrscheinlich nicht datenschutzkonform angewendet würden, weshalb aufeine na-

here Prüfung der diesbezüglichen (pauschalen) Rüge des Beschwerdeführers verzichtet wer-

den kann.

AN.202I.0œ10
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2020, 2C_39S/2019). So ist nach aktuellen wissenschafilichen Erkenntnissen davon auszu— ’

gehen, dass von Personen, welche nicht über ein gültiges Covid-l9-Impfzenifikat verfilgen,

ein höheres Covid—l9—Ansteckungsrisiko ausgeht als von Personen, die gegen SARS-CoV-

2 geimpft sind (vgl. www.rki.de/SharedDocs/FAQ/COVID-Impfen/

FAQTransmissionhtml; Anika Singanayagam et al. [Hrsg.]‚ Community transmission and

viral load kinetics of the SARS-CoV-2 delta [B.l.6l7.2] variant in vaccinated and unvacci-

nated individuals in the UK: a prospective, longitudinal, cohort study, Oktober 2021, abruf-

bar unter www.thelancet.com/jomnals/laninflarticle/PIISI473-30990])00648-4/fulltext

[beides zuletzt abgerufen am 25. November 202l]). Das Gleiche gilt filr Personen, die am

wöchentlichen repetitiven Testen teilnehmen, handelt es sich hierbei doch nach heutigen

Annahmen — was auch die Teststrategie des Bundes zeigt — um ein geeignetes Mittel, um

lnfektionen mit dem Coronavirus baldmöglichst zu erkennen, die betroffenen Personen zu

isolieren und somit die Gefahr einer Verbreitung des Virus zu reduzieren (vgl. Bundesamt

filr Gesundheit, FAQ — Erweiterung der Teststrategie vom 27. Januar 2021; www.bag.ad-

min.ch > Krankheiten > Infektionskrankheiten: Ausbrüche, Epidemien, Pandemien > Aktu-

elle Ausbrüche und Epidemien > Coronavirus > Informationen filr Gesundheitsfachperso—

nen > Fachinformationen über die Covid-l9-Testung [zuletzt besucht am 10. Dezember

2021]; BAG, Update Schulen, S. 2 ff.).

Von besonderer Relevanz ist im vorliegenden Zusammenhang aber, dass Schülerinnen und

Schüler, welche über ein gültiges Covid—l9-Irnpfzertifikat verfilgen oder am wöchentlichen

repetitiven Testen teilnehmen, gemäss der aktuellen Quarantäneregelung davon befreit sind,

sich nach einem -— in Schulzimmern kaum vermeidbaren — engen Kontakt mit einer infizier-

ten Person jedes Mal m: mindestens sieben Tage in Quarantäne begeben zu müssen, was

jeweils nicht nur den Schulbetrieb, sondern vor allem auch ihr Recht aufBildung beeinträch-

tigt (vgl. www.zh.ch > Gesundheit > Coronavirus > Tests in Betrieben und Schulen > Testen

in Schulen [zuletzt abgerufen am 10. Dezember 2021]).

5.2 Entgegen dem Beschwerdeführer wird mit § 3 Abs. 2 lit. c Zifl‘. 2 V Covid—l9 Bildungs-

bereich im Übrigen auch keine faktische Testpflicht fik seine Tochter eingeführt, weshalb

An. 36 EpG nicht zur Anwendung gelangt. Letzterer steht es vielmehr frei, von dem Ange-

bot Gebrauch zu machen, sich wöchentlich in der Schule kostenlos aufdas Coronavirus tes-

AN202l.00010



M
-15-

ausbnieche-epidemien/novel—cov/testenhtml [zuletzt besucht am 10. November 2021]).

Personen, die aus besonderen, insbesondere medizinischen, Gründen keine Gesichtsmaske

tragen können, sind ausserdern ohnehin davon befreit.

Schliesslich hat der Beschwerdegegner der Verhältnismäßigkeit auch insoweit Rechnung

getragen, als er die Geltungsdauer der Verordnung befristet Int (vgl. auch Art. 40 Abs. 3

EpG; BGr, 3. September 202l, 2C_290/2021, E. 6.5 [zur Publikation vorgesehenl).

4.2.4.2 Insgesamt überwiegen demzufolge die bildungspolitischen und gesundheitspolizei-

lichen Interessen an der Möglichkeit, in Einrichtungen nach § 3 Abs. l V Covid-l9 Bil-

dungsbereich eine generelle Maskentragpflicht (mit Befi'eiungsrnoglichkeiten) anzuordnen,

die privaten Interessen von Schülerinnen und Schülern wie der Tochter des Beschwerdefüh-

rers, welche nicht geimpfl sind und eine Teilnahme am repetitiven Testen ablehnen, keine

Maske in Innenräumen tragen zu müssen.

4.3 Daraus folgt, dass die mit der strittigen Verordnungsbestimmung verbundene Grund-

rechtsbeschrankung rechtrnassig ist.

5.

5.1 Soweit der Beschwerdeführer beanstandet, durch die Befieiungsmöglichkeit in § 3

Abs. 2 lit. c V Covìd—l9 Bildungsbereich werde seine Tochter als "Ungeimpfle" diskrimi-

niert, ist zunächst einzuwenden, dass der Impfstatus als solcher und die Tatsache, geimpft

oder auch (wöchentlich) getestet zu sein, keine verfassungsrechtlich verpönten Unterschei—

dungskriterien nach Art. 8 Abs. 2 BV darstellen.

Die in § 3 Abs. 2 lit. c V Covid-l9 Bildungsbereich getroffene Regelung mag sodann zwar

zu einer (staatlichen) Ungleichbehandlung der dort genannten "Personengruppen" im Sinn

von Art 8 Abs. l BV fllhren; die Ungleichbehandlung erweist sich allerdings als rechtens,

weil der Besitz eines gültigen Covid-l9-Impfzertifikats oder die Teilnahme am wöchentli—

chen repetitiven Testen in Schulen relevante tatsächliche Unterscheidungsmerkmale darstel-

len, welche in der vorliegenden Konstellation und der gegenwärtigen Pandernielage eine

abweichende rechtliche Behandltmg grundsätzlich rechtfertigen (vgl. auch generell bezüg-

lich Ungleichbehandltmgen aufgrund des Impfstatus Art. 41 Abs. 2 lit. b EpG; BGr, 8. Juni
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' empfohlenen chirurgischen oder Stoffmaske auch filr Kinder medizinisch unbedenklich und
im internationalen Konsens ab dem Alter von zwei Jahren sicher sei (vgl. padiatrie schweiz,
Newsletter vom 17. November 2020 "COVlD- 1 9: Masken tragen. Die Haltung von pädiatrie
Schweiz/Kinderärzte Schweiz zum Tragen von Masken bei Kindern und Jugendlichen”, Up—
date vom 8. Februar 2021 "COVlD-l9: Update zum Maskentragen. padiatn'e schweiz und
Kinderärzte Schweiz unterstützen Maskentragpflieht in der Primarschule", sowie kritisch
[einzig] bezüglich der Eignung eines Maskenobligatoriums in Primarschulen zur Beeinflus-
sung des Gesamtverlaufs der Pandemie Update vom 20. September 202l "COVID—19:
Schulmassnahmen in der 4. Welle" [alles abrufbar unter www.paediatrieschweiz.ch/news
{zuletzt abgerufen am 24. November 2021)]; ferner Urteil des Appellationsgerichts des
Kantons Basel-Stadt, 31. März 2021, VG.2020.7, E. 5.4 mit Hinweisen, auch zum Folgen—
den). Hinweise auf eine Beeinträchtigung der psychischen Gesundheit von Jugendlichen
durch die (zeitweise) Pflicht zum Tragen einer Maske fehlen ebenfalls. Soweit mit dem Mas-
kentragen psychologische Effekte des Geflihls des Autonomieverlustes verbunden sind, gilt
dies filr Alternativen zum Maskentragen wie dem Ausschluss vom Präsenzunterricht oder
der Quarantäne mit den damit verbundenen Freiheitsbeschrankungenjedenfalls in noch viel

ausgeprägtem Mass.

Kommt hinzu, dass in § 3 Abs. 3 V Covid-l9 Bildungsbereich in der hier beurteilten Fassung
verschiedene Ausnahmen von der Maskentragpflicht in Schulen der Sekundarstufe II vorge-
sehen sind. So können sich insbesondere auch Schülerinnen und Schüler, die wie die Tochter
des Beschwerdeführers nicht geimpft sind, durch eine (freiwillige) Teilnahme an den — an
allen kantonalen Mittelschulen kostenlos angebotenen (vgl. Mittelschul- und Berufsbil-
dungsamt Zürich, Richtlinie COVlD-19 - Rahmenbedingungen des Unterrichts an den Bil-
dungseinrichtungen der Sekundarstufe Il und Tertiarstufe B sowie übrigen Ausbildungsstät-
ten im Schuljahr 2021/22, Version vorn 6. Dezember 2021, Ziff. 4) — wöchentlichen repeti-
tiven Tests vom ständigen Tragen einer Maske befreien. Solche Tests sind mit keinem bzw.
jedenfalls keinem massgeblichen Eingriff in die persönliche Freiheit (Art. 10 Abs. 2 BV)
oder anderweitige schutzwürdige Interessen der teilnehmenden Personen verbunden, muss
fllr eine Testung doch einzig der Mund eine Minute lang mit einer Salzwasserlösung gespült
(wie beim Zähneputzen) und nachher in das Proberührchen gespuckt werden (vgl. auch
www.bag.admin.ch/bag/de/home/hankhcitaflausbnwche—cpidcnfien-pandenfien/ahuelle—
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einer SARS-CoV-Z—Infektion in Isolation begeben" müssen. Mit Einfllhrung einer Masken-

tragpflicht kann zudem vermieden werden, dass gegenüber Personen (Lehrpersonen oder

Kinder bzw. Jugendliche), welche selber nicht positiv auf das Virus getestet wurden, eine

Kontaktquarantane nach Art. 7 Covid-l9-Verordnung besondere Lage angeordnet werden

muss. So müsste sich eine Schülerin bzw. ein Schüler der Sekundarstufe II, welche bzw.

welcher keine Maske tragt und auch nicht am repetitiven Testen teilnimmt, nach den gelten—

den Quarantanebestimmungen jedes Mal fik mindestens sieben Tage in Quarantäne bege-

ben, wenn ein Kind oder eine Lehrperson, mit dem sie oder er engen (während mehr als 15

Minuten unter 1,5 Meter Abstand) Kontakt hatte, positiv aufdas Coronavirus getestet wurde,

auch wenn die infizierte Person selbst eine Maske getragen haben oder geimpft sein sollte

(vgl. www.zh.ch > Gesundheit > Coronavirus > Tests in Betrieben und Schulen > Testen in

Schulen [zuletzt besucht am 9. Dezember 2021], auch zum Folgenden; zum Ganzen auch

Bundesamt fin- Gesundheit, Covid-l9: Risikobewertung und Massaahmenvorschläge zur

Prävention von Übertragungen in obligatorischen Schulen, Update Stand: 26. November

2021 [BAG, Update Schulen], S. l f.).

4.2.4 Die vom Beschwerdegegner in § 3 V Covid-l9 Bildungsbereich in der hier massgebli-

chen Fassung vorgesehene Massnahme (Maskentragpflicht mit verschiedenen Befreiungs-

möglichkeiten) erscheint sodann nach dem aktuellen Wissenstand bei hohen Fallzahlen als

die mildeste denkbare Lösung, um eine ungehinderte Weiterverbreitung des Coronavirus in

Schulen zu verhindern unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung eines geordneten Präsenzbe-

triebs (vgl. auch BAG, Update Schule, S. 4 und S. 6).

4.2.4.1 Hinsichtlich der Zumutbarkeit der Anordnung einer generellen Maskentragpflicht in

Einrichtungen nach § 3 Abs. l V Covid-l9 Bildungsbereich ist vorab anzumerken, dass die

Schwere der damit einhergehenden Beeinträchtigung von den Betroffenen unterschiedlich

wahrgenommen werden mag. Bei objektiver Betrachtung ist mit der besagten Massnahme

jedoch kein schwerer Eingriff in die persönliche Freiheit und/oder die körperliche lntegritat

der einzelnen Schülerinnen und Schüler verbunden, auch wenn diese die Maske während

mehrerer Stunden pro Tag tragen müssen. So ist wissenschafllich belegt, dass das Tragen

von Masken selbst über längere Zeiträume bei gesunden Personen zu keinen schädlichen

physiologischen Veränderungen führt, und betont etwa die Organisation der Kinderarztinnen

und Kinderärzte in der Schweiz, pädiatrie schweiz, auf ihrer Website, dass das Tragen einer
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einer Gesichtsmaske zur Bekämpfung der Covid-l9-Epidemie daher als geeignete Mass-

nahme zum Schutz insbesondere auch der anderen Personen vor einer Ansteckung (vgl.

https://sciencetaskforce.ch/wp—content/uploads/2020/l lfIhe_role_of_aerosols_in_SARS—

CoV—2Transmission290ct20-EN.pdfi www.bag.adrnin.ch > Krankheiten > Infektions-

krankheiten: Ausbrüche, Epidemien, Pandemien > Aktuelle Ausbrüche und Epide—

mien > Coronavirus > So schützen wir uns; www.who.int/emergenciesldiseases/novel-

coronavirus-20l9/question-and-answers-hub/q-a-detail/coronavirus-disease-covid-l9 [alles

zuletzt besucht bzw. abgerufen am 25. November 2021]). Art. 5 und Art. 6 Covid-l9—Ver—

ordnung besondere Lage sehen entsprechend vor, dass in Fahrzeugen des öffentlichen Ver-

kehrs und öffentlich zugänglichen Innenräumen von Einrichtungen und Betrieben grund-

sätzlich eine Gesichtsmaske getragen werden muss. Aus Art. 7 Covid-l9-Verordnung be-

sondere Lage ergibt sich umgekehrt, dass gegenüber einer Person trotz engem Kontakt mit

einer infizierten und ansteckenden Person von vornherein keine Kontaktquarantane ange-

ordnet wird bzw. werden kann, wenn beide Personen eine Gesichtsmaske getragen haben

(vgl. www.bag.admin.ch > Krankheiten > Infektionskrankheiten: Ausbrüche, Epidemien,

Pandemien > Aktuelle Ausbrüche und Epidemien > Coronavirus > Informationen fllr Ge—

sundheitsfachpersonen Contact Tracing).

Nach derzeitigem Wissensstand ist deshalb davon auszugehen, dass eine Maskentragpflicht

geeignet ist, die öffentliche Gesundheit zu schützen (zum Ganzen auch BGr, 8. Juli 2021,

2C_793/2020, E. 5.3.3; VGr, 3. Dezember 2020, AN.2020.00016, E. 6.5.2; ferner VGr,

29. April 2021, AN.2021.00003, E. 5.3.3.1, und 18. Februar 2021, VB.2021.00066,

E. 3.2.4.1). Dies gilt im Bereich von Bildungseinrichtungen umso mehr, wenn man bedenkt,

dass hier eine grössere Zahl an Personen während mehrerer Stunden pro Tag auf engem

Raum zusammen ist. Zwar mag eine Infektion mit dem Coronavirus bei Kindern und Ju-

gendlichen selbst häufig ohne Symptome verlaufen, Personen dieser Altersgruppe haben
aber ausserhalb der Schule in der Regel Kontakt mit vielen weiteren (erwachsenen) Perso-

nen, sodass eine Maskentragpflicht dazu beiträgt, die Weiterverbreitung des Virus in der
Gesamtbevölkerung zu verhindern.

Vor allem aber wirkt sich besagte Massnahrne -— bei hohen Fallzahlen -— positiv auf den
Schulbetrieb und die Verwirklichung des Rechts auf Bildung der betroffenen Schülerinnen
und Schüler aus, indem sie zur Folge hat, dass sich weniger Lehrpemonen und Kinder infolge
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Darüber hinaus dient die Anordnung einer allgemeinen Maskentra’gpflicht in Schulen aber

auch dem gewichtigen öffentlichen Interesse an der Aufrechterhaltung des normalen bzw.

geordneten Schulbetriebs und insofern auch dem Recht auf Bildung (Art 14 KV) der ein-

zelnen Schülerinnen und Schüler. So soll damit eine breitestmöglichste Gewährleistung des

Präsenzunterrichts unter Teilnahme der ganzen Klasse sichergestellt werden.

Sowohl bei der Gesundheit als auch bei der Bildung handelt es sich um zentrale Schutzgüter

(siehe in Bezug auf die Covid-l9-Pandemie BGr, 3. September 2021, 2C_290/2021, E. 5.4

[zur Publikation vorgesehen]; VGr, 22. Oktober 2020, AN.2020.00011, E. 4.4).

4.2.3 Ein Grundrechtseingriñ‘ erweist sich als verhältnismäßig, wenn er für das Erreichen

des im öffentlichen Interesse liegenden Ziels geeignet und erforderlich ist und sich filr die

Betroffenen in Anbetracht der Schwere der Grundrechtseinschrankung als zumutbar erweist;

erforderlich ist eine vernünftige Zweck-Mittel-Relation (statt vieler BGB 143 I 147 E. 3.1,

132 149 E. 7.2; ferner BGE 144 l 126 E. 8 mit Hinweisen, wonach es für die Eignung einer

Massnahme genüge, dass diese mit Blick aufden angestrebten Zweck Wirkungen zu entfal-

ten vermoge und nicht gänzlich daran vorbeiziele).

4.2.3.1 Der Hauptübertragungsweg von SARS-CoV—2 ist die respiratorische Aufnahme vi-

rushaltiger Partikel, die beim Atmen, Husten, Sprechen, Singen und Niesen ausgestossen

werden. Je nach Partikelgrösse bzw. deren physikalischen Eigenschafien werden grössere

Tröpfchen und kleinere Aerosole unterschieden. Während erstere schnell zu Boden sinken,

können Aerosole auch über längere Zeit in der Lufl schweben und sich in geschlossenen

Räumen verteilen (zum Ganzen Robert Koch Institut, Epidemiologischer Steckbrief zu

SARS-CoV-2 und COVID-l9, Stand 14. Juli 2021, abrufbar unter www.rki.de > Infektions-

krankheiten A—Z > COVID-l9 [Coronavirus SARS—CoV-2]). Eine Gesichtsmaske kann

diese mikroskopischen Trüpfchen (und Aerosole) zurückhalten. Wenn folglich auf engem

Raum alle Personen eine Maske tragen, wird jede Person von den anderen geschützt. Zwar

bieten nicht alle sich im Umlauf befindlichen Masken denselben Schutz. Selbst wenn die

Masken aber nur einen kleinen Teil dieser Tröpfchen und Aerosole abhalten sollten, dürfte

sich das aufdie Epidemie ganz wesentlich auswirken. Sowohl die unabhängige Swiss Nati-

onal COVID-19 Science Task Foree und das BAG als auch die WHO erachten das Tragen
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Der Bes’chwerdegegner ist daher zuständig, m die kantonalen Langgyrnnasien, wie die

Tochter des Beschwerdefilhrers eines besucht, eine generelle Maskentragpflicht anzuordnen,

wenn es die epidemiologische Lage im Kanton verlangt.

Hiervon durfie der Beschwerdegegner -— entgegen dem Beschwerdeführer — Ende September

2021 ausgehen, nachdem die Zahl der positiv getesteten Kinder und Jugendlichen zwischen

4 und 16 Jahren im Kanton Zurich — auch aufgrund des neu geltenden Testregimes - in den

ersten Wochen nach den Sommerferien massiv angestiegen war und mit Blick aufdie kom-

mende kalte Jahreszeit sowie die zrmehmende Verbreitung der besonders ansteckenden so-

genannten Delta-Variante (3.1.6172) des Coronavirus (SARS-CoV-Z) mit einem weiteren

Anstieg gerechnet werden musste (Gesundheitsdirektion, Lagebulletin COVID-l9, 17. No-

vember 2021 ‚ abrufbar unter www.zh.ch/de/gesundheitlcoronavims.html [zuletzt abgerufen

am l7. November 2021]; https://cov-spectrum.ethzch/story/wastewater-in-switzerland/lo—

cation/Kanton%20Z%C3%BCrich; ferner Bundesrat, Konzeptpapier Mittelfristplanung, Be-

richt Covid—l9-Epidemie: Auslegeordnung und Ausblick Herbst/Winter 2021/22, Bern

30. Juni 2021; siehe auch VGr, 29. April 2021, AN.2021.00003, E. 5.3.2.1, und 21. Ja-

nuar 2021, AN2020.00018, E. 5.3.3, wonach die Voraussetzungen für eine Anwendung von

Art. 40 EpG durch den Kanton Zürich während der Covid-19-Pandemie grundsätzlich erfilllt

seien). Nach dem Bundesgericht ist in diesem Zusammenhang denn auch zu berücksichti-

gen, dass erfahrungsgemäss die Verhältnisse im Verlaufeiner Epidemie relativ rasch wieder

ändern können, so dass eine Massnahme, die zu einem bestimmten Zeitpunkt allenfalls frag-

würdig gewesen sein mag, kurz darauf wieder angemessen erscheint (vgl. BGr, 27. Oktober

2021, 2C_525/2021, E. 5.1 mit Hinweis).

4.2.1.3 Demnach findet die in der angefochtenen Verordnung enthaltene Maskentragpflicht

in Art. 40 EpG eine hinreichende gesetzliche Grundlage und wurde sie von der zuständigen

Instanz angeordnet.

4.2.2 Mit der strittigen Massnahme soll zunächst die Gesundheit der Schülerinnen und Schü-

ler einer betroffenen Schule bzw. Klasse sowie sämtlicher dort tätigen Personen geschützt

und eine ungebremste Ausweitung des Coronavirus namentlich innerhalb einer bestimmten

Einrichtung verhindert werden.
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besonderen Lage nach Art. 6 EpG, wie sie gegenwärtig im Zusammenhang mit der Bekämp-

fung der Covid—l9-Epidemie vorherrscht (vgl. Bundesrat, Botschaft zum Bundesgesetz über

die gesetzlichen Grundlagen m Verordnungen des Bundesrats zur Bewältigung der Covid-

l9-Epidemie vom 20. August 2020, BB] 2020 6563 ff.‚ S. 6569 f.). Entsprechend bestimmt

die (aktuelle) am 26. Juni 2021 in Kraft getretene Verordnung (des Bundesrats) vom

23. Juni 202l über Massnahmen in der besonderen Lage zur Bekämpfung der Covid-19-

Epidemie (Covid-19-Verordnung besondere Lage [SR 818.101.26]) in Art. 2, dass die Kan—

tone — anderweitige Regelungen in dieser Verordnung ausgenommen - ihre Zuständigkeiten

gemäss dem Epidemiengesetz behalten (Abs. l) und insbesondere zuständig sind, "Mass-

nahmen im Bereich der obligatorischen Schule und der Sekundarstufe II" zu treffen (Abs. 2).

In Art. 23 Covid-l9-Verordnung besondere Lage wird ausserdem explizit auf Art. 40 EpG

Bezug genommen und erklärt, dass ein Kanton zusätzliche Massnahmen nach dieser Bestim-

mung treffen muss, wenn die epidemiologische Lage im Kanton oder in einer Region dies

erfordert oder er aufgrund der epidemiologischen Lage nicht mehr die notwendigen Kapm-

täten fik die erforderliche Identifizierung und Benachrichtigung ansteckungsverdächtiger

Personen nach Art. 33 EpG bereitstellen kann.

4.2.1.2 Für den Vollzug des Epidemiengesetzes ist im Kanton Zürich grundsätzlich die Ge-

sundheitsdirektion bzw. der dieser untergeordnete Kantonsärztliche Dienst zuständig (§ S4

Abs. 1 Satz 1 des Gesundheitsgesetzes vom 2. April 2007 [GesG, LS 810.1]; § 1 Abs. l und

§ 15 der Vollzugsverordnung zur eidgenössischen Epidemiengesetzgebung vom 19. März

1975 [LS 818.1 1]). Bezüglich der Verhütung übertragbarer Krankheiten in Institutionen wie

Schulen, an denen die obligatorische Schulpflicht erfüllt werden kann, bestimmt § 54b

Abs. 1 lit. a GesG allerdings im Speziellen, dass jene die Pflicht triffi, Massnahmen zur Ver-

hütung übertragbarer Krankheiten zu treffen, und der Beschwerdegegner die betreffenden

Massnahmen festzulegen hat. Die Kompetenz, Art 40 EpG im Kanton Zürich zu vollziehen,

kommt dem Beechwerdegegner als oberster leitender und vollziehender Behörde freilich be-

reits qua Verfassung (vgl. Art. 60 KV) zu, weshalb er grundsätzlich -— unabhängig von § 54b

GesG — fik sämtliche Einrichtungen der Sekundarstufe Il, das heisst auch solche, an denen

die obligatorische Schulpflicht nicht erfllllt werden kann, Massnahmen nach Art. 40 EpG

festlegen kann (vgl. auch BGr, 25. Juni 2021, 2C_8/2021, E. 3.6.2 [zur Publikation vorge—

sehenl).
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Sind — wie hier — auch Minderjährige von der Maskentragpflicht betroffen, ist darüber hinaus

auch der Schutzanspruch von Art. ll Abs. l BV berührt, soweit diesem neben dem Grund-

recht aufpersönliche Freiheit eine weitergehende Tragweite zukommt (vgl. BGE 126 II 377

E. Sc f., wo die Frage offengelassen wurde; ferner Ruth Reusser/Kurt Lüscher, St. Galler

Kommentar, 3. A., 2014, Art. ll BV Rz. 30 ff.).

4.2 Einschränkungen von Grundrechten bedürfen nach Art. 36 BV einer gesetzlichen Grund-

lage (Abs. l), müssen durch ein öffentliches Interesse gerechtfertigt (Abs. 2) und verhältnis-

massig sein (Abs. 3). Der Kemgehalt der Grundrechte ist unantastbar (Art. 36 Abs. 4 BV).

4.2.1

4.2.1.1 Die Anordnung einer allgemeinen Maskentragpflicht in Schulhausem als Mass—

nahme zur Bekämpfung der Covid—l9-Epidemie lässt sich nach der bundesgerichtlichen

Rechtsprechung direkt auf Art. 40 EpG stützen (BGr, 25. Juni 2021, 2C__8/202l‚ E. 3.8.1,

und 8. Juli 2021, 2C__793/2020‚ E. 5.1.3 [beide zur Publikation vorgesehen]; ferner VGr‚

3. Dezember 2020, AN2020.00013, E. 4.3.4; siehe zudem bereits Bundesrat, Botschaft zur

Revision des Bundesgesetzes über die Bekampfung übertragbarer Krankheiten des Men-

schen vorn 3. Dezember 20l0, BBI 2011 3ll m, S. 392 und S. 445).

Das Epiderniengesetz bezweckt, den Ausbruch und die Verbreitung übertragbarer Krankhei-

ten wie Covid-l9 (vgl. dazu https://covidl9.who.int und www.bag.admin.ch/bag/de/home/

krankheiten/ausbrueche-epidemien-pandemien/aktuelle-ausbrueche—epidemien.html [bei-

des zuletzt besucht am l7. November 2021]) zu verhüten und zu bekämpfen (Art. l f. EpG).

Es enthält aus diesem Grund nicht nur zahlreiche unmittelbar anwendbare Verhaltenspflich-

ten, sondern sieht auch Massnahmen vor (Art. 30 ff. EpG), welche die zuständigen Behörden

anordnen können. So werden selbige in Art. 40 Abs. l und Abs. 2 lit. b sowie lit. c EpG im

Abschnitt ”Massnahmen gegenüber der Bevölkerung und bestimmten Personengruppen" na-

mentlich dazu ermächtigt. Massnahmen wie Sehulschliessungen, Vorschriften zum Betrieb

von Schulen oder Zutrittsverbote anzuordnen, um die Verbreitung übertragbarer Krankhei-

ten in der Bevölkerung oder in bestimmten Personengruppen zu verhindern.

Die Zuständigkeit zur Anordnung entsprechender Massnahmen liegt nach Art. 40 Abs. l

EpG bei den Kantonen bzw. den ”zuständigen kantonalen Behörden". Dies gilt auch in der
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Zur Begründung seiner Beschwerde bringt der Beschwe’rdefilhrer zunächst vor, dass das tag-

liche Tragen einer Maske über mehrere Stunden als schwerer und angesichts der Infektions-

lage im September 2021 sowie des Umstands, dass SARS-CoV-2 bei Kindern nicht zu

schweren Erkrankungen filhre, unverhältnismäßig“ Eingriff in An. 10 Abs. l und Art. 11

Abs. 1 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 (BV, SR 101) zu qualifizieren sei. Die in

§ 3 Abs. 2 V Covid- 1 9 Bildungsbereich vorgesehene Befreiung der Geimpfien von der Mas-

kentragpflicht sei sodann mit Blick auf die gemeldeten Impfdurchbrüche nicht haltbar und

verstosse gegen Art. 8 Abs. 2 BV, weil damit im Klassenbetrieb nur noch Nicht-Geimpfle

eine Maske tragen mussten und so zur Schau gestellt würden. Dass auch Kinder von der

Maskentragpflicht befreit würden, welche an den freiwilligen Corona-Reihentestungen teil-

nehmen, filhre im Weiteren dazu, dass einzig Ungeimpfte zum Test "gedrängt" würden. Von

"Freiwilligkeit" könne daher keine Rede sein. Vielmehr verstosse auch eine solche Regelung

klar gegen Art. 8 Abs. 2 BV. Gleiches gelte fllr den Ausschluss nicht-geimpfler Kinder von

Lagern und Arbeitswochen.

Schliesslich habe nach Art. l3 Abs. 2 BV jede Person Anspruch darauf, dass ihre Daten vor

Missbrauch geschützt werden, und dürften Tests nach Art. 36 des Bundesgesetzes vom

28. September 2012 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen (Epi-

demiengesetz [EpG, SR 818.1011) nur erfolgen, sofern konkrete Krankheitsfille oder An-

steckungen vorlagen.

4.

4.1 Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts tangiert bereits die Pflicht zum Tra—

gen einer Gesichtsmaske in geschlossenen Räumen, die höchstens fil: einen bestimmten An-

lass oder während einiger Stunden pro Woche aufgesucht werden, das Grundrecht auf per-

sönliche Freiheit gemass Art. 10 Abs. 1 BV (VGr, 18. Februar 2021, VB.2021.00066,

E. 3.2.4.3, und 3. Dezember 2020, AN.2020.00016, E. 6.2; ferner BGr, 26. Juli 2021,

2C__108/2021, E. 1.8 mit Hinweis auf BGr, 8. Juli 2021, 2C__793/2020, E. 4.3; VGr, 3. De-

zember 2020, AN.2020.00012, E. 4.2). Dies hat daher auch bzw. erst recht filr die in § 3

Abs. 1 V Covid—19 Bildungsbereich vorgesehene Maskentragpflicht in Innenräumen von

Schulen der Sekundarstufe II zu gelten.
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des Nomenkonn'ollverfal'uens vom Vemaltungsgericht vorgegebene Auslegung — ansge-

gangen werden kann (vgl. zum Ganzen VGr, 29. April 2021, AN.2021.00003‚ E. 3.2 mit

Hinweisen; Kaspar PIüss, Kognition im Verfahren der abstrakten Normenkontrolle,

ZBl 115/2014, S. 420 ff., 422 f.; Ralph David Doleschal, Die abstrakte Normenkontrolle in

den Kantonen, Zürich etc. 2019, S. 756 ff). Eine mit übergeordnetem Recht konforme Aus-

legung ist namentlich zulässig, wenn der Normtext lückenhafl, zweideutig oder unklar ist.

Der klare und eindeutige Wortsinn darf indes nicht durch eine mit übergeordnetem Recht

konforme Interpretation beiseitegeschoben werden (BGr, 22. September 2021,

2C_369/2021, E. 2.2 mit Hinweisen).

3.

Der Beschwerdefllhrer wendet sich ausschliesslich gegen § 3 und § 4 V Covid-19 Bildungs-

bereich. § 3 V Covid-l9 Bildungsbereich bestimmt, dass in den Innenräumen der öffentli-

chen Schulen filr Berufsvorbereitungsjahre, der Schulen der Sekundarstufe II einschliesslich

Untergymnasien und der überbetrieblichen Kurse jede Person eine Maske tragen muss

(Abs. 1), wobei gewisse Ausnahmen gelten (Abs. 2) namentlich für Personen, die nachwei—

sen, dass sie über ein gültiges Covid-l9—Impfzcrtifikat oder ein gültiges Covid-19-Gcne-

sungszertifikat verfügen (Abs. 2 lit. c Ziff. 1) oder am wöchentlichen repetitiven Testen in

der Schule teilnehmen (Abs. 2 lit. c Zifi'. 2). Der Nachweis wird von Schülerinnen und Schü-

lem gegenüber der Schulleitung oder einer von dieser bezeichneten Stelle erbracht (§ 3

Abs. 3 lit. b V Covid-19 Bildungsbereich), wobei die den Nachweis prüfenden Personen die

Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder das Testdatum erfassen könnten (§ 3 Abs. 4 V Covid-

19 Bildungsbereich). Schulleitrmg, Trügerschafl und Arbeitgebende erteilen sich ausserdem

nach § 3 Abs. 7 V Covid-19 Bildungsbereich gegenseitig unaufgefordert und auf Anfrage

die für die Kontrolle der Nachweise nach § 3 Abs. 2 lit. c Ziff. 2 V Covid-l9 Bildungsbe-

reich notwendigen Informationen. § 4 V Covid-l9 Bildungsbereich ermachtigt die Schulen

der Sekundarstufe II schliesslich, die Teilnahme an freiwilligen Schulveranstaltungen mit

Übernachtung, insbesondere Lager, vom Nachweis eines gültigen Covid-l9-lmpfzertifikats

bzw. eines gültigen Covid-l9-Genestmgszertifikats abhängig zu machen. Der Nachweis

wird gegenüber der Schulleittmg oder einer von ihr bezeichneten Stelle erbracht; diese kann
die Gültigkeitsdauer des Zertifikats erfassen (§ 4 Abs. 2 V Covid-l9 Bildungsbereich).
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lung in der Rechtsetzung ist es dem Verwaltungsgericht verwehrt, den ‘rechtsetzenden Be-

hörden verbindliche Weisungen zum Inhalt einer Rechtsnorm zu erteilen. Das Gericht hat

sich bei Gutheissung der Beschwerde darauf zu beschränken, die rechtswidrigen Verord-

nungsbestimmungen aufzuheben Der Entscheid darüber, wie und gegebenenfalls ob der Re-

gierungsrat die Verordnung an das übergeordnete Recht anpassen will, bleibt diesem vorbe—

halten (zum Ganzen VGr, 31. März 2021, AN.2020.00002, E. 1.2, und 26. Februar 2020,

AN.2019.00003‚ E. 1.4; Marco Donaßch, Kommentar VRG, § 20 N. 100). Insofern ist der

Antrag des Beschwerdeführers, die Maskentragpflicht aufder Sekundarstufe 11 sei so zu ge-

stalten, dass keine Differenzierung zwischen Geimpflen, Genesenen und Ungeirnpflen vor-

genommen werde, von vornherein unzulässig und ist aufdie Beschwerde auch insofern nicht

einzutreten.

Bei einer nicht mehr in Krafl stehenden Normen mutiert der im Rahmen einer abstrakten

Normenkontrolle gestellte Aufhebungsantrag sodann zwar de facto zum (zulässigen) Fest-

stellungsantrag (vgl. VGr, 29. April 2021, AN.202] .00003, E. 6.1); auch ein solcher Antrag

kann jedoch nur darauf abzielen, die Unvereinbarkeit der nicht mehr geltenden Norm mit

übergeordnetem Recht festzustellen und nicht, dass — wie hier vom Beschwerdeführer im

Weiteren verlangt — Feststellungen zur Unzulässigkeit einzelner Massnahmen (im Hinblick

auf eine künftige Regelung) getroffen werden. Auf das diesbezügliche Begehren des Be—

schwerdefllhrers ist daher ebenfalls nicht einzutreten.

2.

Im Rahmen der abstrakten Normenkontrolle kann einzig die Verletzung übergeordneten

Rechts gerügt werden (§ 50 Abs. 1 in Verbindung mit §20 Abs. 2 VRG und hierzu Do-

natsch, § 20 N. 94 f., § 50 N. 76; vgl. auch Art. 79 Abs. 2 KV). Das Verfahren bezweckt die

Durchsetzung der Hierarchie der Rechtsnormen (VGr, 8. Juli 2021, AN.2020.00007 und

AN.2020.00008, E. 3, und 29. April 2021, AN.2021.00003‚ E. 3.2; Andreas Conne, Abs-

trakte Normenkontrolle im Kanton Zürich, ZBI 115/2014, S. 403 ff., 404).

Nach verwaltungsgerichtlicher Praxis soll ein Aufliebungsentscheid grundsätzlich nur dann

erfolgen, wenn sich die betreffende Norm einer rechtskonformen Auslegung entzieht,jedoch

nicht, wenn eine solche Auslegung möglich und vertretbar ist und von inskünfliger rechts-

konforrner Anwendung der angefochtenenNorm- insbesondere auch durch eine im Rahmen
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1.2.2 Der Beschwerdefilhrer ist Vater einer Tochter, welche ein Gymnasium im Kanton Zü-

rich besucht (act. 7). Entsprechend ist seine Betroffenheit in schutzwürdigen Interessen

grundsätzlich zu bejahen (vgl. VGr, 3. Juni 2021, AN.2021.00004‚ E. 1.2 mit Hinweisen).

Dies gilt jedenfalls insofern, als sich sein Rechtsmittel gegen Bestimmungen richtet, welche

auch wirklich seine Tochter betreffen. Soweit der Beschwerdefllhrer (auch) die Aufhebung

von § 3 Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 8 V Covid-l9 Bildungsbereich verlangt, ist seine Beschwer-

delegitimation dagegen zu verneinen, macht er doch nicht geltend, dass seine Tochter über

einen ärztlich bescheinigten Maskentragdispens verfllgt und liegen keine Anhaltspunkte da-

für vor, dass sich dies während der beschränkten Dauer der angefochtenen Verordnung noch

andern könnte (vgl. im Gegenteil act. 8 S. 4 f.). Gleiches gilt hinsichtlich der lediglich Lehr-

personen oder Berufsbildnerinnen und -bildner berührenden Bestimmungen § 3 Abs. 3 lit. a

und lit. c V Covid-l9 Bildungsbereich.

Anzumerken ist sodann, dass der Regierungsrat die angefochtene Verfllgung zwischenzeit-

lich mit Beschlüssen vom 24. November und vom 8. Dewnber 2021 teilweise abgeändert

hat (Regierungsratsbeschluss Nr. 1367/2021. ABl 2021-11—26, Meldungsnummer RS-

ZH03-0000000436; Regiemngsratsbeschluss Nr. 1486/2021; AB! 2021-12-10, Meldungs-

nummer RS-ZHO3-0000000442). Dabei wurde auch § 3 V Covid-l9 Bildungsbereich abge-

ändert bzw. wurden einzelne Absätze ganz aufgehoben (§ 3 Abs. 2 lit. c, Abs. 7 und Abs. 8

V Covid-l9 Bildungsbereich), sodass die Aufhebung der Norm in der angefochtenen Fas-

sungmden Beschwerdefilhrer nur noch von eingeschränktem Nutzen wäre. Da in dem vor-

liegenden dynamischen Regelungsumfeld davon auszugehen ist, dass sich die aufgeworfe-

nen grundsätzlichen Rechtsfragenjederzeit unter gleichen oder ähnlichen Umständen erneut

stellen könnten, und eine rechtzeitige Überprüfung von kurzzeitig befristeten und in fort-
währender Anpassung befindlichen Normen schwerlich zu bewerkstelligen ist, rechtfertigt

es sich jedoch, analog zu den fllr die Einzelaktanfechtung entwickelten Grundsätzen (vgl.
dazu Bertschi, § 21 N. 25) vom Erfordernis des aktuellen Interesse: abzusehen (zum Ganzen

auch VGr, 21. Januar 2021, AN.2020.00018‚ E. 1.2, und 22. Oktober 2020, AN.2020.0001 I,
E. 1.2).

1.3 Dem Zweck der abstrakten Normenkontrolle entspricht eine rein kassatorische Ent-
scheidbefugnis der Rechtsmittelinstanzen. Aufgrund der Gewalten— und der Aufgabentei-
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Die Kammer erwägt:

1.

1.1 Das Verwaltungsgericht ist gemäss § 41 Abs. 1 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 lit. d und

Abs. 2 lit. a des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 24. Mai 1959 (VRG, LS 175.2) sowie

Art. 79 Abs. 2 der Kantonsverfassung vom 27. Februar 2005 (KV, LS 101) zuständige (ein-

zige kantonale) Instanz fllr die Beurteilung von Beschwerden gegen regierungsratliche Ver-

ordnungen.

Über Rechtsmittel gegen Erlasse entscheidet das Gericht in Fünferbesetzung (§ 38a Abs. 1

VRG). Da der angefochtene Beschluss Verwaltungsrecht betriflt, ist der Spruchkörper voll-

umfänglich aus Mitgliedern des Verwaltungsgen'chts zusammenzusetzen (§ 38a Abs. 2

VRG). Die Besetzung erfolgt gemäss dem Plenarbeschluss des Verwaltungsgerichts vom

18. Juni 2021 über dessen Konstituierung per 1. August 2021 (ABl 2021-06—25, Meldungs-

nummer RS—ZH04-0000000055).

1.2

1.2.1 Gemass § 49 in Verbindung mit § 21b Abs. 1 VRG ist zur Anfechtung eines Erlasses

berechtigt, wer durch eine Norm in schutzwürdigen Interessen berührt werden könnte. § 21b

VRG soll auf die bundesgerichtliche Praxis verweisen. Demnach ist die Beschwerdelegiti-

mation zu bejahen, wenn zumindest eine minimale Wahrscheinlichkeit gegeben ist, dass die

beschwerdefiihrende Partei durch den angefochtenen Erlass früher oder später einmal un-

mittelbar in ihren schutzwürdigen Interessen benofl‘en sein könnte (BGE 146 l 62 E. 2.1;

zum Ganzen auch VGr, 21. Januar 2021, AN.2020.00018, E. 1.2 mit weiteren Hinweisen).

Ein bloss mittelbares oder ausschliesslich allgemeines Öffentliches Interesse reicht nicht aus,

das heisst, die beschwerdefuhrende Partei muss im eigenen Interesse —— und nicht im Interesse

der Allgemeinheit — Beschwerde filhren (vgl. BGE 136 1 49 E. 2.1, 135 I 43 E. 1.4; Martin

Bertschi, in: Alain Griffel [I-Irsg.], Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des

Kantons Zürich, 3. A.‚ Zürich etc. 2014 [Kommentar VRG], § 21 N. 34). Ein aktuelles Inte-

resse ist insoweit erforderlich, als ein geeignetes Anfechtungsobjekt vorliegen muss, dessen

Aufhebung der beschwerdeflthrenden Person den angestrebten Nutzen bringen muss. Dies

bedeutet vor allem, dass der Eflm im Zeitpunkt des Entscheids noch bestehen muss (Bert-

schi, § 21 N. 33).
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hat sich ergeben:

l.

Der Regierungsrat des Kantons Zürich erliess am 22. September 2021 die Verordnung über
Massnalunen zur Bekämpfung der Covid-l9-Epidemie im Bildungsbereich (V Covid-l9
Bildungsbereich, LS 818.14), welche am 29. September 2021 mit der Meldungsnummer RS-
ZHO3—000000412 im Amtsblatt publiziert und per 4. Oktober 202] in Krafi gesetzt wurde.
Die Rechtsmittelfrist gegen die Verordnung wurde auf zehn Tage verkürzt und dem Lauf
der Beschwerdefrist und der Einreichung einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung ent—
zogen.

ll.

Am 2s. September 2021 ahoi-Beschwerde beim Verwaltungsgericht und bean—
tragte sinngemäss, die §§ 3 f. V Covid-l9 Bildungsbereich seien aufzuheben, die Masken-
tragpflicht auf der Sekundarstufe II sei fil: Schülerinnen und Schüler unabhängig vom

Impfstatus aufgrund der konkreten Fallzahlen so zu gestalten, dass keine Differenzierung
bei den Geimpflen, Genesenen und Ungeimpften erfolge, und es sei festzustellen, dass "frei-

willige" Tests weder Vor- noch Nachteile bei Geirnpflen, Genesenen bzw. Ungeimpflen
nach sich ziehen dürften; in prozessualer Hinsicht ersuchte er zudem um Wiederherstellung

der aufschiebenden Wirkung und Anhebung der Rekursfrist auf minimal 25 Tage (act. 2

S. l f.).

Mit Präsidialverfilgung vom 13. Oktober 2021 wurde-Gesuch um Wiederher-
stellung der aufschiebenden Wirkung abgewiesen und aufsein Gesuch um Verlängerung der
Beschwerdefrist mangels eines Rechtsschutzinteresses nicht eingetreten (act. l S. 2 ff). Mit
Beschwerdeantwort vom 7. Oktober 2021 hatte die Bildungsdirektion namens des Regie-
rungsrats die Abweisung des Rechtsmittels beantragt, soweit darauf eingetreten werden
könne (act. 6). Hierzu ausserte sich-am 25. Oktober 202| (act. 8). Mit weiterer

Stellungnahme vom 4. November 2021 hielt die Bildungsdirektion namens des Regierungs-
rats an ihren Anträgen fest (act. 9).
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Urteil

der 4. Kammer

vom 16. Dezember 2021

Mitwirkend: Abteilungspräsidentin Tamara Nüssle (Vorsitz), Verwaltungsrichter Andre
Moser, Verwaltungsrichter Marco Donatsch, Verwaltungsrichter Reto HKggi Furrer, Ver-
waltungsrichter Martin Bertschi, Gerichtsschreiberin Sonja Güntert.

In Sachen

— Bœchwerdefllhrer,

gegen

 

Regierungsrat des Kantons Zürich,
8090 Zürich,
vertreten durch Bildungsdirektion Kanton Zürich
Generalsekretariat, Rekursabteilung, Walcheplatz 2,
8090 Zürich,

Beechwerdegegner,

betreffend die Verordnung über Maßnahmen zur Bekämpfung der Covid-l9-Epide—
mie im Bildungsbereich vom 22. September 2021,
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Verwaltungsgericht
Kanton Zürich
Freischützengasse 1
8004 Zürich

Normenkontrolle V-Covld-19 Blldung Roglerungsrat vom 22.9.21, BV

Art. 8 Abs. 1+2, Art. 10 Abs. 1-3, Art. 11 Abs. 1, Art. 13 Abs. 2, Art. 36

Abs. 1-3 I.V.m. Art. 36 EpG I.V.rn. Art. la, 3a+6a Abs. 1 Covld-Gesetz

_besucht das—Der Besuch
dieser Schule entspricht der Sekundarstufe Il. Am 22.9.21 erlässt der Regie-

rungsrat die V—Covid-19 Bildung. in § 3 ist festgehalten:

§ 3. 1 In den Innenräumen der öffentlichen Schulen für Berufsvorbereitungs—

jahre, der Schulen der Sekundarstufe II einschliesslich Untergymnasien und der

überbetrieblichen Kurse mussjede Person eine Maske tragen.

2 Keine Maskentragpflicht gilt:

a. wenn das Tragen einer Maske den Unterricht wesentlich erschwert, wobei

in solchen Situationen der Mindestabstand einzuhalten oder der Schutz

durch andere Schutzmassnahmen zu gewährleisten ist

b. in für die Konsumation von Speisen und Getränken vorgesehenen

Aufenthaltsräumen während der sitzenden Konsumation

c. für Personen, die nachweisen, dass sie 1. über ein gültiges Covid-19—

lmpfzertifikat oder ein gültiges Covid-l 9—Genesungszertifikat verfügen oder

2. am wöchentlichen repetitiven Testen in der Schule oder bei der oder dem

Arbeitgebenden teilnehmen.

3 Der Nachweis nach Abs. 2 lit. c wird erbracht: a. vom Lehr- und Schulpersonal

gegenüber der vorgesetzten Person, b. von Schülerinnen und Schülern bzw.

Lernenden gegenüber der Schulleitung oder einer von dieser bezeichneten

Stelle und gegenüber den Berufsbildnerinnen und Berufsbildnem in

überbetrieblichen Kursen, c. von Berufsbildnerinnen und Berufsbildnem in

überbetrieblichen Kursen gegenüber der Trägerschaft der überbetrieblichen

Kurse oder einer von dieser bezeichneten Stelle.

4 Die den Nachweis nach Abs. 2 lit. c prüfenden Personen können die
Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder das Tëstdatum erfassen.

§ 4. 1 Die Schulen gemäss g 1 Abs. 1 lit. e können die Teilnahme an freiwilligen

Schulveransta/tungen mit Ubemachtung, insbesondere Lager, vom Nachweis

eines gültigen Covid-lQ—lmpfzertifikats bzw. eines gültigen Covid-19-Ge-
nesungszertifikats abhängig machen.
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Angeführt sei, dass es sich bei Schulen gemäss § 1 Abs. 1 lit. e um Einrich—

tungen der Sekundarstufe Il handelt. In der Präambel Il der Verordnung wird der

Gültigkeitsbeginn per 4.10.21 und eine Befristung bis zum 24.1.22 festgelegt.

Gleichzeitig wird in III die Beschwerdefrist auf 10 Tage verkürzt und in IV der

Entzug der aufschiebenden Wirkung angeordnet.

Elntretensvoraussetzung: Bei einer abstrakten Normenkontrolle, d.h. bei

Erlass eines neuen Gesetzestextes ist erforderlich, dass zur Anfechtung nur

berechtigt ist, wer von einem neuen Erlass betroffen ist. Dadurch, dass die

Tochter das Gymnasium (Sekundarstufe ll) besucht, ist dies gegeben.

Maskentragpfilcht nach § 3 V-Covld 19 Bildung I.V.m Art. 4o EpG

Zunächst postuliert § 3 eine allgemeine Maskenpflicht in allen Innenräumen der

Schule (Ausnahme Kantine bei sitzender Konsumation) für sämtliche Studie-

rende. Die Maskenpflicht an sich stellt bei einer engen zeitlich begrenzten

Dauer zur Bekämpfung von SARS-2 keinen gravierenden Eingriff in die Frei-

heits- bzw. Gesundheitsrechte nach Art. 10 Abs. 2 BV dar (siehe dazu Urteil

Verwaltungsgericht AN.2020.00013), da mit Art. 40 Abs. 3 EpG (Epidemien-

gesetz) eine genügende Grundlage für eine Maskentragpflicht, die zeitlich und

örtlich begrenzt ist, besteht. Die Massnahmen dürfen aber nur so lange

andauern, wie diese erforderlich sind (Erwägung 4.3.2) bzw. nicht eine mildere

Massnahme auch zum Erfolg führen wird.

So hat das Mittelschul- und Berufsbildungsamt am 11.8.20 eine Covid—19-

Richtlinie herausgegeben, die am 17.9.21 Ietztmalig (Akte 2) an die aktuellen

Verhältnisse angepasst wird. Darin steht unter Punkt 5.1 «Zertifikats- und

Maskentragpflicht»:

An Bildungseinrichtungen der Sekundarstufe Il gilt für Schülerinnen und

Schüler bzw. Lernende sowie Personal weder eine Zertifikats- noch eine

Maskentragpflicht. Exteme Personen, die sich in den Räumlichkeiten von

Bildungseinrichtungen aumalten und bewegen, sind hingegen zum Tragen

einer Maske verpflichtet.

Im September 2021 hat sich die Lage wesentlich verbessert (plus/minus

Halbierung Neuinfektionen und der Spitaleintritte). Wie unter diesem Gesichts-

punkt der Regierungsrat per 22.9.21 eine allgemeine Maskentragpflicht für die

Sekundarstufe II beschliessen kann, bleibt schleierhaft. Nach bereits gut 12

Monaten Maskenpflicht/Empfehlung entspricht die weitere Verlängerung um 5

Monate bis Ende Januar 2022 keinem leichten Eingriff mehr. Das tägliche

Tragen der Maske über mehrere Stunden ist als schwerer Eingriff nach Art. 36

Abs. 1-3 BV i.V.m. Art. 10 Abs. 2 BV i.V.m. Art. 11 Abs. 1 BV einzustufen.

Befreiung Maskentragpfiicht nach 5 3 Abs. 2 lit. C 1 V—CovId-19 Bildung

für Gelmpfte/Genesene

Die V-Covid—19 Bildung sieht vor, dass sich Geimpfte/Genesene von der

Maskentragpflicht befreien können, sofern sie nach V—Covid—19 Bildung § 3 Abs.

2 lit. C über ein Covid-19—lmpfzertifikat oder ein Covid-lQ-Genesungszertifikat

verfügen. In Art. 1a Abs. 2 Covid-Gesetz steht:
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Ist der impMi/lige erwachsene Teil der Bevölkerung ausreichend geimpft, so

sind die Kapazitätsbeschränkungen für öffentlich zugängliche Einrichtungen

und Betriebe sowie Veranstaltungen und private Zusammenkünfte aufzuheben.

Angemessene Schutzkonzepte sind möglich, sofern sie verhältnismässig sind.

Der impfwillige Teil konnte sich längst schützen, folglich sind gemäss letztem

Satz nur noch angemessene Schutzkonzepte möglich, die verhältnismässig sein

müssen. Gemäss § 3 V—Covid-19 Bildung Regierungsrat sehen die Covid-Zertifi-

kate als Teil der Schutzkonzepte weitreichende Ausnahmen vor. Die gesetzliche

Grundlage der Covid-Zertifikate findet sich in Art. 6a Abs. 1 Covid-Gesetz:

Der Bundesrat legt die Anforderungen an den Nachweis einer Covid-19-

Impfung, einer C0vid-l9—Genesung oder eines Covid—I 9—Testergebnisses fest.

Nach Art. 3a Covid—Gesetz ist bei Geimpften folgende Unterscheidung möglich:

Personen, die mit einem Covid-I 9-Irnpfstofl‘geimpft sind, der zugelassen ist

und erwiesenermassen gegen die Ubertragung schützt, wird keine Quarantäne

auferlegt.

Daraus ergibt sich, dass geimpfte Personen von einer Quarantäne (andere

Massnahmen sind nicht aufgeführt bzw. folglich ausgeschlossen) ausge-

nommen werden können, sofern die Impfung erwiesenerrnassen gegen die

Ubertragung (Erkrankung inkludiert) schützt.

Bis zum 7.8.21 gab es gemäss Statistik BAG 107 Impfdurchbrüche, die zu einer

Hospitalisation führten. Bis zum 22.9.21 werden 247 lmpfdurchbrüche mit

Spitalaufenthalt aufgelistet. Damit gab es in den letzten 45 Tagen (247-107)

140 Spitalaufenthalte bei doppelt geimpften Personen. Zwischen Januar 21 und

dem 7.8.21 (ca. 180 Tage) gab es 107 schwerwiegende Impfdurchbrüche, in

den darauf folgenden 45 Tagen gab es 5.2 mal mehr Impfdurchbrüche als in

den sieben Monaten zuvor (140 Durchbrüche mit Hospitalisation).

Gemäss Artikel Sonntagszeitung vom 26.9.21 (Akte 5) verstarben im Alters—

heim in St. Niklaus von 8 Personen auf der Demenz-Abteilung deren vier Per—

sonen, obwohl alle doppelte geimpft waren. Sowohl die Länder Deutschland,

England, Israel, Island und die USA vermelden markant mehr Impfdurchbrüche.

Stellvertretend für all diese Länder sei auf eine 2G—Party in Münster (Akte 4)

verwiesen, bei der sich von ca. 380 Teilnehmenden, die geimpft oder genesen

waren, an einen Abend weit über 70 Personen dennoch infizierten.

Daraus folgt, dass die in Art. 3a Covid-Gesetz postulierte Befreiung und mithin

eine jede Besserstellung der Geimpften in Bezug auf die Covid-Massnahmen

nicht haltbar ist, weil die Impfung gerade nicht erwiesenerrnassen vor einer

Übertragung des Virus (und wohl mittel— bis langfristig auch nicht von einem

schweren Krankheitsverlauf) schützt. Für eine Besserstellung der Genesenen

findet sich keine gesetztliche Grundlage im Covid-19—Gesetz.

Die im Covid-Gesetz postulierte Zertifikatsgrundlage erfolgt im Sinne einer

Generalvollmacht an den Bundesrat. Allerdings erhält der Bundesrat nur die

Kompetenz, die Grundlagen für den Nachweis zu erfassen.
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Klar ist damit, es gibt keine rechtsgenügende Geselzesdelegation für Mass-

nahmen aufgrund der Covid-Zertifikate im Covid-Gesetz. Art. 6a Abs. 1 Covid-

Gesetz ist dazu zu unbestimmt. Massnahmen aufgrund eines Zertifikates sind

somit nur möglich, wie sie nach Art. 36 Abs. 1 BV nicht schwenNiegend sind.

Selbst wenn eine ernste, unmittelbare Gefahr gemäss Art. 36 Abs. 1 BV beste-

hen würde, so würde dem Art. 1a Abs. 2 Covid-Gesetz entgegenstehen, da die

impfwillige Bevölkerung längst impfen konnte. Ein Impfzertifikat kann somit

noch allfäliig für leichte Grundrechtseinschränkungen angewandt werden.

Nach Art. 8 Abs. 2 BV dürfen Einschränkungen nicht diskriminierend sein.

Neben Art. 10 Abs. 2 BV ist bei Kindern und Jugendlichen zudem Art. 11 Abs. 1

BV zu beachten. Sie haben Anspruch auf einen besonderen Schutz ihrer Unver-

sehrtheit. Eine Befreiung von der Maskentragpflicht für Geimpite bzw. Gene-

sene verstôsst gegen Art. 8 Abs. 2 BV, weil im Klassenbetrieb damit nur noch

Nicht-Geimpfte eine Maske tragen müssen. Dies führt im aktuellen Umfeld zu

einer regelrechten «Zur-Schau-Stellung» bzw. einer massiven Diskriminierung.

Die Stimmung an den Gymnasien ist analog zum Diskurs in der Gesellschaft

aktuell aufgeheizt. Der Staat bzw. die Regierung des Kantons Zürich hat dafür

zu sorgen, dass Jugendliche auf Sekundarstufe II in einer solchen Lage nach

Art. 11 Abs. 1 BV geschützt werden. Eine Benachteiligung jener, die über kein

lmpf— bzw. Genesenenzertifikat verfügen, wäre selbst dann nicht mit Art. 11

Abs. 1 BV vereinbar, wenn die Impfung erwiesenerrnassen schützen würde.

Absolut und auch nach Art. 8 Abs 2 BV i.V.m Art. 10 Abs. 2 BV liegt jedoch eine

diskriminierende Ungleichbehandlung vor, weil die Impfung gerade nicht erwie-

senermassen vor einer Ansteckung bzw. der Weitergabe von SARS-2 schützt.

Wenn Geimpfte selbst dann keine Maske tragen müssen, sollten die Fallzahlen

aus welchen Gründen auch immer wieder ansteigen, so führt dies letztlich

dazu, dass ungeimpfte Jugendliche in Quarantäne müssen, obwohl die erhöhten

Fallzahlen gerade durch die Geimpften, welche Schutzkonzepte faktisch auch

bei deutlich höheren Fallzahlen nicht einhalten, erfolgen.

Genau dies ist in der Covid-Richtlinie (Akte 2) des Mittelschul- und Berufsbil-

dungsamtes unter Punkt 14 vorgesehen. Geimpfte bzw. Genesene müssen

selbst dann nicht in Quarantäne gehen, wenn sie nahen Kontakt zu Personen

hatten, die erkrankten bzw. positiv getestet wurden. Ungeimpfte müssen in

jedem Fall in Quarantäne, obwohl sie im Unterschied zu den Geimpften bzw.

Genesenen während der gesamten Schulzeit eine Maske trugen.

Eine solche Ungleichbehandlung ist insbesondere mit Art. 8 Abs. 2 BV i.V.m Art.

11 Abs. 1 nicht vereinbar. Die Intention einer solchen Regelung dürfte einzig

darin liegen, dass sich möglichst viele Jugendliche impfen lassen. Vereinfacht

kann gesagt werden: impfung == Belohnung, Ungeimpft = Benachteiligung.

Bei Jugendlichen sind schwere Verläufe allerdings derart selten, dass selbst

Pädiatrie Schweiz auf der Homepage (Abruf 28.9.21) ausführt:
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Aus pidisu'ischer Sicht halten wir fest: !
 

0 die DeIu-Vnriantc führt nicht zu schwereren COVlD—l9

x. Verläufen als verging}: Varianten. Diese Aussage basiert auf

klinischen Erfahrungen über mittlerweile 2 Monate in der
Schweiz, RAG Daten und publizierten Daten aus den USA.

o die Krankheitslest für Kinder und lugendliche in der Schweiz
ist für COVlD—l9 insgesamt geringer als diemam
verursacht durch andere respiratoriscbe Viren (RSV,

Influenza).

o das sehr seltene PlMS-TS Syndrom (grob geschützt 1:5'000

bis ”0'000 inhkflomn) hat in der Schweiz bisher zu
keinen Todesfällen geführt und hinterlässt nach bisherigen
Erkenntnissen nach bis zu einjähriger Nuchbeobachtungszcit

nur sehr selten Rosiducn.{Linlt]
0 die COVlD—l9 Iæäist seit dem 26.08.2021 ab dem Alter

Zusammengefasst ergibt sich, a) Delta führt bei Kindem/Jugendlichen nicht zu

schwere(re)n Verläufen und b) die Krankheitslast einer Influenza/RSV ist grösser

als dies der Fall bei SARS—2 ist. Wie unter diesem Umständen Pädiatrie Schweiz

eine lmpfempfehlung für Kinder und jugendliche aussprechen kann. erschliesst

sich dem Beschwerdeführer nicht. Vielmehr gilt es daran zu erinnern, dass

sämtliche in der Schweiz zugelassene Impfstoffe «nur» über eine befristete
Zulassung verfügen. Dazu Art. 9a Abs. 1 Heilmittelgesetz (HMG):

Das Institut kann Arzneimittel gegen Krankheiten, die lebensbedrohend sind

oder eine Invalidität zur Folge haben, in einem vereinfachten Verfahren gemäss

Artikel 14 Absatz 1 befristet zulassen, wenn:

a. es mit dem Schutz der Gesundheit vereinbar ist;
b. von deren Anwendung ein gmsser therapeutischer Nuaen zu erwarten ist;

c. in der Schweiz kein zugelassenes, alternativ anwendbares und gleich-

wertiges Arzneimittel verfügbar ist.

Ein grosser therapeutischer Nutzen besteht nicht, eine Influenza/RSV ist für

Kinder/Jugendliche weit gefährlicher. Eine lmpfempfehlung für 10—19 Jährige

lässt sich daher kaum mit Art. 9a Abs. 1 HMG in Einklang bringen. Letztlich

fehlt der grosse therapeutische Nutzen. Nochmals, die Gefährdung bei SARS-2

auf Sekundarstufe ll ist ja deutlich kleiner als ist dies bei einer lnfluenza bzw.

RSV—Erkrankung der Fall ist.

Befreiung Meskentregpflicht nach § 3 Abs. 2 lit. C 2 V-CovId-19 Blldung
bei «repetitlven» wöchentlicher Testung

Eine Befreiung von der Maskentragpflicht ist möglich, sofern Schüler/innen an

einer «repetitiven» wöchentlichen Testung teilnehmen. Gemäss Covid-Richtlinie
Punkt 4 ist die Teilnahme an diesen «Reihentestungen» «freiwillig».
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Zunächst ist festzuhalten, dass bei einer «freiwilligen» Teilnahme an Tests keine

Privilegien möglich sind, genauso wie eine Nichtteilnahme keine Nachteile nach

sich ziehen darf, selbst wenn die Regelung für sämtliche Schüler/innen auf

Sekundarstufe Il gelten würde.

Vorliegend können sich Geimpfte/Genesene jedoch bereits nach § 3 Abs. 2 lit. C

1 von der Maskentragpflicht befreien, es gibt für sie folglich keinen Grund, nach

§ 3 Abs. 2 lit. C 2 an den Tests teilzunehmen. In der Praxis führt dies dazu, dass

einzig ungeimpfte zum Test «gedrängt» werden.

Nur wenn die Ungeimpften an den Tests teilnehmen, sind sie von der Masken-

pflicht und der damit «Zur—Schau-Stellung» als Ungeimpfte in der Klasse

befreit. Unter diesem Umstand kann von «Freiwilligkeit» nicht in Ansätzen

gesprochen werden. Vielmehr verstösst eine solche Regelung klarerweise

gegen das Diskriminierungsverbot nach Art. 8 Abs. 2 BV.

Pflichttestung bei Maskendispens nach § 3 Abs. 5 V-Covld-19 Bildung

Nach der Verordnung Covid-19 Besondere Lage Art. 6 Abs. 2 lit. B sind «Per-

sonen, die nachweisen können, dass sie aus besonderen Gründen, insbe-

sondere medizinischen, keine Gesichtsmasken tragen können» von der Mas—

kenpflicht in Innenräumen befreit.

Die V-Covid—19 Bildung des Regierungsrates führt in â 3 Abs. 5 für Personen, die

einen (medizinisch bedingten) Maskendispens haben, eine zwingende Pflicht zu

den «Reihentest» ein, damit der Maskenattest anerkannt wird. Damit werden

vulnerable Personen nach Art. 8 Abs. 2 BV in Reinkultur wegen ihrer Gesundheit

(körperliche, geistige oder psychische Gesundheit) diskriminiert. Dies geht

soweit, dass diese Personen sich. sofern keine «Reihentests» angeboten wer-

den, sich zwingend einem wöchentlichen PCR-Test unterziehen müssen.

Der PCR-Test entspricht einer ärztlichen Untersuchung nach Art. 36 EpG und

darf nur angeordnet werden, wenn eine Person «krank, krankheitsverdächtig,

angesteckt oder ansteckungsverdächtr'g ist oder Krankheitserreger aus-

scheidet». Dies trifft auf Personen mit einer Maskendispens in keinster Weise

zu. Art. 36 EpG ist eng gehalten, dazu Botschaft EpG-Revision vom 3.12.10:

«Die ärztliche Untersuchung dient entweder zur Ermittlung van Befunden im

Hinblick auf die Anordnung einer konkreten Schutzmassnahme (z. B. Unter-

suchung im Hinblick auf eine eventuell nötige Absonderung) oder ist Teil__einer

Schutzmassnahme selbst (z. B. Untersuchung während einer ärztlichen Uber—

wachung). In Ausnahmefällen kann die ärztliche Untersuchung auch als eigen—

ständige Massnahme angeordnet werden. Solche medizinischen Unter-

suchungen dürfenjedoch nicht systematisch, etwa in Form einer umfang—

reichen Untersuchung bestimmter Bevölkerungsgruppen, sondern nur als

Individualmassnahme zurAnwendung gelangen. Anonyme Tests, z. B. zur

Verbesserung der Datenlage im Zusammenhang mit einer bestimmten über-

tragbaren Krankheit, Reihenuntersuchungen der Bevölkerung oder bestimmter

Bevölkerungsgruppen usw.‚ sind ohne Zustimmung nach vorgängiger

Aufklärung der Testperson nicht zulässig.»
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Der Beschwerdeführer hat sämtliche Ratsprotokolle durch gekämmt. Auf Art. 36

EpG wird in keinem Votum auch je nur eingegangen, womit klar zum Ausdruck

gebracht werden kann, dass Art. 36 EpG gemäss Vemehmlassung verab-

schiedet wurde. Daher ist ein PCR-Test nach Art. 36 i.d.R. als lndividualmass-

nahme durch einen Arzt/Ärztin im Einzelfall vorzunehmen. Nicht zulässig sind

folglich wöchentliche repetitive Tests zur allgemeinen Prävention.

Z/x}.

Besonders verwerflich ist, dass mit der RegeIUng § 3 Abs. 5 V—Covid-19 des

Regierungsrates gerade diejenige Bevölkerungsgruppe abgestraft wird, die

medizinisch bedingt vulnerabler ist als Personen mit intakter Gesundheit. Nach

Ansicht des Beschwerdeführers verstösst eine solche Regelung gegen Art. 10

Abs. 3 BV, weil eine solche Bestimmung zu einer (Zitat) «Art grausamer, un-

menschlicher oder emiedrigender Behandlung oder Bestrafung» führt. Dies

umso mehr, als der Regierungsrat bei Kindern/Jugendlichen auf Sekundarstufe

II nach Art. 11 Abs. 1 dafür zu sorgen hätte, dass Kinder/jugendliche besonders

geschützt werden.

Erfassung Zertifikatsdauer nach 5 3 Abs. 4+7 v—Covld-19 Blldung

Nach Art. 13 Abs. 2 BV hat jede Person Anspruch darauf. dass persönliche

Daten vor Missbrauch geschützt sind. Daten zum Status der Gesundheit sind

hoch sensibel und dürfen gerade nicht in einem zentralen Register bei den

Schulleitungen angelegt bzw. verwaltet werden bzw. beliebig von ihr betrauten

Kontrollorgangen eingesehen werden.

Ausschluss Lager/Arbeitswochen nach § 4 Abs. 1 V-CovId-19 Biidung

Selbst wenn der entsprechende Passus in der Kann—Formulierung gehalten ist,

so führt er letztlich dazu, dass Nicht-Geimpfte komplett von Lagern, vor allem

aber auch von Arbeitswochen ausgeschlossen werden (können).

Eine solche 2G—Regel stellt eine massive Diskriminierung nach Art. 8 Abs. 2 BV

dar. Entgegen den Ausführungen des Regierungsrates zu § 4 Abs. 1 V-Covid-19

Bildung handelt es sich dabei nicht um freiwillige bzw. Veranstaltungen, die der

Freizeit dienen. Gerade Arbeitswochen sind für die vertiefte Vermittlung von

Leminhalten enorm wichtig. Die Begründung, dass die Organisation durch

allfällige Tests in unzumutbarer Weise erschwert würde, greift deutlich zu kurz.

Tests nach Art. 36 EpG dürfen nur erfolgen, sofern konkrete Krankheitsfälle

oder Ansteckungen vorliegen. Hypothetische Verdachtselemente genügen

nicht. Solche ärztlichen Untersuchungen haben unabhängig bei sämtlichen

Schüler/innen in gleicher Weise zu erfolgen, ganz unabhängig, ob sie geimpft,

getestet oder genesen sind. Daran ändert auch nichts, dass derzeit in überaus

bedenklich alarmistischer Panik-Stimmung solche Tests weiter über das Mass,

das von Art. 36 EpG je zulässig ist. durchgeführt werden.

Unzulässige Inkraftsetzung Innert 10 Tagen nach § 22 Abs. 1+3 VAG

Nach § 22 Abs. 1 beträgt die Pulbikationsfrist 30 Tage. Von dieser Regel kann in

Abs. 3 abgesehen werden, sofern eine besondere Dringlichkeit besteht. Der

Regierungsrat unterlässt es dabei, eine Dringlichkeit für das lnkrafttreten

überhaupt zu begründen. Abgesehen davon, dass eine solche bei stark
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sinkenden Fallzahlen nicht besteht, lässt sich nicht von der Hand weisen, dass

der Regierungsrat wohl einzig daran interessiert zu sein scheint, dass mit der

Verkürzung der Rekursfrist auf 10 Tage möglichst keine Einsprachen erfolgen.

Vorliegend bleibt die Verkürzung der Beschwerdefrist von 30 auf 10 Tage ohne

Begründung unzulässig, weil eben gar keine Dringlichkeit ausgewiesen wird.

Nebenbemerkung. In der Zeit zwischen 4.10.21 und den darauf folgenden zwei

Wochen finden die Herbstferien statt, sodass bei den Gymnasien kein Unter—

richt stattfindet. Selbst wenn der Regierungsrat sich Sorgen über eine über-

proportionale Reisetätigkeit der Schüler/innen in den Herbstferien machen

würde, so ergeben die Ferienwochen zumindest eine Frist von 25 Tagen. Bei

den Berufsschulen ist anzumerken, dass keine spezifische Ferienzeit besteht.

Entzug aufschiebende Wirkung nach 5 55 l.V.m 5 25 Abs. 3 VRG

In § 55 VRG findet sich ein Verweis auf 5 25 Abs. 3 VRG. 5 25 Abs. 3 besagt,

dass die anordnende Instanz vom Gebot der grundsätzlichen aufschiebenden

Wirkung nach 5 25 Abs. 1 VRG abweichen kann, wonach die aufschiebende

Wirkung grundsätzlich zu gewähren ist. 5 25 Abs. 3 besagt aber auch. dass die

Beschwerdeinstanz (Verwaltungsgericht) nach § 55 VRG entweder auf Antrag

oder von sich aus trotzdem die aufschiebende Wirkung gewähren kann.

Der Regierungsrat begründet den Entzug der aufschiebenden Wirkung mit der

Begründung, die Zahlen würden derart steigen, dass es gegenwärtig nicht

mehr möglich sei, die Fallzahlen im Contact-Tracing nach Art. 33 EpG

rückzuverfolgen. Gemäss Bundesamt für Statistik gibt es im Kanton Zürich im

Schuljahr 2019/2020 9812 Schüler/innen. Die aktuellen Fallzahlen liegen per

26.9 bei 3.76 Fällen auf 100000 Einwohner/innen, dies bedeutet 0.36 Fälle bei

den ca. 10000 Gymnasiasten des Kantons Zürich.

 
. a. uo- ‚.—.‚„ . m... re - Quotas

Epidemiologischer Verlauf, Schweiz und Liechtenstein v

  

Demografie

 

Die Anzahl der Hospitalisation liegt am 26.9.21 auf 100000 Einwohner/innen

bezogen bei 0,03 Prozent. Auf die Gymnasiasten des Kantons Zürich ergibt dies

0,003 Prozent.
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Wie unter diesem Gesichtspunkten irgendeine Dringlichkeit bestehen soll bzw.

Contact-Tracing unmöglich sein soll. ist und bleibt schleierhaft. Geradezu

fabulös ist die Begründung des Regierungsrates, der Bundesrat habe

Lockerungen beschlossen. Dies trifft in keinster Weise zu.

Vielmehr hat der Bundesrat massive Verschärfungen mit einer Ausweitung des

Covid-Zertifikates auf faktisch sämtliche Bereiche des öffentlichen Lebens

(insbesondere bei Bildung und Kultur) beschlossen. Das im übrigen im klaren

Widerspruch zum Covid-Gesetz Art. 1a Abs. 2, worin klar festgelegt ist. dass

sobald alle Impfwilligen ein Impfangebot erhalten hätten, sämtliche Zutritts-

beschränkungen aufzuheben seien.

Der Bundesrat brachte für die Verschärfungen eine Überlastung der Intensiv-

betten (IPS) ein, die es nicht gab. Eine allfällig einmal in Zukunft drohende

Überlastung ist hypothetischer Natur. Die Covid-Patienten belegten maximal

ca. 25 Prozent der IPS—Betten (bei gleichzeitig reduziertem IPS-Bestand). Klar ist

ferner, dass ohne Reisebeschränkungen nach den jährlich längsten Ferien mit

einer erhöhten Anzahl ohnehin zu rechnen war. Der massive Rückgang im

September belegt dies zudem eindrücklich.

Letztlich geht es dem Bundesrat einzig darum, die Impfquote zu erhöhen. In

dieser Hinsicht ehrlich ist immerhin die BAG-Chefin Lévi (Akte 3), die klar

ausführte, die Massnahmen würden dann zurückgefahren, wenn die Impfquote

höher liege. Genau diese Intention ist beim V—Covid-19 Bildung des Regierungs-

rates auszumachen. Eine solche Massnahme ist jedoch rein politischer Natur.

Politisch motivierte Massnahmen rechtfertigen aber gerade nicht den Entzug

der aufschiebenden Wirkung. Eine gewünschte Erhöhung der Impfquote lässt

sich weder aus dem EpG noch aus dem Covid-Gesetz des Bundes herleiten, ist

mit den verfassungsrechtlichen Rechten wohl auch nicht in Einklang zu

bringen. Daher darf dies unter keinem Umständen dazu führen, dass der

Regierungsrat mit einer V—Covid—19 Bildung in einer Art Nacht- und Nebel-

Aktion Notrecht einführen kann, ohne dass eine Dringlichkeit auch nur in

Ansätzen ausgewiesen ist.
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Rechtsbegehren:

1. Die Rekursfrist ist von 10 Tagen auf minimal 25 Tage (bis zum Ende der

Herbstferien) anzuheben.

2. Der Beschwerdeführer beantragt, dass während der Normenkontrolle betr. V—

Covid—19 Bildung die aufschiebende Wirkung wieder hergestellt wird. Die

aufgezeigten Unvereinbarkeiten der V—Covid-19 Bildung tangieren in 5 3 und 5 4

elementarste Verfassungsrechte (siehe Rechtsbegehren 3), die nicht einfach

mit dem Entzug der aufschiebenden Wirkung ausgehebelt werden dürfen. Dies

umso mehr, als keine Dringlichkeit ausgewiesen werden kann.

3. Die geplante V—Covid-19 Bildung des Regierungsrates verstösst in den § 3

und § 4 gegen BV Art. 8 Abs. 1+2, Art. 10 Abs. 1-3, Art. 11 Abs. 1, Art. 13 Abs.

2, Art. 36 Abs. 1—3 i.V.m. Art. 36 EpG i.V.m. Art. 1a, 3a+6a Abs. 1 Covid-Gesetz

und kann daher nicht in Kraft treten.

4. Die Maskentragpflicht an der Sekundarstufe Il ist für die Schüler/innen an

den Gymnasien unabhängig vom impfstatus aufgrund der konkreten Fallzahlen

so zu gestalten, dass keine Differenzierung bei den Geimpften, Genesenen und

Ungeimpften erfolgt.

5. Es ist festzustellen. dass «freiwillige» Tests weder Vor— noch Nachteile bei

Geimpften, Genesenen bzw. Ungeimpften nach sich ziehen dürfen.

n Grüssen

 

‘\

Akten:
1. V-Covid—19 Bildung Verordnung Regierungsrat vom 22.9.21

2. Covid-Richtlinie vom 20.9.21 Amt Mittelschul- und Berufsbildungsamt

3. Artikel Blick 11.9.21: Ende Zertifikatspflicht bei höherer Impfbereitschaft

4. ntv-Artikel, 14.9.21: ZG-Party mit massiven Impfdurchbrüchen

5. Artikel Sonntagszeitung 25.9.21: 4 von 8 doppelt geimpfte Demente sterben
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Verwaltungsgericht

des Kantons Zürich

4. Abteilung
 

Postfach

8090 Zürich

Telefon O43 257 50 40

 

Auszug aus dem Protokoll

AN.2021.00010 In Sachen

Beschwerdeführer,

gegen

Regierungsrat des Kantons Zürich,
vertreten durch die Bildungsdirektion,

Postfach, 8090 Zürich,

Beschwerdegegner,

betreffend die Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-l9-

Epidemie im Bildungsbereich vom 22. September 2021.

 

Eingaben sind nicht persönlich, sondern an die oben aufgeführte Abteilung zu adressieren



Die Abteilungspräsidentin

(Tamara Nüssle)

hat

nach Einsicht

in die vom Regierungsrat am 22. September 2021 erlassene Verordnung über Massnahmen

zur Bekämpfung der Covid-l9-Epidemie im Bildungsbereich, welche am 29. September

2021 mit der Meldungsnummer RS-ZH03-000000412 im Amtsblatt publiziert, sofort in

Kraft gesetzt und die Beschwerdefrist auf 10 Tage verkürzt wurde (act. 4),

in die gegen die Verordnung gerichtete Beschwerde vom 28. September 2021, womit die

Aufhebung der §§ 3 und 4 beantragt wird und um Wiederstellung der aufschiebenden

Wirkung der Beschwerde sowie um Verlängerung der Beschwerdefrist auf die ordentlichen

30 Tage ersucht wird (act. 2),

in die Beschwerdeantwort des Beschwerdegegners vom 7. Oktober 2021 (act. 6),

in den erbetenen Nachweis des Schulbesuchs der Tochter des Beschwerdeführers (act. 7),

in die Beschwerdeantwort im Parallelverfahren AN.202l.ll (act. 5 der Akten im Ver-

fahren AN.2021.1 l),

in das Schreiben des Mittel- und Berufsbildungsamtes an die Rektorinnen und Rektoren

der kantonalen Mittelschulen vom 1. Oktober 2021 (act. 6 der Akten AN.2021 .1 l),

in der Erwägung, dass

die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts filr die vorliegende Streitigkeit in der Haupt-

sache und damit auch in Bezug auf das Begehren um Wiederherstellung der aufschieben-

den Wirkung zu bejahen ist (§ 41 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 24. Mai 1959

[VRG, LS 175.2] in Verbindung mit § 19 Abs. l lit. d VRG); Regina Kiener, in: Alain



 

Griffel [Hrsg], Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons Zürich

[VRG], 3. A., Zürich etc. 2014 [Kommentar VRG], § 6 N. 23),

die prozessleitenden Anordnungen sowie demnach auch die Wiederherstellung der auf-

schiebenden Wirkung in der Kompetenz der Vorsitzenden liegen (§ 18 Abs. 1 Satz l der

Organisationsverordnung des Verwaltungsgerichts vom 23. August 2010 [LS 175.21];

Kiener, § 6 N. 25),

der Beschwerde von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung zukommt und deren Entzug

besondere und qualifizierte Gründe voraussetzt (§ 55 in Verbindung mit §25 Abs. 1 und

Abs. 3 VRG),

solche besonderen Gründe nur gegeben sind, wenn ein schwerer Nachteil droht, falls die

aufschiebende Wirkung nicht entzogen würde, wobei die sich gegenüberstehenden Interes-

sen gegeneinander abzuwägen sind (Kiener, § 25 N. 26 ff.),

der Regierungsrat zur Anordnung von Massnahmen, um die Verbreitung übertragbaren

Krankheiten in der Bevölkerung oder in bestimmten Personengruppen zu verhindern, zu—

ständig ist und insbesondere Schulen schliessen oder Vorschriflen zu deren Betrieb ver-

fügen kann (Art. 40 des Epidemiengesetzes vom 28. September 2012 [EpG‚ SR 818.101}

in Verbindung mit § 54b des Gesundheitsgesetzes vom 2. April 2007 [GesG‚ LS 810.11),

ein Impfobligatorium im Epidemiengesetz als Massnahme nicht vorgesehen ist,

Schülerinnen und Schüler, welche weder über ein Zertifikat als Geimpfte noch Genesene

verfiigen, sich von der Maskentragpflicht durch die Teilnahme an von der Schule kostenlos

angebotenen Spucktests befreien können,

die Nichtteilnahme an den repetitiven Spucktests bzw. das Nichtvorwiesen eines Impf-

oder Genesenenzertifikats nicht zu einem Schulausschluss bzw. zum Ausschluss vom Prä-

senzunterricht fiihrt,

der Zugang zum Schulunterricht damit auch ohne Impfung, Genesung oder Testung mög-

lich ist,



die Möglichkeit des Ausschlusses von nicht immunisierten Kindern von freiwilligen Schul-

lagem bei einer summarischen Prüfung als verhältnismässig erscheint, zumal der Aufwand

für die Testorganisation filr Aktivitäten und Reisen beträchtlich sowie die Gefahr eines

Ausbruchs im Lager mit Quarantäne- und Isolationskonsequenzen bei ungeschützten Teil-

nehmerinnen und Teilnehmern viel grösser ist,

den Schülerinnen und Schülern damit unter der Bedingung eines schulischen Angebots fiir

Gratistests fiir den normalen Schulbesuch die Freiheit gelassen wird, zwischen einer Imp-

fung, einer Testung oder dem Maskentragen zu wählen,

die kantonalen Gymnasien zum Anbieten von Gratistests zwischenzeitlich verpflichtet

wurden (act. 5 S. 5 und act. 6 jeweils im Verfahren AN.2021 .1 l) und mithin auch das von

der Tochter des Beschwerdefilhrers besuchte Gymnasium nach den Herbstferien kosten—

lose repetitive Spucktests anbietet wird (act. 6),

damit kein faktischer Impfzwang angeordnet wird, weshalb der Tochter des Beschwerde-

führers damit kein Nachteil entsteht, der auch durch einen fiír sie günstigen Endentscheid

nicht mehr wiedergutzumachen wäre,

sowohl die Maskentragpflicht als auch die Testung keine schweren Eingriffe in das Grund-

recht auf persönliche Freiheit darstellen,

die Maskentragpflicht (nur) filr nicht immunisierte und nicht getestete Schülerinnen und

Schüler, welche mit viel grösserer Wahrscheinlichkeit als Geimpfte, Genesene oder Ge-

testete Ansteckungen verursachen und damit Quarantänemassnahmen notwendig machen

können, ein vertretbares Mittel zur Sicherstellung eines geordneten Schulbetn'ebs mit Prä-

senzuntem'cht für alle Schülerinnen und Schüler darstellt,

damit das verfassungsmässige Recht auf Bildung (Art. 14 der Kantonsverfassung vom

27. Februar 2005 [LS 101]) gewährleistet wird,

das öffentliche Interesse an einer sofortigen Wirksamkeit der Massnahmen mit Blick auf

die derzeitige instabile epidemiologische Lage in Kombination mit der kalten Jahreszeit

damit als höher zu gewichten ist, sodass es sich rechtfertigt, die aufschiebende Wirkung

während des Verfahrens nicht wiederherzustellen,



das- Gesuch des Beschwerdeführers um Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung

der Beschwerde deshalb abzuweisen ist,

der Beschwerdeführer, welcher rechtzeitig Beschwerde erhoben hat und dem damit keine

Nachteile aus der verkürzten Beschwerdefrist erwuchsen, nicht legitimiert ist, die Ver-

längerung der Beschwerdefrist fiir die "Allgemeinheit" zu verlangen, weshalb auf sein

diesbezügliches Gesuch nicht einzutreten ist,

mit dem Hinweis, dass

sich gegen diese Verfügung nur Beschwerde beim Bundesgericht erheben liesse, wenn

ein nicht wiedergutzumachender Nachteil drohte oder die Gutheissung der Beschwerde

sofort einen Endentscheid herbeiführen und damit einen bedeutenden Aufwand an Zeit

oder Kosten filr ein weitläufiges Beweisverfahren ersparen würde (Art. 93 Abs. l des Bun—

desgerichtsgesetzes vom l7. Juni 2015 [SR 173.110]; Kiener, § 25 N. 48),

über die Nebenfolgen erst mit dem Endentscheid zu befinden sein wird,

verfügt:

l. Das Gesuch um Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde wird

abgewiesen.

2. Aufdas Gesuch um Verlängerung der Beschwerdefrist wird nicht eingetreten.

3. Dem Beschwerdeführer läuft eine Frist von 10 Tagen ab Zustellung dieser Verfügung 
zur freigestellten Vemehmlassung zu act. 6.

4. Gegen diese Verfligung kann im Sinn der Erwägungen Beschwerde erhoben werden.

Sie ist binnen 30 Tagen ab Zustellung einzureichen beim Bundesgericht, 1000 Lau-

sanne 14.

 
 



5. Mitteilung an:

a) den Beschwerdegegner unter Beilage einer Kopie von act. 7;

b) den Beschwerdeführer unter Beilage je einer Kopie von act. 6 und 7 sowie von

act. 5 (anonymisiert) und act. 6 der Akten im Verfahren AN.2021.1 l.

Zürich, 12. Oktober 2021 Für richtigen Auszug,

Die Gerichtsschreiberin:

Versandt: 13_ Okt. 2021 Sonj G tert
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Sehr geehrte Frau Präsidentin

Sehr geehrte Damen und Herren Verwanungsrid'nter
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Regierungerat des Kantons Zürich.

vertreten durch die Bildungsdirektion, Postfach, 8090 Zürich Beschwerdegegner

betreffend

Verordnung über anahmen zur Bekämpfung

Covld-19-Epldemle Im Bildungsberelch vom 22. September 2021
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erstatten wir innert Frist die

Beschwerde-Murren

und steilen folgende

Anträge:

‚1. Die Beschwerde sei abzuweisen. soweit darauf einzutreten sei.

2. Unter Kostenfolgen zulasten des Beschwerdeführers."

.mmnernernrmranahmnummnmbagI ‚I.
m1.4)DissezumssAbs1ritbmrussee ‘ I" "r
mm111AbsABGGauchfordneaesenmrdebefugmsvorkanw
zen(vgi. WeisungdesRegierungsrats zum Gesetz überdie AnpaW'des

len Vemacmmmrrahrensrechts, ABl 2009 s. 934 f.).

Der Beschwerdeführer ist von der angefochtenen Verordnung nicht berührt. Berüh-

I rungspunktemallenfalls nur insoweit. als er angibt, Vater einer Schülerin zu

sein. die eine kantonale Mittelschule besucht. Ob dies für die Beschwerdelegitimation

des Beschwerdeführers ausreicht, wird der Beurteilung durch die Beschwerdeinsianz

überlassen. Soilte dies der Fall sein, müsste der Beschwerdeführer indes belegen,

dass seine Behauptung auch tatsächlich zutrifit.

3 MitderBeschwerdegegeneinenEnasskamdieVenetzungübergeadnmnRechts

gerügt werden (§ 20 Abs. 2 VRG). Ausgeschlossen ist demnach die Ermessenskon—

trolle. das Ermessen der rechtsetzendenmm ist zu respektieren (Marco Do-

natsch, in: Kommentar VRG, 3.A.‚ Zürich/BasellGerrf 2014. § 20 N 95 m.w.H.).
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Soweit der Beschwerdeführer die Unangemessenheit der Verordnungsbestimmun—

gen rügt, ist er demnach nicht zu hören. Dasselbe gilt für seine Ausführungen im Zu-

sammenhang mit der Quarantänepflicht. Die Anordnung von Quarantänemassnah-

man erfolgt gestützt auf Art. 7 ff. Verordnung über Massnahmen in der besonderen

Lage zur Bekämpfung der Covid-19—Epidemie (Covid-tQ-Verordnung besondere

Lage), nach den Vorgaben des Bundesamtes für Gesundheit und durch die Gesund-

beitsdimktion des Kantons Zürich. Sie bilden nicht Gegenstand der angefochtenen

Verfügung. Insofern ist auf die Beschwerde nicht einzutreten.

i“ ll. Abkürzung der Beechwerdefrlet und Entzug der eufschlebenden er-

I kans

i 4 Nach § 53 in Verbindung mit § 22 Abs. 1 VRG ist die Beschwerde omndsltzllch in-

. ‚ « - ' nert 30 Tagen bei der Rechtsmitteiinstanz einzureichen. Bei besonderemm

x mmmmmmmmusamMTmmmau ‚ >
‘ mem)MmenordrIùm'gfltmfür das Verfahren60? . ‘
“M. AlainGrtffel. KornrnentarVRG. a.a.0. 522N. 10und553N. 5)m ‚..
eine solcheWist aufgrund der umane des Einzelfalls zu benennen; ‚
" ‘die anordnende Behörde ein erhebliches Ermessen besllzt. Im Bereich der Er—'
Iassanfechtung hängt eine zeitliche Dringlichkeit namentlich vom Regelungsinhalt,

der Dringlichkeit des Regelungsanliegens und der Notwendigkeit der baldigen Schef-
' M19 von Rechtssicherheit ab.

     

  
  

   

 

  

     

  

 

  

 

 

 

{qu'on Wochen nach den Sommerferien war ein erheblicher AnstiegderK ‚ Ï
. .. . ‘beifmnunddwwmmmmn. Massenware,mm

_ „ ‘ eben Schulen Quarantänemassnahmen angeordnet werden. welche den ' ‘
" ' ‘ ' trieb erheblich beeinträchtigten und für die betroffenen Kindern, Jugendlichenund ‚ ..

i ‘ deren Familien insbesondere auch psychisch sehr belastend waren. Die Erfahrungen

vom Herbst 2020. als die Fallzahlen nach den Herbstferien stark anstiegen und sich

I die Situation in den Spitälern massiv zuspilzte, zeigen zudem, dass mit Beginn der

i kälteren Jahreszeit und dem vermehrten Aufenthalt in geschlossenen Räumen mit
i einer Zunahme der Fallzahlen nach den Herbstferien gerechnet werden muss
I WW.Es erwies
I‘ sich daher als unumgänglich, möglichst rasch Massnahmen für die Schulbereich zu

treffen. Da die angefochtene Verordnung per 4. Oktober 2021 in Kraft gesetzt wurde

‚‘ und im Kanton zonen vom 11. bis 22. Oktober 2021 (also nicht wie vom Beschwer-

J} deführer behauptet vom 4. bis zum 15 Oktober 2021) zudem Schulferien sind (vgl.

1 1 ‚waresnotwendrg daRechtsmitteifnstauHO

Tage abzukürzemum möglichst rasch Rechtssicherheit zu erhalten. Denn die Ver-

kürzung der Rechtsmittelfrist schafft nicht nur schneller Klarheit darüber, ob gegen

einen Erlass ein Rechtsmittel ergriffen wurde, sondern die verkürzte Frist gilt dann

J! auch für die Vemehmlassung der Gegenpartei im Beschwerdeverfahren (§ 58 in Ver-

  



  

l ‚ flamber 2021 im Amtsblatt publiziert (Meidungsnummer RS-ZHOS-OOOM‘12};
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bindung mit 5 26b Abs. 2 Satz 3 VRG), was zu einer Beschleunigung des Rechtsmit-

telverfahrens führt. Mit einer Verkürzung der Rechtsmittelfrist wird folglich eine umge-

hende(re) gerichtliche Erlasskontrolle ermöglicht.

Hinzu kommt die besondere Konzeption der V Covid-19 Bildungsbereich als befriste-

tes Schnellrecht mit jeweils nur kurzer Geltungsdauer: Kame vorliegend die ordentli-

che 30-tägige Rechtsmittelfrist zum Tragen. würde sich diese unter Berücksichtigung

der Weihnachtsferien annähemd mit der materiellen Geltungsdauer des Erlasses sel-
ber decken. Wie das Venualtungsgen‘cht des Kantons Zürich in seiner Verfügung

vom 26. Mai 2021. AN.2021.00006, E.2.5 festgehalten hat, entspricht es einem nach—

vollziehbaren und stichhaltigen Interesse, wenn der Regierungsrat den Zeitraum, in

dem der Erlass nur auf der Grundlage des Entzugs der aufschiebenden Wirkung

Rechtswirkungen zu entfalten vermag, zeitlich möglichst zu begrenzen versucht. Sci-

ches lässt sich allein durch eine Verkürzung der RechtsmittelfristMen.

  

  

 

Aus diesen Gründen erweist sich die Abkürzung der Rechtsmittelfrist ab: „‚ h
sig. und zwar auch mit Bezug auf deren Dauer Die Verordnung wurdemm:

verbleiben den Rechtssuchenden mehr als eine Arbeitswoche und zwei Wochenen-

den zur Ausarbeitung einer Beschwerdeschrift. Hinzu kommt, dass der Regierungs-

rat in diesem Bereich die Öffentlichkeit nicht nur über den formellen Kanal der Amts-

blattpubflkation, sondern regelmassig auch über Medienmitteilungen md prominent

im Internet über die vorgesehenen Massnahmen und deren Änderung orientiert.M‘ ‘
sich nicht behaupten, die Verkürzung der Rechtsmittelfrist würde zu einer Veninmtig; ' . .

Behang oder übermassigen Erschwemng wirksamen Rechtsschutzes führen. Dies " ‘

zeigt sich denn auch im Fall des Beschwerdeführers, der noch vor Beginn der ‘ ‘

Rechtsmittelfrist Beschwerde erhoben hat.

   

Aufgrund der unmittelbaren Ansteckungsgefahr in den Schulen. der für die psychi-

sche Gesundheit der Kinder und Jugendlichen und deren Familien sehr belastenden

Quarantänemassnahmen, des dadurch nur eingeschränkt möglichen Schulbetriebs

und der zu erwartenden Zunahme der Fallzahlen nach den Herbstferien war es not—

wendig, die mit der angefochtenen Verordnung angeordneten Massnahmen umge—

hend in Kraft treten zu lassen. Damit erweist sich auch der Entzug der aufschieben-

den Wirkung als rechtmässig.

Materielles

Soweit der Beschwerdeführer einen Verstoss gegen Bestimmungen des Bundesge-

setzes über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des Bundesrates zur Be-

wältigung der Covid-19-Epidemie (Covid-19-Gesetz. SR 818.102) vermutet, über-

sieht er, dass Art. 1a Abs. 2 Covid-19-Geseiz, Art. 3a Covid—lQ-Gesetz und Art. 6a



  

10 
11
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W . i. L

Abs. 1 Covid-19—Gesetz nicht einschlägig sind für den Erlass der angefochtenen Ver-

fügung. Mit der angefochtenen Verordnung wurde keine Zertifikatspflicht eingeführt.

Vielmehr hat der Regierungsmassnahmen Massnahmen zum Schutz der Schülerin-

nen und Schüler, der Lehrpersonen und aller in einer Schule tätigen Personen ergrif-

fen.

Das Covid-19-Gesetz sieht keine Bestimmungen zum Schulbereich vor. Entspre—

chend hält Art. 2 Abs. 2 Verordnung über Massnahmen in der besonderen Lage zur

Bekämpfung der Covid-19—Epidemie (Covid-19-Verordnung besondere Lage) fest,

dass Massnahmen im Bereich der obligatorischen Schule und der Sekundarstufe ll in

die Zuständigkeit der Kantone fallen.

Die angefochbne Verordnung stützt sich auf Art. 40 Abs. 1 Satz 1 desEpidemienge-

setzes vom 28 September 2012 (EpG, SR 818.101) in Verbindungmm 23 Covid-

19—Verordnung besondere Lage Danach ordnen die zuständigen kantonalen Behör-

den anehnienen‘; um die Verbrelmngüberh’agbarer Kraamindu .

rung oder'In bestimmten Personengruppen zu verhindern. Sie kamen "Ï

Wen, andere öllentliche Institutionen und private UnternehmenWWW
Vorschriften zum Betrieb verlügen (Art. 40 Abs. 2 lit b EpG); die Massnahmen dür-

fen nur so lange dauern. wie es notwendig ist, um die Verbreitung einer übertragba-

ren Krankheit zu verhindem, und sind regelmassig zu überprüfen (Abs. 3). Art. 36

  

 

  

   

meinen Ventes: gegen diese Bestimmung annimmt, geht erteilt.

. Zu den sinngemassen Vorbringen des Beschwerdeführers. die angefochtene Vom: „ ĳ; W
nung verstosse gegen das Gleichheitsgebot und das Recht auf persönliche Freiheit

ist Folgendes festzuhalten:

Das Gebot der rechtsgleichen Behandlung besagt. dass Gleiches nach Massgabe

seiner Gleichheit gleich, Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich zu

behandelt ist. Die vom Beschwerdeführer beanstandete Regelung von § 3 V Covid-

19 Bildungsbereich ordnet für alle Lehrpersonen, in der Schule tätigen Personen und

Schülerinnen und Schülern gleicherrnassen eine Maskenpflicht in den Innenräumen

an. Die Maskenpflicht ist nach wie vor eine der Massnahmen, die wirksam und ein-

fach vor einer Ansteckung mit Sars-CoV-2 schützen. Gleichzeitig ist es nicht gerecht-

fertigt. Personen. die aktiv dazu beitragen. die Übertragung von SARS-CoV-2 zu re-

duzieren, zum Tragen einer Maske zu verpflichten. Deshalb können sich Personen

von der Maskenbagpflicht befreien, die über ein gültiges Covid-19-lmptzertifilkat oder

ein gültiges Covid-19—Genesungszertifikat verfügen oder die am wöchentlichen repe-

titiven Testen in der Schule oder bei der oder dem Arbeitgebenden teilnehmen (§ 3

Abs. 2 lit. c V Covid—19 Bildungsbereich). Es bestehen demnach zulässige Gründe

für eine Ungleichbehandlung von Ungeimpften, nicht Genesenen und Personen, die
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nicht am wöchentlichen Testen teilnehmen wollen, indem diese sich nicht von der

Maskentragpflicht befreien können.

14 Zu beachten ist, dass die Schülerinnen und Schüler in einer besonders engen

Rechtsbeziehung zum Staat stehen (sogenenntes Sonderstatusverhäitnis). Das be-

deutet, dass sie leichte Eingriffe in Grundrechte wie namentlich die persönliche Frei-

helt von Gesetzes wegen hinzunehmen haben. Wie die Maskentragpfficht ist auch

die Teilnahme am wöchentlichen repetitiven Testen, welches mittels Spucktest er-

folgt, ein lediglich geringfügiger Eingriff in die persönliche Freiheit. Wenn der Be-

schwerdeführer von einem Eingriff in die persönliche Freiheit spricht. ist er daran zu

erinnern, dass diese dort aufhört, wo dasselbe Recht eines anderen tangiert wird.

15 Dem Recht, sich nicht impfen oder testen zu lassen und keine Maskezu tragen,

steht das Recht gegenüber, bestmöglich vor einer Ansteckung mit SARS-CoV—Z ge-

schütztzu werden und möglichsturiadhindertdie Schule besuchen undlernenzu

dom; GerademitBlick aufdiepsyciwsozlalenßelastungen,mm
undSohüler, aberauchderen Familien, ausgesetzteind, wennsiedieSchuleeuf-- '- "H ‘ I

- . grand von Quarantänemassnahen nicht wie gewohnt besuchen Können,mm 4 g
Güterabwagung dass es ohne Weiteres verhältnismassig ist, von Personen die sich" v ‘
nicht impfen lassen wollen und nicht genesen sind, die Teilnahme am wöchentlichen

- _ repetitiven Testen oder alternativ das Tragen einer Maske zu verlangen. Ebenso ist

' _ ~ . es Personen, welche aus medizinischen Gründen keine Maske tragen maman, sich
" I ” ï ‘ aber nicht impfen lassen wollen und nicht genesen sind, zumutbar, sich amW

" vanTesten zu beteiligen oder sich anderweitig testen zu lassen Auch dieserEM

ist folglich verhältnismäßig und stellt keine Verletzungder personöohen Freiheit der.

  

    

16 Was sodann die Erfassung der Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder des Testdatums

betrifft (§ 3 Abs. 4 V Covid—19 Bildungsberelch), ist nicht ersichflich. inwiefern diese

Bestimmung gegen Art. 13 Abs. 2 BV verstossen sollte.

17 Die Regelung von § 4 bezweckt. Lagerabbrüche infolge von lnfektionsfäilen mög-

lichst zu vermeiden. Nicht geimpfte sowie nicht genesene Personen waren zudem

unter Umständen dazu gezwungen, sich in regelmässigen Abständen testen zu las-

sen, was die Organisation und den geordneten Ablauf eines Lagers erheblich er-

schwert oder namentlich im Falle von Auslandsreisen verunmöglicht. Schliessiich gilt

es zu vermeiden, dass sich Lagerteilnehmende im Fall eines positiven Testresultates

vor Ort in lsolation bzw. Quarantäne begeben müssen. Auch hier ist nicht ersichtlich,

weshalb diese Bestimmung gegen Art. 8 Abs. 2 BV verstossen sollte.

18 Aus all diesen Gründen ist die Beschwerde abzuweisen, soweit darauf einzutreten

ist.



 

 

 

um

19 AusgangsgemfiashddieKostendesVerhhmnsduanerdemhmraufzuem-

gen.

v. mm

20 DerRagiuqufltteseìnanEntscheĲJìeVCofld—WWĲM

unJWdìnEian der-Kantenah» FOhWomaufdhoflenm

mmwwummmwmmm

' ' ' mammut-
       

      

 

ImDoppol

 





M4 3/4

Egg, 25.0ktober 2021

 

Verwaltungsgericht
Kanton Zürich
Freischützengasse 1
8004 Zürich

AN.2021.10 - Vernehmlassung act 6 - Beschwerdegegnerin

Formelles I, 2: Absurderweise geht der Regierungsrat (RR) davon aus, der
Vater würde die Beschwerde erheben. Die Beschwerde erhebt die Tochter, der
Vater ist ihr gesetzlicher Vertreter. Der Besuch der Tochter des LGR ist belegt.

Formelles I, 3: Der RR hat bei einem Erlass einer Verfügung kein Ermessen,
wo übergeordnetes Recht gilt. Eine Verletzung des Ermessens wurde nie
geltend gemacht. Vielmehr dient das Beschwerdeverfahren dazu, festzustellen,
ob die Verfügung Covid 19 Bildung vor übergeordnetem Recht standhält.

Formelles II, 4: Es gibt keine Dringlichkeit, siehe nachfolgend Formelles Il, 5.

Formelles II, 5: RR Steiner wiederholt «mantramässig», die Zahlen seien im
September massiv gestiegen. Nur weiss niemand, welche Zahlen sie meint
(positive PCR-Test, Hospitalisationen, etc)? Nach ihrer Auffassung genügt der
zweifache Verweis auf «gd_zh_corona_lagebulIetin (9).pdf». Unter Punkt 20
verweist sie auf die statistischen Zahlen des Kantons Zürich und auf nicht
öffentliche Zahlen, die zur Meinungsbildung erhoben würden und auf Ge-
spräche, über die es keine Protokolle gibt. Mit Verlaub, wer mit «Schnellrecht»
hantieren will, soll bitte gefälligst die Zahlen dazu auf den Tisch legen sowie
den Prozess dokumentieren. Mangels Überprüfbarkeit können «geheime
Zahlen» und nicht vorhandene Gesprächsprotokolle niemals zum Erlass einer
dringlichen Verordnung Anlass geben. RR Steiner bleibt den Beweis schuldig,
dass die Zahlen gestiegen sind, weil es diese nicht gibt. Die Konsultation des
Covid-Portals Kt. Zürich ergibt die Anzahl Tests und die Positivitätsrate (Anteil
positive PCR—Tests zur Gesamtzahl), siehe Grafik nächste Seite.

Quelle dazu:WWW
lgghgmlzggngrd=çgvig124fi1734599392 (abgerufen 24. 1021)

Daraus ergibt sich, dass die Positivitätsrate im Juni anstieg und bereits anfangs
Sommerferien stark «hochschnellte», zwar nicht von den absoluten Fallzahlen
her, jedoch bei der Positivitätsrate (Anstieg von 0.5 auf 11.4 % innert ca. 2
Monaten). Kulminationspunkt lag in KW 33 (letzte Woche Ferien), danach sank
der Wert innert ca. eines Monats von 11.4 auf unter vier Prozent. Die absoluten
Fallzahlen «hinken» etwas hinterher, der Plafond ist aber mittig Ferien erreicht.
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Von stark steigenden Zahlen im September kann keine Rede sein. Auf der
Covid-Seite Kt. Zürich kann eine visuelle interaktive Grafik betrachtet werden,

die nach Altersstruktur 0-9, 10-19, 20-29 etc. «Fallzahlen» Iiefert. Überdies wird
eine Statistik bei den Jugendlichen erhoben. Diese Daten finden sich hier:

' m n ' t

W
i " ' l' h r (abgerufen

24.10.21)

Aus dieser Datenquelle wurden die 12-15 und die 16-19 Jährigen für die
Wochen 1-41 des Jahres 2021 extrahiert. Gelb markiert die absoluten Fallzahlen
(Anzahl Fälle in linker Legende) und die rote Linie zeigt auf, welchen Prozent-
satz dielugendlichen ausmachen (rechte Legende):

7°° PCR-Positive 12-19 Jahre Kt. Zürich KW 1-41 2021 1°
Gelb = Fälle absolut, Rot = Fälle in 96 16
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Daraus geht hervor, dass die «Fallzahlen» bei den Jugendlichen bereits Ende
Juni zu steigen beginnen. Leider wurde der Zusammenhang zwischen
ausgelassenem EM-Feiern und erhöhten positiven PCR-Tests meines Wissens
nie untersucht, es lässt sich aber nicht von der Hand weisen, dass (mit einer
Verzögerung von 1-2 Wochen) der initiale Anstieg bei den Jugendlichen zum
Zeitpunkt der EM stattfand.

Nun hätte der RR bereits VOR den Sommerferien erkennen können, dass die
Zahlen steigen. Selbstverständlich sei es dem RR gegönnt, in die Ferien zu
fahren. Nur, wer mit Notrecht operiert, darf derweil nicht die Lage ganz offen-
sichtlich «verschlafen». Unabhängig davon, dass die Transparenz (fehlende
Angabe Reproduktionszyklen) sowie die Ungenauigkeit des Tests bei symptom-
losen Personen rechtlich noch nicht geklärt ist, so hat der RR, wenn er die PCR-
Tests als Mass aller Dinge betrachten will, akkurat zu handeln. Der Griff zum
Notrecht-Holzhammer, nachweislich um Monate zu spät, bei stark abnehmen—
den Zahlen lässt sich auch mit «Schnellrecht» nicht legitimieren.

Im übrigen ist der Verweis auf die kältere Jahreszeit unbrauchbar, der RR möge
dazu nur einmal die Zahlen in Israel betrachten, wo die Zahlen sowohl im
Winter wie im Sommer (bei 40 Grad) förmlich explodierten.

Quelle:mwmwmmmwmm
MW(abgerufen 241021)

 

Legende: Gelb=lsrael‚ Rot=Schweiz (Fallzahlen auf 100000 Einwohner)

Dementsprechend hilflos erscheint der Beschwerdeführerin das trotzige Behar-
ren auf steigenden Fallzahlen. Nun kann argumentiert werden, die Gymis und
Hochschulen seien ein Hort der Ansteckungen. Gemäss Contact Tracing wird
seit dem 1.1.21 erfasst, wo sich die PCR-Positiven «anstecken». Massgebend ist
die Gruppe «Sekundarstufe Il / Hochschule / Weiterbildungsstätte», dazu hier:

: n i r ' H

mmmwm(abgerufen 24.10.21)

Verfahren AN.2021.10, Vernehmlassung-zu act. 6 RR Seite 3



Gemäss dieser Statistik gab es bei 56801 positiven PCR-Tests bei der obigen
Kategorie genau 127 «Ansteckungen» im Kanton Zürich, davon werden 77 als
eindeutig festgehalten und 50 «vermutet». Dies ergibt pro Woche ca. 2 Fälle. In
den Wochen nach den Sommerferien gab es im tiefen einstelligen Bereich (der
Fälle, nicht der Prozente) leicht erhöhte Zahlen, seit dem 13.9.21 sind sie dafür
unterdurchschnittlich. In den Ietzten vier Wochen (KW 38-41) werden 10 Fälle
registriert. Die Quote bei den Ansteckungen lag im Sommer/Herbst zu keinem
Zeitpunkt höher als bei 0.37 Prozent. Dem sei hinzugefügt, dass die Zahlen für
die Sekundarstufe Il deutlich tiefer liegen, da die obigen Zahlen ja noch alle
Hochschulen und Weiterbildungsstätten umfassen; womit im besten Falle ca.
1/3 (ca. 1 Fall pro Woche) bei der «Sekundarstufe II» übrigbleiben. Kurz und
gut, an der Sekundarstufe lI steckt sich faktisch niemand an.

Nur zum Vergleich und in der Hoffnung, der Gesamtregierungsrat möge diese
Zeilen lesen. Im gleichen Zeitkontext (letzte vier Wochen bis 17.10.21) gab es
in den Altersheimen insgesamt 940 «Ansteckungen». Die Quote (Anteil an den
Gesamtfällen) stieg dabei von 8.61 auf 22.09 Prozent — dies innerhalb von vier
Wochen!

Daraus ergibt sich, sämtliche Zahlen auf Sekundarstufe II sind und bleiben
derart unterdurchschnittlich, dass die V-Covid 19 Bildung nicht in Ansätzen
verhältnismässig sein kann. Dem RR sei dringend empfohlen, Schutzkonzepte
in den Altersheimen zu verfeinern. die Lage dort ist aktuell explosiv.

Formelles Il, 6+7: Ausgerechnet RR Steiner betont, dass bei 30 Tagen Be-
schwerdefrist sich das Verfahren hinziehen würde, wo RR Steiner im Rekurs
SKZH.5800 (Maskentragpflicht Primarschule vom Januar 21, Verfahren bis heute
nicht abgeschlossen) über mehr als zwei Monate keine Vernehmlassungs-
antwort verfasste bzw. der RR das Verfahren nicht führte. Erst mit einer
Rechtsverweigerungsbeschwerde konnte das Verfahren überhaupt in Gang
gebracht werden, um die Frage der aufschiebenden Wirkung nach vier Monaten
zu klären. Nach 9 Monaten ist die Hauptsache in SKZH.5800 durch den RR noch
immer nicht behandelt, was einer erneuten Rechtsverweigerung gleichkommt.
Dieser RR findet nun plötzlich, es brauche «Schnellrecht» und die 10-tägige
Frist liege im Interesse der Beschwerdeführerin. Dem ist entschieden entgegen
zuhalten, mit 10 Tage Beschwerdefrist ist die Rechtsgleichheit der Beschwerde—
führerin arg beschnitten, indem es fast unmöglich ist, einen Rechtsanwalt
beizuziehen bzw. nur schon genügend abklären zu können, welche Chancen
eine Beschwerde hat bzw. wie sie korrekt abzufassen ist.

Formelles II, 8: Die unmittelbare Ansteckungsgefahr ist gemäss Contact
Tracing des Kantons Zürichs in keinster Weise gegeben (siehe dazu Formelles II,
5) bzw. RR Steiner legt dazu keine Zahlen vor.

Materielles III, 9: Die derzeit einzige (und nicht genügende gesetzliche)
Grundlage für die Zertifikatspflicht liegt im Covid Gesetz, Änderungen vom
März 21. Die V—Covid 19 Bildung des RR integriert die Nutzung des Zertifikats
derart zentral, dass die gesetzliche Grundlage des Zertifikats in diesem
Anwendungsbereich festgestellt oder verneint werden muss. Nach Aussage
meiner Tochter ist sie mittlerweile die einzige Person der Klasse, die über kein
Genesen/Geimpft-Zertifikat verfügt. Die Anwendung der V-Covid 19 führt dazu,
dass somit 95% aufgrund des Zertifikates vom Testen und der Maske befreit
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werden. Gerade dies führt zur faktischen Testpflicht für meine Tochter oder zur
offensichtlichen Blossstellung durch das Tragen der Maske. Die Verfügung mag
zwar befristet sein, aber die Erfahrung lehrt, dass mehrmalige Verlängerungen
bis in die Jahre drohen.

Materielles III, 10+11: Die V—Covid 19 legt für Ungeimpfte eine Test- oder
Maskentragpflicht fest. Die V-Covid 19 beruft sich einzig auf die Verordnung V-
Covid besondere Lage und das Epidemiengesetz. Allerdings regelt sie letztlich
Fragen des Zugangs zum Schulunterricht. Würde meine Tochter die Testung
oder das Maskentragen verweigern bzw. könnte sie sich nicht über ein Zertifikat
davon befreien, würde sie (nach Abmahnungen) von der Schule verwiesen.

Es sei an dieser Stelle daran erinnert, dass der Bundesrat 1976 eine
Gurtentragpflicht alleine auf dem Verordnungsweg einführen wollte, und das
Bundesgericht diese 1980 wieder aufhob, weil es keine gesetzliche Grundlage
gab. Letztlich wurde die Gurtentragpflicht per Gesetz eingeführt. Ich denke, der
RR wird nicht widersprechen, dass die Gurtentragpflicht eine deutlich leichtere
Einschränkung ist, als das tagfüllende Tragen der Maske über mittlerweile 14
Monate. Beim Testen droht ein ähnlich langer Zeitraum.

RR Steiner sagt einzig, Art. 36 EpG sei vorliegend nicht anwendbar, begründet
dies aber nicht. RR Steiner setzt sich damit nicht mit der klaren Botschaft des
Parlaments auseinander, die eine solche systematische Testpflicht ganzer
Bevölkerungsgruppen (und auch aller Einwohner/innen) explizit ausschloss.
Eine systematische Testpflicht auf Stufe Verordnung genügt als rechtliche
Grundlage nicht. RR Steiner führt an. in der besonderen Lage könnten Schulen
geschlossen werden. Diese Ansicht wird nicht geteilt. Einzig in der
ausserordentlichen Lage sind Schulschliessungen denkbar. Darum rief der
Bundesrat im März 2020 ja auch diese Lage aus. Ob diese gerechtfertigt war,
bleibt umstritten. Covid 19 ist deutlich schwerer als eine Grippe, der Vergleich
mit der spanischen Grippe hinkt jedoch, siehe (Zahlen Bundesamt Statistik):
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Eine systematische Testpflicht für bestimmte Bevölkerungsgruppen (oder gar
alle Einwohner/innen der Schweiz), die keine Symptome haben, findet sich im
Epidemiengesetz nach Art. 36 gerade nicht. Folglich kann eine solche auch
nicht auf dem Verordnungsweg eingeführt werden. Der RR vergisst, dass er
rechtsanwendende Behörde und nicht Gesetzgeber ist.

Materielles III, 12+13: Die Beschwerdeführerin bestätigt, verstanden zu

haben, dass der RR der Ansicht ist, dass jene, die sich impfen lassen, sich aktiv

an der Pandemienbekämpfung beteiligen würden. Im Umkehrschluss (und darin

liegt die Willkür) bedeutete dies, dass jene, die sich nicht impfen lassen, aktiv

zur Verbreitung des Virus beitragen. Diese Sichtweise ist deutlich zu kurz

gefasst. Einmal zeigen die aktuellen Erfahrungen in den Altersheimen im Kt.

Zürich, dass der Impfschutz nach wenigen Monaten verpufft. Siehe dazu

Formelles II, 5 bzw. dort Anstieg Ansteckungen innert der letzten vier Wochen
von 8.61 auf 22.09 Prozent. Die gleiche Situation ergibt sich aus England, Israel

und anderen Ländern. Mit der Impfung lassen sich die Zahlen wohl kurzfristig

«drücken», mittel- bis langfristig ist das «einseitige» Vertrauen auf den Impf-

schutz grobfahrlàssig. Weiter darf ein Impfstoff mit einer befristeten Zulassung

nur an jene Jugendlichen abgegeben werden, die zu einer Risikogruppe (Über-

gewicht etc.) gehören. Dazu zählt die Tochter nicht. RR Steiner erklärt nicht, auf

welcher Grundlage ein gesunder junger Mensch nach Heilmittelgesetz Art. 9a

geimpft werden darf. Daher ist es unzulässig und willkürlich, bei Jugendlichen

eine ungleiche Behandlung aufgrund des Impfstatus vorzunehmen.

Materielles III, 14: Dazu Zitat Häfelin, Haller, Keller, Schweizerisches

Bundesstaatsrecht, Randziffer 333: «Mit guten Gründen ist darauf hingewiesen

worden, dass diese von der älteren deutschen Staats- und Verwa/tungs-

rechtswissenschaft übernommene Rechtsfigur entbehrlich geworden sei».

Selbst bei einer Lehrkraft auf Gymnasialstufe liesse sich kein (engeres) Treue-
verhältnis mehr rechtfertigen, bei der Schülerschaft ist es geradezu absurd. Im
Gegenteil, nach Art. 11 Abs. 1 BV ist ihr vielmehr ein besonderer Schutz zu-

kommen zu lassen. Es ist eine Schande, dass RR Steiner anstelle von Art. 11

Abs. 1 BV ein antiquiertes SonderstatustreueverhäItnis einzubringen versucht.

Materielles III, 15: RR Steiner setzt sich nicht damit auseinander, dass eine
Grippe oder RS-Erkrankung für Kinder gemäss Pädiatrie Schweiz gefährlicher ist

als Covid 19. Und genau weil dem so ist, sind die Massnahmen für die
Jugendlichen derart unverhältnismässig. Der psychische Druck, gegenüber
Lehrpersonen oder dem Rektor dauernd den Gesundheitsstatus preisgeben zu
müssen, dauernd zu testen oder dauernd die Maske tragen zu müssen oder alle

sechs Monate an einer Impfung teilzunehmen, die für sie aktuell aufgrund der
befristeten Zulassung mit einen unzulässigen Nutzen/Gefahrenpotential
verbunden ist, stellt entgegen der Auffassung von RR Steiner eine Verletzung
der persönlichen Freiheit dar. Nicht in der Einzelhandlung, aber in der Folge als
Dauerzustand über viele Monate oderJahre.

Materielles III, 16: Aus der Gültigkeitsdauer des Zertifikats ist der Impfstatus
zweifelsfrei zu erkennen. Ich erinnere mich gut an jenen Tag, als meine Tochter
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völlig am Boden" zerstört mir die Frage stellte, ob es auch in der Schweiz soweit
komme, wie in Osterreich:
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Zitat: Ein Journalist fragte: „Machen Sie sich aus pädagogischer Sicht keine

Sorgen, dass geimpfte Schüler — wir wissen, wie es in Schulen zugehen kann —

ungeimpfte Schüler, wenn die weiter testen müssen, dass es da zu Hänse/eien

kommen könnte?” Faßmann: „Wenn es dazu kommt, dann ist das vielleicht zu

akzeptieren. ” Und er führt grinsend aus, dass Mobbing nicht Ursache dafür sein

könne, von der lmpfung abzuraten. Ende Zitat!

Unsere Tochter hatte ein Zertifikat direkt an den Lehrer zu senden, ansonsten

hätte sie nicht an einer Arbeitswoche (vor Inkrafttreten V Covid 19) teilnehmen

dürfen. Dieser weiss nun, dass sie nicht geimpft ist. Und prompt fiel später

auch eine entsprechende Bemerkung in einer Schulstunde. Mit der Pflicht, die

Gesundheitsdaten in der Schule preisgeben zu müssen, ist Art. 13 Abs. 1 (und

auch Abs. 2) verletzt. Dass dies RR Steiner partout nicht klar sein will, ist

traurig genug, ändert aber nichts daran, dass diese Daten unter keinen Um-

ständen weder in die Hände des Rektorats noch der Lehrerschaft gehören.

Materielles III, 17: Der Testaufwand bei symptomlosen Jugendlichen ist eine

Entscheidung des RR. Ob solche Massentests bei Jugendlichen (sie betrifft auch

Teenies im Alter von 13 Jahren) nach EpG Art. 36 zulässig ist, gilt es in diesem

Verfahren zu klären. Die Verletzung nach Art. 8 Abs. 2 BV liegt vor, weil die

lmpfung gemäss Art. 9a HMG derzeit nur an jeneJugendIichen verabreicht

werden darf, die besonders vulnerabel sind. Nochmals: Unterschiedliche Rege-

lungen sind nur zulässig, wo Gleich— bzw. Ungleichheit zulässig ist.

Materielles III, 18: Niemand weiss, wohin die Covid-Krise führen wird bzw.

wie lange die Massnahmen andauern werden. Was für ein paar Monate gedacht

ist, könnte am Ende auch mehrereJahre dauern. Die Abweisung der aufschie-

benden Wirkung wurde am 14.10.21 zugestellt. Gleichzeitig wird dem Be-

schwerdefüherer eine zehntägige Frist zur Stellungnahme zur Vernehmlassung

eingeräumt, die Frist endet am 25.10.21. Die Konsequenzen einer Ablehnung

der Beschwerde werden für den Schul- und Ausbildungsbereich bei den

Jugendlichen massiv sein. Der Beschwerdeführer bittet das Gericht eindringlich,

sich der Konsequenzen bei der Urteilsfindung bewusst zu werden.

Kostenfolgen IV, 19 und Akteneinreichung V, 20: Ein Kostenrisiko beim RR

gibt es nicht, beim Beschwerdeführer dagegen sehr wohl. Dem sei hinzugefügt,

dass RR Steiner sich nur «summarisch» mit der Beschwerde auseinandersetzt.

RR Steiner beharrt an gestiegenen Fallzahlen, ohne sie zu benennen. «Nicht

öffentliche» Unterlagen sowie fehlende Protokolle muss der Beschwerdeführer

nicht widerle en vielmehr sind diese vom Verfahren auszuschliessen.  
Eg 25.10.21
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Verwaltungsgericht des Kantons Zürich

4. Abteilung
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Sehr geehrte Frau Präsidentin

Sehr geehrte Damen und Herren Verwaltungsrichter

In Sachen

gegen

Regierungen“ des Kantons Zürich,

vertreten durch die Bildungsdirektion. Postfach. 8090 Zürich Beschwerdegegner

betreffend

Verordnung über Maßnahmen zur Bekämpfung

CovId-19-Epldemle Im Blldungsberelch vom 22. September 2021
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erstatten wir innert Frist die

Duplik

und äussem uns in Ergänzung zu unseren Ausführungen in der Beschwerdeantwort vom 7.

Oktober 2021 zu den Vorbringen der Beschwerdeführenden in der Replik vom 19. Oktober

2021 wie folgt:

Formelle:

Mit Eingabe vom 28. September 2021 erhob der Beschwerdeführer in eigenem Na-

men Beschwerde gegen die V Covid-19 Biidungsbereich. Dass er lediglich als Ver-

treter seiner Tochter_Beschwerde führen wollte. wie er es nun offenbar sehen
möchte. ging aus der Beschwerdeschrift nicht hervor, Seitens des Verwaltungsge-

richts wurde das Verfahren denn auch entsprechend angelegt. Ob nunmehr ein Par-

teiwechsel angezeigt und zulässig ist oder das Rubrum formlos zu berichtigen ist,

wird der Beurteilung durch die Beschwerdeinstanz überlassen. Sollte beides nicht

der Fall sein. wäre die Frage der Beschwerdelegitimation des Beschwerdeführers

weiterhin offen.

Der Beschwerdeführer verkennt, dass es sich bei der angefochtenen Verordnung

nicht um Notrecht im Sinne von Art. 72 KV handelt. Vielmehr stützt sie sich auf sich

auf Art. 40 Abs. 1 Satz 1 EpG in Verbindung mit Art. 23 Covid-19—Verordnung beson-

dere Lage und § 54b Gesundheitsgesetz.

Wie der Beschwerdeführer zu Recht festhält, kann mit der Beschwerde gegen einen

Erlass die Verletzung übergeordneten Rechts gerügt werden (§ 20 Abs. 2 VRG).

während die Errnessenskontrolle ausgeschlossen ist (Beschwerdeantwort vorn 7.

Oktober 2021, Rz. 3). Wenn er nun aber mit Verweis auf Positivitätsraten, Fallzahlen

Ansteckungsorte und Ansteckungsgefahr vorbringt, die angefochtene Verordnung sei

unnötig und unangemessen. verlässt er den Bereich der zulässigen Anfechtungs-

gründe. Dass die Anordnungen weder gegen das Gebot der rechtsgleichen Behand-

lung verstossen noch in unzulässiger Weise in das Recht auf persönliche Freiheit

eingreifen und dass sie verhältnismässig sind. wurde in der Beschwerdeantwort dar-

gelegt. worauf an dieser Stelle zu verweisen ist (Beschwerdeantwort vom 7. Oktober

2021, Rz. 13 ff.).

Mit Verfügung vom 12. Oktober 2021 wurde das Gesuch des Beschwerdeführers um

Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung abgewiesen. Auf die diese Thematik
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betreffenden Ausführungen des Beschwerdeführers braucht daher nicht weiter einge-

gangen zu werden.

ll. Materielles

5 Wie bereits in R2. 9 der Beschwerdeantwort vom 7. Oktober 2021 festgehalten,

wurde mit der angefochtenen Verordnung keine Zertifikatspflicht eingeführt. Ebenso

wenig wurde ein faktischer lmpfzwang oder eine faktische Testpflicht verordnet. Die

Anordnungen dienen zum einen dem Schutz der Schülerinnen und Schüler, der

Lehrpersonen und aller in einer Schule tätigen Personen. zum anderen gewährleis-

ten sie das verfassungsmässige Recht auf Bildung, indem sie einen geordneten

Schulbetrieb mit Präsenzunterricht für alle Schülerinnen und Schüler sicherstellen.

Es mag der Tochter des Beschwerdeführers widerstreben, eine Maske zu tragen

oder am kostenlosen repetitiven Testen an ihrer Schule teilzunehmen. Das öffentli-

che Interesse an den angeordneten Massnahmen und den damit bewirkten Zielen

überwiegt dieses Unwohlsein aber bei Weitem. lm Übrigen ist nicht ersichtlich und

. wird nicht dargelegt, inwiefern es der Tochter des Beschwerdeführers nicht zumutbar

sein sollte, eine Maske zu tragen oder sich wöchentlich testen zu lassen. Persönliche

Überzeugungen haben dann in den Hintergrund zu treten, wenn sie die verfassungs-

mässigen Rechte anderer beschneiden.

6 Soweit der Beschwerdeführer erneut Art. 36 EpG ins Feld führt. ist der darauf hinzu-

weisen, dass diese Bestimmung die ärztliche Untersuchung einer Person auf Einzel—

fallebene zum Gegenstand hat. Vorliegend geht es aber um Massnahmen nach Art.

40 EpG. Auch geht es fehl, wenn er annimmt, Schulen könnten nur in der besonde-

ren Lage gemäss Art. 6 EpG angeordnet werden. § 54b Gesundheitsgesetz sieht

diese Möglichkeit explizit und unabhängig vom Ausrufen einer besonderen Lage auf

Bundesebene vor.

7 Die Erfassung der Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder Testdatums dient sodann

dazu, dass Personen. die von der Möglichkeit, sich von der Maskentragpflicht zu be-

freien. Gebrauch machen wollen, nicht regelmässig den jeweiligen Befreiungsgrund

nachweisen müssen. Es besteht aber keine Verpflichtung. das volle Covid-Zertifikat

vorzuweisen. Es genügt die Verwendung des Covid-Zertifikats light, womit keine Ge-
sundheitsdaten erfasst werden. In diesem Fall müssen die Betroffenen den Befrei-

ungsgrund wöchentlich nachweisen. Dasselbe gilt für den Nachweis, die Verpflich-

tung gemäss § 2 Abs. 5 bzw. § 3 Abs. 6 V Covid-19 Bildungsbereich eingehalten zu

haben. Ein Verstoss gegen übergeordnetes Datenschutzrecht ist hier nicht zu sehen.

8 Betreffend die Regelung von § 4 V Covid-19 Bildungsbereich venrveisen wir auf un-

sere Ausführungen in Rz. 17 der Beschwerdeantwort vom 7. Oktober 2021.



Bildungsdirektion

Generalsekretariat
4/4

Abschliessend und ersuchen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und

Herren Vemaltungsrichter, um Gutheissung unserer am 7. Oktober 2021 gestellten An-

träge.

Freundliche Grüsse

sfiNÎ
Dr. Silvia Steiner

Regierungsrätin

Im Doppel
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Verwaltungsgericht
Kanton Zürich
Freischützengasse 1
8004 Zürich

AN.2021.10 - Vernehmlassung Runde 2

Die Ausführungen der Beschwerdegegnerin werden bestritten. lm Sinne
dessen, dass aus «Schnellrecht» keine Schneckenpost entsteht, wird keine
weitere Stellun nahme genommen und um ein baldiges Urteil geben.

Egg, 8.11.21

 

Benagen
a) Brief der Tochter an RR Steiner (Vermerk: Vater lST gesetzlicher Vertreter)

b) Studie Lancert 20.10 Gleiche Ansteckbarkeit/Virenlast Geimpfte/Ungeimpfte

Verfahren AN.2021.10‚ Vernehmlassung Pfister zu act. 6 RR Seite 1
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Egg, 7.11.21

Sehr geehrte Frau Steiner

Anscheindend zweifeln Sie daran. dass mein Vater in meinem Interesse Beschwerde eingereicht

hat. Ich kann Ihnen versichern, dass das nicht so ist.
Da ich erst 15 Jahre alt bin, war es für mich eigentlich selbstverständlich, dass mein Vater mich

rechtlich vertritt.
lch finde es nicht gut, wenn die Lehrpersonen über den lmpfstatus ihrer Schüler*innen Bescheid

wissen, weil es eigentlich keine Rolle spielen sollte.

Freundliche Grüße
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Communíty transmission and viral load kinetics ofthe
SARS-CoV-Z delta (8.1.6172) variant in vaccinated and

unvaccinated individuals in the UK: a prospective,
longitudinal, cohort study
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Summary
Background The SAlS—CoV-Z delta (8.1.6171) variant in highly transmissible and spreading globafly, induding in
populationawithhidlvaodmfionnm.Weaimedtoinveatigaœmmmkdonandvinllœdkinetiainvaccinaœd
and unvacdnated individualim mild delta variant infection in the community.

Madam Sept 13, 2020. and Sept 15. 2021. 602 corrununity contacts (identifier! via the UK cum-(nein;
Iystem)of471UKCOWD-WhtduaneewmnmflbdbtheAueumtoflthdemWof
COVlD-19inContactacohortmldyandœnuihmdBuSuppamplnmtracturnplerfromdailyaamplingforup
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riakbyvaccinationamuafornlcomactseapoaedtolüepidaniologiallylinkeddeltavariantoinfectedinduuau.
Weœmpndürdhadœhdoriufiomfuflymhaœdindivümkñflnddhlnfœfim(ml9)wlflaunvaocinaœd
individuals with delta (na-16), alpha (8.1.1.7: 0-39). and prealpha (n.49) infections. Primary ontnomen l'or the
epflembhglalandyahmhmdnmmdnæfiADMMœnmmdfidbycmm
ncdmflmahManddæhtdacudvudmfimWPflmanmdæñrflhdhœflaamlyaüm
todetectdifi'erenceainthepeakviralload.“Mamandvlraldedineraœbetweenpanklpantaaccordingto
SARS—CoV—Z variant and vaccination status.

FindingsflæSAlinhotnelwldœntacümedbdæddtavaMmlSS‘M96CI mmmmmu
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mmmmmmmwrammmmmmmnwmpm
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Funding National Institute for Halth Ruanda.

Copyright O 2021 The Authofls). Published by FJaevier Ltd.m la an Open Access article nader the CC BY—NC-ND
4.0 liceme.

Introduction consequences. the enen! to which vaccine: reduce
While the primary aim of vacdnation is to protect onward transmission of SARS-CoV-Zislœyto containing
individuals against severe COVlD-19 disease and fits the pandemic. This outcome depends on the ability of
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vaccines to protect against infection and the extent to
which vaccination reduces the infectiousness of break-

through infections.
Vaccination was found to be effective in reducing

household transmission of the alpha variant (8.1.1.7) by
40-45096,l and infected. vaccinated individuals had
lower viral load in the upper respiratory tract (UR’D
than infections in unvaccinated individuals.‘ which is
indicative of reduced infectiousness.“ However. the
delta variant (8.1.6122). whìch is more transmissible than
the alpha variant.“ is now the dominant strain worldwide.
Aller a hrge outbreak in India. the UK was one ofthe fusi
countries to report a sharp rise in delta variant infection.
Current vaccines remain highly effective at preventing
admission to hospital and death from delta infection.‘
However. vaccine efi'ectivenas against infection is reduced
for delta. compared with alpha." and the delta variant
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continues toœuseahighburden ofuses evenincountries
with high vaccination coverage. Data are scarce on the risk
of community transmission of delta from vaccinated

individuals with mild infections.
Here. we report data from a UK community-based

study. the Assessment of Transmission and Conta-
giousness of COVlD-l9 in Contacts (ATACCC) study. in
which ambulatory close contacts ofconfirmed COVlD-l9
cases underwent daily. longitudinal URT sampling. with
collection of associated clinical and epidemiologica]
data. We aimed to quantify household transmission of
the delta variant and assess the effect of vaccination
status on contacts’ risk of infection and index
cases' infectiousness. including (l) households with
unvaccinated contacts and index cases and (2) bouse—
holds with fully vaccinated contacts and fully vaccinated
index cases. We also compared sequentially sampled

wwwthelancetcom/infedion summumn,m Wlummoaoiflsun-mnms-a           
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URT viral RNA traiettorie: front individuals with non—

severe delta. alpha. and pre-alpha SARS-CoV-Z infections
to infer the effects of SARS-Cova variant statut—and.
for delta infections, vaccination status—on transmission

potential.

Methods
Smdydssignandpartidpams
ATACCC is an observational longitudinal cohort study of
community contact: of SARS—CoV—Z cases. Contact: of
symptormtic PCR-confimied index casea notified u)
the UK contact-tradng systern (National Health Service
Testand'l‘race)wereaskedi{theywouldbewillingto
be contacted by Public Health England to discuss
participation in the study. All contacts notified within
Sdaysofindexcasesymptomonsetwereselectedtobe
contacted within our recruitment capacity. Househdd
and non-household contacts aged S years or older were
eligible for recruitment if they could provide written
informed consent and agree to self-swabbing ofthe URT.
Further details on URT sampling are given in the
appendix (p 13).
The ATACCC study is separated into two study arms.

ATACCCI and ATACCCZ. which were designed to capture
different waves of the SARS—CoV—Z pandemie ln
ATACCCI. which investigated alpha variant and pro-alpha
casesinGreaterLondon.onlycontactswererecmìted
between Sept 13. 2020. and Match 13. 2021. ATACCCI
included a pre-alpha wave (September tu November. 2020)
and an alpha wave (December. 2020. to Mardi. 2021).
In ATACCCZ. the study was relaunched specifiœlly to
invesügatedeltavariantcasesincreaterlnndonand
Bolton. and both index case: and contacts were mruited
between May 25. and Sept 15. 2021. Early recruitrnent was
focusedinWeatlnndonandBoltonbecauae UKincidence
ofthedeltavariantwashiglxestirtthesearean'flased
on national and regional surveillance data. œmrnunity
transmission was moderate-mm throughout most of
our recruitment period.
'l‘hiastudyvlaaappravedbytheHealthReaearch

Authority. Writtaen informed consent was obtained frorn all
participant: before enrolrnent. Parents and caregivera
gave consent for children.

Data collection
Demographicinformationwasoollectedbythesmdym
on enrolrnent. The date cf exposure for non-houaehold
contacts was obtained (rom Public Health England.
COVlD-l9 vaccination history was determina! front the
UK National Immunisation Management System. general
practitioner records. and self-reporting by study parti-
cipants. We defined a participant as unvaccinated ifthey
had not received a linde dose of a COVlD-l9 vaccine at
least 7 days before enrolrnent. partially vaccinated ifthey
hadreceived onevaocinedoaeatleasfldaysbeforestudy
enrolment. and fully vaccinated if they had received
two doses ofa COVlD-19 vaccine at least 7 days before

study enrolment. Previous literature was used m
determine the 7-day threshold for defining vaccination
status.” We also did sensitivity analyses using a 14—day
threshold. The time interval between vaccination and
snidyreauiunentwascalcuhtedWeusedWHOcriteria“
todefinesymptomaticstatusuptothedayofsmdy
recruitment. Symptomatic status for incident cases—
participanta who were PCR-negative at enrolment and

subsequentlytested positive—wasdefinedfrom the day of
the first PCR-positive result.

Laboratory procedures
SARS-CoV-Z quantitative RT-PCR. conversion ofORFlab
and envelope (Ii-gene) cycle threahold values to viral
genome copies. whole—genome sequencing. and lineage
assignments are described in the appendix (pp 13—14).

Outacomes
Primsry outcomes for the epidemiological analysis were
to assess the secondary attack rate (SAR) in household
contacts stratified by contact vaccination status and the
index cases’ vaccination status. Primary outcornes for the
viral load ldnetics analysis were to detect difl'erences in
the pealt viral load. viral growth rate. and viral decline
rate between participants infected with pre-alpha versus
alpha versus delta variants and betvveen unvaocinated
delta-infecter! participants and vaccinated delta-infected
participants.
We assessed vaccine efl'ectiveness and susceptibility to

SARS—CoV-2 infection stratified by time elapsed since
receipt ofsecond vaccination as exploratory analyses.

Statistlcal analyals
Tomodelviralkinetics,weusedaairnplephenomeno—

logica! model of viral ti “ during disease pathogenesis.
Viralkineticparameterswereestimatedonaparticipant-
specific basis using a Bayesian hierarchial model to fit
thia model ho the entire dataset of sequential cycle
threahold values mand for all participants. For the
l9 partidpants who were non—household contacts of index
caaeaandhadauniquedateofexposure.theqcle
threshold data were supplemented by a pseudo-absence
data point (ie. undetectable virus) on the date of exposure.
Testaccuracyandmodel misspedficationweremodelled
withamisturemodelbyassumingtherewasaprobability
pofatestgivinganobservationdrawn froma(nonnal)
error distribution and probability l—p of it being drawn

The hierarchical structure was represented by gtouping
participants based on the infecting variant and
their vaccination mm. A single-group model was fitted.
which implicitly assumes that viral kinetic parameters
vary by individual but not by variant or vaccination
status. A four-group model was also explored. where
groups I. 2, 3. and 4 represent pre-alpha. alpha.
unvaccinated delta. and fully vaccinated delta.
respectively. We fitted a correlation matrix between

m.mw.<onflnhcflon muni-mu.2021 wmmummn-mnm
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(A) Study recrunment and valeur smus tonfinned by whole-genomeWm(ATACCC: and”ACCU combined). (B) ATACCCZ: delta-W contacts induded in secondaiymrate

cakulnion (tabla 1) and transmission assessmem (au: 2). NHS-National Halm Sewke. ‘All index (samhomATACCCI MI contata, :mmoallies: Kit-positive cases fvom the
AïACCCzcoOm(omtndexusundonecontxt)weœconfimedamngthealphavuiamonwholewsoqœndnflmmmdon Mans. 2021).1’Nsa0phanriant-atposod,
PCR-posmve contact is enluded ímm figue 1B. 50m PCI-negativeman had no vaccination slamdanWandon: FOI-mauve«man index (ne had no vaccination data avalhble.
Wacdnation datamavauaflefot 138 lndexasesof 163. Ilïhewnlmsoflhese 15 indexaseure Indudedwith'n the 232 total contacts ‘Mtlvuindaaseswithout contactsareonly

Inrluded in theviral loadldneæksandysôs(figore3)andanmtindudodlntabtesland2

partidpant—spedfic kinetic parameters to allow us to
examine whether (here is within—gtoup cottelation
betweenpeakvitaltitre‚vitalgtow1htate.andvinl
decllne rate. Out initial model selection, using leave—one—
out cross-validation, selected a fout-group hierarchical
model with fitted comlation coeficíents between
individui-leve! parameters determining peak viral load

and vin] load growth and declina rates (appendix p 5).
Homer. resulting partidpant-spedfic estinutes of peak
vital load (but not gmwth and decline rata) showed a
matked and significant correlation will: age in the
exploratory analysis. which motivata! examination of
mode]: when: mem pak vital load could vary with age.
The most predictive model overall allowed mean vital
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loadgrowthanddeclineratestovaryacrossthe
four groups. vith man peak viral load common te all
groupsbutassumedtovarylinearlywiththelogarithm
otage (appendix p S). We present peak viral loads l'or the
referente age of 50 years with 9596 credible interval:
(9596 Cris). 50 years was chosen as the referente age as it
istypicaloftheagesofthecasesinthewholedatasetand
thechoiceofret'erenceagemadenodifi'erenceinthe
model fits or iudgment of difl'erences betveen the
groups.
We computed group-level population mans and

withinosamplegroupmeansoflogpeakviraltittewiral
growthrate.andviraldeclinerate.5inceposterior
estimates ot'each ofthese variables are correlated across
groups. overlap in the credible intervals oi'an estimate for
one group vith that for anothergroup does net necessarily
indicate no signifiant differente between these groups.
We. therefore. cemputed posterier probabilities. pp.
that these variables vere lager for one group than
another. For our model. Bayes factors can be cemputed
as pp/(l—pp). We enly report population (group-level)
posterior probabilities greater than 0'75 (corresponding
te Bayes factors >3) as indicating at least moderate
evidence of a differente.
For vaccine efl'ectiveness. ve defmed the estimated

eflectiveness at preventing infection. regardless of
symptoms. with delta in the heusehold setting as 1 — SAR
(t'ully vaccinated) / SAR (unvaccinated).

Rois ofthe fundlng sturm
1hefunderoffltestudyhadnoroleinrhtdydeeign.data
collection. data analysis. data interpretation. or vriting of
the report.

mm
Between Sept 13. 2020. and Sept 15. 2021, 621 communiq-
based participants (602 contacts and l9 index cases) from
471 index notifications vere prospectively enrolled in
the ATACCCI and ATACCCZ studies. and contributed
8145 URT samples. Of these. ATACCCI enrelled
369 contacts (arising from 308 index notifications). and
ATACCCZ enrelled 233 contacts (arising from 163 index
notifications) and 19 index cases. SARS-CoV-Z RNA was
detected in 163 (2696) of the 621 participants. Whele—
gemme sequencing of PCR-positive cases confirmed
tlut 71 participants had delta variant infection (18 index
cases and 53 contacts). 42 had alpha variant infection
(one index case and 41 contacts). and 50 had pie-alpha
variant infection (all contacts; figure 1A).
Of 163 PCR-poaitive participants. 89 (5596) vere female

and 133 (8296) were White. Median age was 36 years
(lQR 26—50). Sex. age. ethnicity, body-mar index
(BMI) distributien, and the frequency of comorbidities
vere sirnilar among these with delta. alpha. and
pre—alpha infection. and for vaccinated and unvacdnated
delta-infected participants. except for age and sex
(appendix pp 2—3). There vere fever unvaccinated
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females titan males (p-0-04) and. as expected from the
age—prieritisatien ofthe UK vaccine roll-out. unvaccinated
participants infected with the delta variant were
significantly younger (p<0-001: appendix p 3). Median
time between exposure te the index case and study
enrolrnent was 4 days (IQR 4—5). All participants had
non'severe ambulatory illness or vere asymptomatic.
The proportion of asymptomatic cases did net difl'er
ameng fully vaccinated. partially vaccinated. and un—
vaccinated delta groups (appendix p 3).
No pre-alpha-infected and only one alpha-infected

participant had received a COVlD-19 vaccine befere study
enrolment. Of 71 delta-infected participants (of vhom

w vere index cases), 23 (3296) vere unvaocinated.
ten(l496)werepartiallyvaccinated.and38(5496)werefiilly
vaccinated(figme1A:appendixp3).Ofthe38fiilly
vaccinated delta-infected participants. 14 had reoeived
the BNTl62b2 mRNA vaccine (Pfizer—BioNTeth). 23 the
ChAdel nCoV-19 adenovirus vector vaccine (Oxford—
AstraZeneca). and one the CoronaVac inactivated whole-
virion vaccine (Sinovac).

lt is highly probable that all but one ofthe 233 ATACCCZ
contacts vere expesed te the delta variant because they
vere reauited when the regional prevalence ofdelta was
at least 9096. and mostly 95—9996 (figure 113)“ Of these.
206 (8996) vere household contacts (in 127 households).
and 26 (1196) vere non-household contacts. Distributions
ofage. ethnicity. BMI, smoking status, and comorbidities
vere similar between PCR—positive and PCR-negative
contacts (appendix p 4). The median time betveen
second vaccine dose and study recruitment in fully
vaccinated contacts with delta variant infection was
74 days (lQR 35—105: range 16—201). and this was
significantly longer in PCR-positive contacts than in
PCR-negative contacts (101 day: [lQR 74—120] vs 64 days
[32—97]. respectively. p-0-001: appendix p 4). All
53 PCR-positive contacts vere expesed in household
settings and the SAR for all delta variant-exposed
household contacts was 2696 (9596 Cl 20—32). SAR was
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not significantly higher in unvaccinated (3896, 9596 Cl
24—53) than fully vaccinated (2596, 18—33) household
contacts (table 1). We estimated vaccine efl'ectiveness at
preventing infection (regardless of symptoms) with delta
in the household setting to be 34% (bootstrap 9596 Cl
—15 lo 60). Sensitivity analyses using a 14 day threshold

for time since second vaccination to study recruitment to
denote fully vaccinated did not materially affect our
estimates of vaccine efi'ectiveness or SAR (data not
shown). Although precision is restricted by the small
sample size, this estimate is broadly consistent with
vaccine effectiveness estimates for delta variant infection

based on larger datasets.‘ ""
The vaccination status of 138 epidemiologically linked

index cases of 204 delta variant-exposed household
contacts was available (figure lB. table 2). The SAR in
household contacts exposed to fully vaccinated index
cases was 2596 (9596 Cl 15—35; 17 of 69). which is similar
to the SAR in household contacts exposed to unvaccinated
index cases (23% [15—31]: 23 of 100; table 2). The
53 PCR-positive contacts arose from household exposure
to 39 PCR-positive index cases. Ofthese index cases who
gave rise to secondary transmission. the proportion who
were fully vaccinated (15 (3896) of 39) was similar to the
proportion who were unvaccinated (16 [41%] of 39). The
median number of days {rom the index cases' second
vaccination to the day of recruitment l'or their respective
contacts was 73 days (lQR 38—116). Tune interval did not
difl'er between index cases who transmitted infection to

their contacts and those who did not (94 days [lQR 62-112]
and 63 days [35—117]. respectively; p-0-43).

18 of the 163 delta variant-infected index cases that led
to contact enrolment were themselves recruited to
ATACCCZ and serial URT samples were collected from
them. allowing for more detailed virology and genome
analyses. For 15 ofthese, their contacts were also recruited
(13 household contacts and two non-household contacts).
A corresponding PCR—positive household contact was
identified for four of these 15 index cases (figure 18).
Genomic analysis showed that index—contact pairs were
infected with the same delta variant sub-iinæge in

these instances. with one exception (figure 2A). In
one household (nurnber 4). an unvaccinated index case
transmitted the delta variant to an unvaccinated contact.

rasmdmmmmmmmmœhmwwwmm
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while another partially vaccinated contact was infected
with a ditTerent delta sub—lineage (which was probably
acquired outside the household). In the other three
households (numbers 1-3). fully vaccinated index cases
transmitted the delta variant to fully vaccinated household
contacts. with high viral load in all cases, and temporal
relationships between the viral load kinetics that were
consistent with transmission from the index cases to

their respective contacts (figure 28).
Inclusion criteria for the modelling analysis selected

133 participant's viral load RNA traiectories from
163 PCR-positive participants (49 with the pre4alpha
variant. 39 alpha. and 45 delta; appendix p 14). Of the
45 delta cases. 29 were fully vaccinated and 16 were

unvaccinated: partially vaccinated cases were exduded.
Of the 133 induded cases. 29 (2296) were incident

(ie. PCR negative at enrolrnent converting to PCR positive
subsequently) and 104 (7896) were prevalent (ie. already
PCR positive at enrolrnent). 15 of the prevalent cases had
a clearly resolvable peak viral load. Figure 3 shows
modelled viral RNA (ORFlab) traiectories together with
the viral RNA copy numbers measured for individual
participants. me E-gene equivalent is shown in the
appendix (p 2). Estimates derived from E-gene cycle
threshold value data (appendix pp 5. 7. 9. 11) were similar
to these for ORFIab.
Althoughviralkinetics appearvisually similar forall four

groups of cases. we found quantitative difl'erences in
estimated viral growth rates and decline rates (tables 3, 4).
Population (group-lue!) estimates of mean viral load
dedine rates based on ORFIab cycle threshold value data
varied in the range of 0-69—0-95 log, units per mL
per daxes 4; appendix p 10). indicating that a typical
10-day period was required for viral load to decline from
peaktoundetectable.Afasterdeclinewasseeninthealpha
(pro-93). unvaccinated delta (pp-0-79). and fully
vaccinated delta (na-0‘99) groups than in the pre-alpha
group. The mean viral load dedine rate of die fully
vaccinateddeltagroupwasalsofasterthanthoseofthe
alpha group (pro-84) and the unvaccinated delta group
(pro-85). The difl'erences in dedine rates translate into a
differente ofabout 3 days in the man duration of the
dedine phase between the pre-alpha and delta vaccinated
groups.
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Vital laad growth rates ware substantinlly fastet than
dedine rates. varying in the range of 2-69—3-24 log.
min per mL per day between groups. indiening that a
typical 3-day period was required for vital laad to

gtow from undetectable lo peak. Out power to infet
differences in growth mes between groups was more
restricted dun for vital dedine. but (here was moderate
evidence (puy—0.79) thai gtowth rates wen lower for
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those in the vaccinated delta group than in the pro-alpha

group.
We estimated mean pak vital load for SO-year—old

adults to be 8-14 (95% Ctl 7-95 to 8-32) log,° copies
per mL. but pealt vital load did not difl'er by variant or
vaccination status. However. we estimated that peak vital
load increases with age (pp-0-96 that the slope of pak
viral laad with loglage] was >0). with an estimated
slope ofO- 24 (95% Ctl -0-02 to 0-49) log, copies per mL
per unit change in log(age). This estimate translate: to a
diiference of 0-39 (—0-03 to 0-79) in mem peak log...
copies per ml. between these aged 10 yens and 50 yem.
Within—group individual participant estimates of vital

load growth rate were positively correlated with peak viral
load. with a correlation coefficient estimate of 0-42
(95% Crl 0-13 to 0-65; appendix p 8). Hence, individuals
with {aster vital load growth tend to have higher peak
viral load. The decline rate ofvital load was also negatively
correlated with vital load growth rate. with a correlation
coefficient estimate of -O-44 (9596 Ctl —0-67 to —0-18).
illustrating that individuals with fastet vital laad growth
tend to experience slowet vital load dedine.

Discussion
Households are the site ofmost SARS-CoV-Z transmission
globally.“ ln our cohort of densely sampled household
contactsexposedtothedeltzvariant‚SARwas3896in
unvaccinated contacts and 25% in fully vaccinated
contacts. This finding is consistent with the known
protective effect of COVID-l9 vaccination against

Tél“:maam—ummnmwuwmmwmmmwm

infection." Notwithstanding, these findings indicate
continued risk of infection in household contacts despite
vaccination. Out estimate of SAR is higher titan that
reponed in fully vaccinated household contacts exposed
befone the emergence of the delta variant?“ The time
interval between vaccination and study recruitment was
significandy higher in fuliy mamma PCR-positive
contacts than fully vaccinated PCR-negative contacts.
suggesfing that susceptibility to infection increases with
time as soon as 2-3 months añer vaccination—consistent
with waning protettive immunity. This potentially
important observation is consistent with recent large-sale
data and requires fiinher investigation." Household SAR
for delta infection. regardless of vaccination status.
was 2696 (9596 c1 20—32). which is higher than estimates
of UK national surveillance data (10-896 (10-740-91).-
Hawever. we sampied contacts daily. regardless of
symptomatology. to activeiy identify infection with
high sensitivity. By contrast. symptom—based, single-
timepoint surveillance testing probabiy underestimates
the true SAR, and potentialiy also overestimates vacdne
efl'ectiveness against infection.
We identified simiiar SAR (2596) in household contacts

exposedtofullyvaccinatedindexcssesasinthoseexposed
ho unvaccinated index cases (23%). This finding indiates
tintbrœhhmghinfectiominñillyvaccinaœdpeoplecan
etficientiy transmit infection in the household setting. We
identified 12 household transmission events between fitlly
vaccinated index mum pairs; for three ofthese,
genomicsequencingconfimiedthattheindexcaseand

mthehncncomlhfection Mamma,zou Wluwm.mslsu73-WIMN
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contactwereinfectedbythesamedeltavariantsublineage
thus substantiating epidaniologcal data and temporal
relationshipsofviralloadldneticstoprovidedefinitive
evidence for secondary transmission. To our knowledge.
oneotherstudyhasreportedthattransmissionofthedelta
variant between fully vaccinaœd peopie was a point-source
nosocornial ontbrak—a single health-care worker with a
particular delta variant sub-lineage in Vietnam.”
Dailylongimdinalsamplingofasesfromearlyunedian

4days)afterorposureforupt020daysallowedusto
generate high-resolution traiectories o!URT vital laad over
the course of infection. To date. two studies have sequen-
tially sampled community cases of mild SARS-CoV-Z
infection, and these were front highly specific population
groups identified through asymptomatic screening
programm(eg‚foruniversitystafl'arxdstudents"and
for professional athletes“).
Out most predictive model of viral Ioad kinetics

estimated mean peak log,l vital load per mL of 8-14
(9596 Ctl 7-95—8-32) for adults aged 50 yens. which is
very similar to the estimate from a 2021 study using
routine surveillance data." We found no evidence of
variation in pealt viral load by variant or vaccination
status, but we report some evidence of modest but
significant (pro-9S) increases in peak viral load with
age. Previous studies of vital load in children and
adults‘-’”‘ have not used such dense sequential sampling
of vital load and have, therefore. been restricted in their
power to resolve age—related difl‘erences; the largest such
study" reported a similar difl'erence between children
and adults to the one we estirnated. We found the rate of
vital load decline was faster for vaccinated individuals
with delta infection than all other groups. and was faste:
for individuals in the alpha and unvaccinated delta
groups than those with pre-alpha infection.
For all variant vaccination groups. the variation

between participants seen in viral load kinetic parameter
estimates was substantially larger than the variation in
mean parameters estimated between groups. The
modest socle of difl'erences in viral kinetics between
fully vaccinated and unvaccinated individuals with
delta infection might explain the relatively high rates of
transmission seen from vaccinated delta index cases in
our study. We found no evidence of lower SARs from
fully vaccinated delta index ases than frorn unvaocinated
ones. Hovvever. given that index casu wett identified
through routine symptomatic surveillance. there might
have been a selection bias towards identifying untypically
symptomatic vaccine breakthrough index cases.
'lhedifl'erencesinvirallrineticswefoundbetweenthe

pre-alpha. alpha. and delta variant groups suggest some
incrementa]. but potentially adaptive, changes in viral
dynamics associated with the evolution of SARS-CoV-Z
towards more tapid vital clearance. Our study provides
the fim evidence that, within each variant or vaccination
group, viral growth rate is positively correlated with peak
vital load. but is negatively correlated with viral dedine

 

rate. This finding suggests that individual infections
during which vital replication is init'nlly fastest generate
thehighestpeakviralloadandseedieslowestviral
clearance.withthelatternotiustbeingduetothehigher
pealc Mechanistically.mdata suggest that the host and
viralfacœrsdetemtiningtheinitialgrowthrateof
SARS-CoV—2 have a fimdamemal effect on the traiectory
throughout infection, with {aster replication being more
diificultfintermsofbothpakviralloadanddie
subsequentdedineofviral load) fortheimmune response
to contro]. Analysis of sequentially sampled inunune
markers during infection might give insight into the
immunecorrelatesoftheseærlydifi'erencesininfecfion
kinetics. lt is also possible that individuals with the
fastest vital load growth and highest pealts contribute
disproponionately to community transmission. a hypo-

thesisdiatshouldbetestedinfiinnestudies.
Several population-leva, single-timepoint sampling

suidiesusingmtinelyavailabledatahavefwndnomaior
difl‘erences in cycle threshold values between vaocinated
andunvaocinatedindividualswithdeltavariantinfection."’
However.asthe timepointofsamplingintheviraltraiecbry
isunlrnown.thisrestrictstheinterpretationofsuchremlts.
Two other studies longitudinally sampled vaccinated and
unvaccinated individuals with delta variant inf ' 3"”
Aretmspectivecohort ofhospitalised patientsinSingapore’
alsodesaibedafasterrateofviraldeclineinvaccinated
venmunvacdnatedindividualswithdeltavanantleporting
somewhatlargerdifl’etencesindeclimratesthanwe
estimated here. However.thisdisparity mightbeaccounted
forbythehigherseverityofillnessinunvaccinated
individuals in the Singaporean study (almœt twothirds
having pneurnonia. one-third requiring COVlD—l9 trut-
mtandafifihneedingoxygennhaninourstudxgiven
diatlongerviralsheddinghasbeenreportedinpatients
with more severe illness.‘ A long'tudiml sampling
study in the USA reported that pre-alpha. alpha. and
delta variant infections had sirnilar vital traiectories.“ The

studyalsocomparedtraiectoriesinvaocinatedand
unvaccinated individuals. reporting sirnilar proliferation

plusesandpaltcydethresholdvalw‚butmorerapid
denunce ofvirus in vaccinated individuals However. this
snidyintheUSAstratifiedbyvaccinationstatusandvariant
separateiy. rather than iointly manina vaccinated

individualswithdeltainfectionwerebeingoomparedwith.
predominantly. unvaccinated individuals with pre—alpha
andalphainfection Moreaver. samplingwasdoneaspartof
a professional spons player occupational halth screening

sentztiveoftypicalcommunityinfections.
Our study hat limitations. First. we recruited only

contactsofsymptornaticindexcasesasourstudy
recruitment is derived from routine contact-maag
notifications. Second. indu cases were defined as the first
household member to have a PCR-positive swab. but we
cannot exclude the possibility that another household
member might already have been infected and transmitted

wwwthehmeuomfmfection Wiedonlinemu.m wwo.mmunmm
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totheindexcase.1hird,recordingofviralloaduajectories
issubjecttoleficmsonngwherethegmwdiphasein
prevalent contacts (already PCR-positive at enrolment) was
misser! for a proportion of participants. However. we
captured 29 incident cases and 15 additional cases on the
upslope of the viral traiectory. providing valuable.
infomrativedataonviralgrowthratesandpeakviralload
in a subset of participants. Founh. Mug to the

age—stratificd rollout of the UK vaccination programme.
the age of the unvaccinated. delta variant-infected parti-
cipants was lowcr than that of vaccinated participants.
Thus.agemightbeaconfoundingfactorinourresults
and.asdiscussed,pealtviralloadwasassociatedwithage.
However. it is unlikely that the higher SAR observed in the

unvaccinatedcontactswouldhavebeendrivenbyyounger
agentherthantheabaenceofvacciriationand.toour
lmowledge. there is no published evidenoe showing
increased susceptibility to SARS—GoV—Z infection wîth
decreasing age." Finally. althoogh we did not perfonn viral
culture here—which is a better proxy for infecüousness
titan RT-PCR—two other studies” have shown mitivablc
virus from around two-thirds of vaccinated individuals
infected with the delta variant. consistent with our
conclusions that vaccinated individuals stil! have the
potential to infect others. particularly early alter infection
when viral loads are high and moet transmission is
thoughl to occur.m
Our findings help to explain how and why the

delta variant is being transmitted so efl’ectively in
populations with high vaccine coverage. Although
current vaccines remain effective at preventing scverc
disease and deaths from COVlD-l9. our findings suggest
that vaccination alone is not suflicient to prevent al!
transmission of the delta variant in the household
setting. whcrc exposure is close and prolonged.
lncreasing population immunity via booster programmes
and vaccination of teenager: will help to increase the
currently limited effect of vaccination on transmission.
but our analysis suggests that direct protection of
individuals at risk of severe outcornes. via vaccination
and non-pharmacological interventions, will remain
central to containing the burden ofdisease caused by the
delta variant.
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Verordnung
über Massnahmen zur Bekämpfung
der Covid-l9-Epidemie im Bildungsbereicb

(Andar—g von: 8. Due-ber 2021)

Der Regiemngsrat bcschliesst;

L Die Verordnung über Massnaiunen zur Bekämpfung der Covid-
l9—Epidemie im Bildungsbereich vom 22. September 2021 wird geän-
dert.

II. Die Änderungen von §§ l und 3 dieser Verordnung treten am
13. Dezember 2021 in Kraft.

III. Die Änderung von â 2 dieser Verordnung tritt am 3..Ianuar
2022 in Kraft.

IV. Gegen die Verordnungsändenmg und Dispositiv ll und lll kann
innen zehn Tagen, von der Veröffentlichung an gerechnet. beim Ver—
waltungsgericht des Kantons Zürich Beschwerde erhoben werden. Die
Beschwerdeschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthal-
ten.

V. Dem Lauf der Beschwerdefrist und der Einreichung einer Be-
schwerde wird die aufschiebende Wirkung entzogen.

VI. Veröffentlichung dieses Beschlusses. der Verordnungsänderung
und der Begründung im Amtsblatt.

lm Namen des Regierungsrates

Die Präsidentin: Die Staatsschreiberin:
Jacqueline Fehr Kathrin Arioli



Schutzkonzept

Maskentrag—
pflicht

a. obligatorische
Volksschule

2

Verordnung
über Massnahmen zur Bekämng
der Covid-l9-Epidemie im Bildungsbereicb
(V Covid-l9 Bildungsbereich)

(Änderung vom 8. Dezember 2021)

Der Regierungsmt,

gestützt auf Art.40 des Bundesgesetzes vom 28. September 2012 über
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen und Art. 23
der Verordnung vom 23. Juni 2021 über Massnalunen in der besonderen
Lage zur Bekämpfung der Covid-l9—Epidemie (Covid-l9-Verordnung
besondere Lage).

beschliesst:

Die Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-l9-
Epidemie im Bildungsbereich vom 22.September 2021 wird wie folgt
geändert:

§ l. Abs. 1 und 2 unverändert.

3 Das Schutzkonzept mus mindestens folgende Punkte enthalten:

lit. a—d unverändert.

e. Anordnung einer befristeten Maskentmgpflicht durch die mtändige
Stelle gemäss Abs. 2. den schulärztlichen Dienst oder das Contact
Tracing. wenn dies aufgrund des konkreten lnfektiomgeschehens
oder zur Verhinderung eines solchen in einzelnen Khssen oder Schu-
len erforderlich ist.

lit. f unverändert.

Abs. 4-6 unverändert.

§ 2. ' An allen öffentlichen Schulen der obligatorischen Volks—
schule. Sonderschulen sowie Schulen. an denen die obligatorische Schul-
pflicht erfüllt werden kann. gilt für das Lehrn Betreuungs- und Schul-
personal und für die Schülerinnen und Schiller ab der l. Klasse der
Primarstufe bei sämtlichen schulischen Aktivitäten. einschließlich des
Präsenzunterrichts. in Innenräumen eine Maskentragpflicht.

Abs. 2—4 unverändert.



 

§3. Abs.1 unverändert.

2 Keine Maskentragpflicht gilt:
lit. a und b unverändert

lit. c wird aufgehoben.

3 Personen mit einer ärztlich bescheinigten Maskentragdispens sind
verpflichtet. am wöchentlichen repetitiven Taten in der Schule bzw. bei
der oder dem Arbeitgebenden teilzunehmen. Bietet die Schule bzw. die
oder der Arbeitgebende kein repetitives Testen an. sind sie verpflich—
tet. sich wöchentlich mittels molekularbiologischer Analyse testen zu
lassen (PCR-Tœt). Testkosten gehen dabei zulasten des Mittelschul-
und Berufsbildungsamtes (MBA) bzw. der Trägerschaft.

‘ Die Schulleitung und die Trägerschaft der überbetrieblichen Kurse
bzw. eine von diesen bezeichnete Stelle kontrollieren die Einhaltung
der Verpflichtung nach Abs. 3. Sie können eine Kopie der Maskentrag-
dispens verlangen. diese im Personal- bzw. Schülerdossier ablegen und
das Testdatum erfassen.

5 Schulleitung, Trägerschaft und Arbeitgebende erteilen sich gegen—
seitig unaufgefordert und auf Anfrage die für die Kontrolle des Nach-
weises nach Abs. 4 notwendigen Informationen.

6 Das MBA entscheidet über die Übernahme der Kosten gemäss
Abs. 3 unabhängig von deren Höhe.

Abs. 7 und 8 werden aufgehoben.

Begründung

A. Ampel-n

Am 22. September 2021 hat der Regierungsrat die Verordnung über
Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-l9-Epidernie irn Bildungs-
bereicb (V Covid-19 Bildungsbereieh. [S 818.14) erlassen. Aufgrund
der seit Schulbeginn nach den Herbstferien sprunghaft angestiegenen
Anzahl positiv getesteter Kinder musste die Verordnung am 24. No-
vember 2021 im Bereich der Volksschule dahingehend angepasst wer—
den. dass per 1. Dmmber m1 eine generelle Maskentragpflicht. auch
für Schülerinnen und Schüler ab der 4. Klasse. ohne Befreiungsmöglich-
keit in den Innenräumen gilt.

b. Schulen
der Sekundar-
stufe [I



Am 3. Dezember 2021 beschlos der Bundesrat eine Änderung der
Verordnung vom 23. Juni 2021 über Massnahmen in der besonderen
Lage zur Bekämpfung der Covid-l9-Epidemie (Covid—19-Verordnung
besondere Lage [SR 818.101.261). die am 6. Dezember 2m in Kraft
getreten ist. Neu gilt unter anderem eine generelle Maskentragpflicht
in allen Innenräumen von öffentlich zugänglichen Bereichen von Ein-
richtungen und Betrieben. d.h. auch in solchen. bei denen fiir Personen
ab 16 Jahren der Zugang auf Personen mit einem Zertifikat beschränkt
ist. Entsprechend gelten die in Art. 10 Covid-lQ—Verordnung besondere
Lage statuierten Vorgaben neu für sämtliche Schutzkonzepte.

B. Ziele und Umsetzung

Ziel aller mit der V Covid-l9 Bildungsbereich angeordneten Mass—
nahmen ist in erster Linie. die Gesundheit der Schülerinnen und Schü-
ler. der Lernenden sowie der Lehrpersonen und der weiteren an den
Bildungseinrichtungen beschäftigten Personen zu schützen. Die Mass—
nahmen sollen die weitere Verbreitung des Coronavirus eindämmen.
Neuinfektionen verringern und die Aufrechterhaltung eines möglichst
uneingeschränkten Schulbetriebs ermöglichen. Das Recht auf Bildung
muss auch während der Pandemie möglichst unangetastet bleiben.

Die Anzahl der Neuinfektionen. gerade bei Kindern und Jugend-

lichen. steigt weiterhin stark an (ngW“I!!! [fill Il l “COME!!! 'l ..

besucht am 7. Dezember 2021).
Der winterbedingt vermehrte Aufenthalt in Innenräumen und die be-
vorstehenden Weihnachtsfeierlichkeiten mit den damit einhergehen-
den Familienfesten werden nicht zu einer Entspannung der epidemio-
logischen Lage beitragen. lm Gegenteil ist davon auszugehen. dass die
häufigeren Kontakte zwischen Familien. Freunden und Bekannten wäh-
rend der Festtage zu vermehrten Ansteckungen führen werden. Hinzu
kommt das Auftreten der neuen Virusvariante Omikron (31.1529).
die von der WHO am 26. November 2021 als besorgniserregend ein-
gestuft wurde. Es besteht die Gefahr. dass die bisherigen lmpfstoffe
weniger wirksam sind sowie eine durchgemachte lnfektion mit SARS-
CoV-2 weniger vor einer Reinfektion schützt.

.. Dies und die vom Bundesrat am 3. Dezember 2021 beschlossenen
Andemngen der Covid-19-Verordnung besondere Lage bedingen den
Erlass weiterer Schutzmassnahmen.



 

 

C. mum

Wie bereits im Bereich der obligatorischen Schule per 1. Dezember
2021 erlassen, ist es notwendig. auch im Bereich der Sekundarstufe u
eine generelle Maskentragpflicht ohne Befreiungsmöglichkeit anzu-
ordnen. [m Bereidi der obligatorischen Schule wird die Belmtung der
Kinder und ihrer Eltern durch Quarantänemassnahrnen zunehmend
grösser. Um zu verhindern. dass nach den Weihnachts— und Neujahrs-
feierlichkeiten die Schulen ihren Betrieb nicht mehr möglichst unein-
geschränkt aufrechterhalten können. braucht es daher zusätzliche Schutz-
massnahmen in diesem Bereich. Das wirksame Mittel. um Ansteckun-
gen zu minimieren und Quarantänemassnahmen zu verhindern. ist
weiterhin das Tragen einer Gesichtsmaske. Angesichts der epidemio-
logischen Lage und der zu erwartenden Entwicklung nach den Wein-
nachtsfeiertagen muss daher die Maskentragpfiicht im Bereich der obli-
gatorischen Schule auf Schülerinnen und Schüler ab der 1. Klasse der
Primarstufe ausgeweitet werden. Da das Tragen einer Gesichtsmaske
einen lediglich geringfügigen Eingriff in die persönliche Freiheit dar—
stellt und die geänderte Massnahme lediglich für eine befristete Zeit
gilt. erweist sie sich als verhältnismäßig.

D. Erlider-gen u den einzelne- Bark-legen

Zu â 1. Schutzkonzept
â 1 Abs. 3 lit. e sieht unter anderem vor. dass im Geltungsbereich

von â 3 eine befristete Maskentragpflicht ohne Beireiungsrnöglichkeit
angeordnet werden kann. wenn dies aufgrund des konkreten Infektions—
geschehen oder zur Verhinderung eines solchen in einzelnen Klassen
oder Schulen erforderlich ist. Da mit der vorliegenden Änderung der
V Covid-l9 Bildungsbereich auch im Bereich der Sekundarstufe ll e'me
generelle Maskentragpflicht ohne Befreiungsmöglichkeit angeordnet
wird. ist die Verweisung auf 9 3 Abs. 2 lit. c aufzuheben.

Zu â 2. Maskentragpflicht a. obligatorische Volksschule

Aus den vorstehend ausgeführten Gründen muss die Maskentrag-
pflicht im Bereich der obligatorischen Schule ab dem 3.Januar 2022
auf Schülerinnen und Schiller der 1. bis 3. Klasse der Primarstufe aus—
geweitet werden. Diese Massnahme ist wie die übrigen einstweilen bis
zum 24. Januar 2022 befristet. In Mehrjahrgangsklassen mit Schülerin—
nen und Schülern der 3. und 4. Klasse der Prirnarstufe gilt die Masken-
tragpflicht für sämtliche Schülerinnen und Schüler. also auch für die-
jenigen der 3. Klasse, bereits seit dem l. Dezember 2021.



Zu § 3. b. Schulen der Sekundarstufe ll

Wie einleitend dargelegt. erweist es sich als notwendig. auch im Be—
reich der Sekundarstufe ll eine generelle Maskentragpllicht anzuord-
nen. Da - vorbehaltlich epidemiologiseh begründeter Anderungen —
für die Geltungsdauer der V Covid-l9 Bildungsbereich die Befreiungs-
möglichkeiten entfallen. sind Abs.2 lit.c. 3 und 4 aufzuheben.

Folgerichtig entfällt auch für Personen. die über eine ärztlich be-
scheinigte Maskentragdispens verfügen. die Möglichkeit, sich von der
wöchentlichen Testpflicht durch Nachweis eines gültigen Covid-lmpi-
zertifikats bzw. eines gültigen Covid—Genesungszertifikats zu befreien.
Abs 5 bis 7. neu Abs. 3 bis 5, sind entsprechend anzupassen. Damit die
Maskentragdispens geprüft werden kann, ist der Schule bzw. der Trä-
gerschaft der überbetrieblichen Kurse eine Kopie der Dispens abzu-
geben. Abs. 8 wird neu zu Abs. 6.

E. Auswirkungen

l. Privle

Die Verordnung hat insoweit Auswirkungen auf Private. als sich
Letztere an die gemäss dem jeweiligen Schutzkonzept vorgesehenen
Schutzmaßnahmen und an die Maskenpflicht zu halten haben. Die Aus-
wirkungen haben lediglich geringfügige Einschränkungen von Rechten
Privater zur Folge. womit die Massnahmen angesichts der epidemio-
logischen lage und der verfolgten Ziele verhältnismässig sind.

2. Gemeinden und Kanton

Für die Gemeinden und den Kanton ist mit administrativen Mehr-
aufwendungen zu rechnen. insbesondere für die Bearbeitung von An-
fragen. Die finanziellen Auswirkungen sind nicht baifferbar. lm Be-
reich der Volkaschule sind Masken kostenlos durch die Schulen abzu-
geben.

  



 

7

F. Regdiennflolgednchinng

Es sind keine Unternehmen im Sinne des Gesetzes zur administra-
tiven Entlastung der Unternehmen vom 5. Januar 2009 (IS 930.1) bzw.
55 der Verordnung zur administrativen Entlastung der Unternehmen
vom 18. August 2010 (LS 930.11) von der Verordnungsändemng betrof-
fen. Eine Regulienmgsfolgeabschätztmg ist daher nicht erforderlich.

G. hhüetnlg

Die geänderte V Covid-19 Bildungsbereich tritt am 13. Dezember
2021 in Kraft. Die Geltungsdauer der Verordnung bleibt unverändert.
d.h. vorerst bis 24. Januar 2022. Die Verordnung wird vorher aufgeho-
ben oder angepasst. wenn die epidemiologische [age dies erlaubt bzw.
erfordert.

H. Einzug der “belieben!“ Wirkung

Aufgrund der Dringlichkeit ist dem Lauf der Beschwerdefrist und
der Einreichung einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung zu ent—
ziehen (â 25 Abs. 3 Verwaltungsrechtspflegegeeetz vom 24.Mai 1959
[VRG‚ LS 1752]) und die Beschwerdefrist auf zehn Tage zu verkürzen
(5 22 Abs. 3 VRG).

M 2%
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Anzeige der Vernehmlassungsantworten

-gegen den Regierungsrat des Kantons Zürich, Beschwerde gegen das Urteil

des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich, 4. Abteilung, vom 16. Dezember 2021

(AN.2021.00010)
 

Die Beteiligten sind eingeladen worden, sich zur Beschwerde vernehmen zu lassen.

Anbei erhalten Sie in Kopie zur Kenntnisnahme:

- die Antwort der Gegenpartei (act. 9)

die Stellungnahme der Aufsichtsbehörde (act. 8)

- die Stellungnahme der Vorinstanz (act. 10)

Ein weiterer Schriftenwechsel wird nicht angeordnet. Allfällige Bemerkungen hätten bis

zum 17. März 2022 zu erfolgen (vgl. dazu die Mitteilung des Bundesgerichts

„Schriftenwechsel und freiwillige Bemerkungen“ unter www.bger.ch‚ Rubrik

Rechtsprechung). '

Im Auftrag der Präsidentin

der II. öffentlich-rechtlichen Abteilung

Die Bunderei

Beilagen erwähnt
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Urteil des Venvaltungsgerichts des Kantons Zürich, 4. Abteilung, vom 16. Dezember 2021

Sehr geehrte Damen und Herren

Besten Dank für lhr Schreiben und die Gelegenheit zur Stellungnahme. Das BAG verzichtet darauf
eine Stellungnahme einzureichen

Freundliche Grüsse

Bundesamt für Gesundheit

Michael Gerber
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Sehr geehrte Frau Präsidentin

Sehr geehrte Damen und Herren Bundesrichter

In Sachen

gegen

Regierungsrat des Kantons Zürich,

vertreten durch die Bildungsdirektion, Postfach, 8090 Zürich Beschwerdegegner

betreffend

Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich

vom 16. Dezember 2021 (AN.2021.00010)



Bildungsdirektion

Generalsekretariat

2/5

erstatten wir innert Frist die

Beschwerdeantwort

und stellen folgende

Anträge:

„1. Die Beschwerde sei abzuweisen, soweit darauf einzutreten sei.

2. Unter Kostenfolgen zulasten des Beschwerdeführers.“

Begründung

Formelles

Mit Verfügung vom 1. Februar 2022 wurde dem Beschwerdegegner eine Frist bis

zum 4. März 2022 angesetzt, um die Beschwerdeantwort einzureichen. Mit der vor-

Iiegenden Eingabe ist die Frist gewahrt.

Der Regierungsrat des Kantons Zürich erliess am 22. September 2021 die Verord-

nung über Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-19-Epidemie im Bildungsbereich

(V Covid-19 Bildungsbereich, LS 818.14), welche Anfechtungsobjekt der vorliegen—

den Beschwerde bildet. In der Zwischenzeit wurde die V Covid—19 Bildungsbereich

mehrfach geändert (Regierungsratsbeschluss Nr. 1367/2021, ABl 2021-11-26, Mel-

dungsnummer RSZH03—0000000436; Regierungsratsbeschluss Nr. 1486/2021; ABI

2021—12—10, Meldungsnummer RS-ZH03-0000000442, Regierungsratsbeschluss Nr.

81/2022, ABI 2022-01-21, Meldungsnummer RS-ZH03-0000000452, Regierungsrats—

beschluss Nr. 241/2022, ABI 2022-02-18, Meldungsnummer RS—ZH03-0000000463).

Dabei wurde unter anderem § 3 V Covid-19 Bildungsbereich zunächst abgeändert

bzw. wurden einzelne Absätze ganz aufgehoben (§ 3 Abs. 2 lit. c, Abs. 7 und Abs. 8

V Covid-19 Bildungsbereich) und per 21. Februar 2022 wurden §§ 3 und 4 gänzlich

aufgehoben.

Gemäss Art. 89 Abs. 1 lit. b und c BGG ist zur Anfechtung eines kantonalen Erlasses

Iegitimiert, wer durch den Erlass aktuell oder virtuell besonders berührt ist und ein

schutzwürdiges Interesse an dessen Änderung oder Aufhebung hat. Das schutzwür-

dige Interesse kann rechtlicher oder tatsächlicher Natur sein (BGE 146 I 62 E. 2.1;

145 I 26 E. 1.2). Die Beschwerdelegitimation ist zu bejahen, wenn zumindest eine

minimale Wahrscheinlichkeit gegeben ist, dass die beschwerdeführende Partei durch

den angefochtenen Erlass früher oder später einmal unmittelbar in ihren schutzwürdi-

gen Interessen betroffen sein könnte (BGE 146 I 62 E. 2.1; VGr, 21. Januar 2021,
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AN.2020.00018, E. 1.2 mit weiteren Hinweisen). Ein bloss mittelbares oder aus-

schliesslich allgemeines öffentliches Interesse reicht nicht aus, das heisst, die be—

schwerdeführende Partei muss im eigenen Interesse und nicht im Interesse der All-

gemeinheit Beschwerde führen (vgl. BGE 136 I 49 E. 2.1; 135 I 43 E. 1.4). Das

schutzwürdige Interesse (Art. 89 Abs. 1 lit. c) besteht im praktischen Nutzen, der sich

ergibt, wenn der Beschwerdeführer mit seinem Anliegen obsiegen und dadurch seine

tatsächliche oder rechtliche Situation unmittelbar beeinflusst werden kann (BGE 141

II 14 E. 4.4); das Rechtsschutzinteresse muss daher grundsätzlich aktuell sein. Das

gilt auch für die abstrakte Normenkontrolle (BGE 146 II 335 E. 1.3). Am aktuellen

Rechtsschutzinteresse fehlt es, wenn der angefochtene Erlass inzwischen aufgeho-

ben worden ist. Ausnahmsweise tritt das Bundesgericht unter Verzicht auf das Erfor-

dernis des aktuellen praktischen Interesses auf eine Beschwerde ein, wenn sich die

aufgeworfenen Fragen unter gleichen oder ähnlichen Umständen jederzeit wieder

stellen können. eine rechtzeitige Überprüfung im Einzelfall kaum je möglich wäre und

die Beantwortung wegen deren grundsätzlicher Bedeutung im öffentlichen lnteresse

liegt (BGE 146 II 335 E. 1.3; 142 I 135 E. 1.3.1; 139 I 206 E. 1.1).

Der Beschwerdeführer ist als sorgeberechtigter Vater einer Tochter, die ein Zürcher

Gymnasium besucht. grundsätzlich in seinen schutzwürdigen Interessen betroffen.

Das gilt allerdings nur, soweit er sich gegen § 3 Abs. 2 lit. c, Abs. 3 und 4 sowie ge-

gen § 4 Abs. 1 V Covid-19 Bildungsbereich in der Fassung vom 22. September 2021

wendet. Soweit der Beschwerdeführer auch die Aufhebung von § 3 Abs. 5 V Covid-

19 Bildungsbereich in der Fassung vom 22. September 2021 verlangt, ist seine Be-

schwerdelegitimation dagegen zu verneinen, macht er doch nicht geltend, dass seine

Tochter über einen ärztlich bescheinigten Maskentragdispens verfügt. Wenn er der

Vorinstanz in diesem Zusammenhang eine Rechtsverweigerung vowvirft, geht er fehl,

denn ein ausschliesslich allgemeines öffentliches Interesse genügt wie vorstehend

ausgeführt gerade nicht für die Begründung seiner Beschwerdelegitimation.

Die vom Beschwerdeführer beanstandeten Bestimmungen sind im heutigen Zeit-

punkt nicht mehr in Kraft. Ob vorliegend ausnahmsweise auf das Erfordernis eines

aktuellen Rechtsschutzinteresses verzichtet werden kann, wird der Beurteilung durch

die Beschwerdeinstanz überlassen.

Materielles

Soweit der Beschwerdeführer einen Verstoss gegen Art. 6a des Bundesgesetzes

über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des Bundesrates zur Bewälti-

gung der Covid-19-Epidemie (Covid-19-Gesetz, SR 818.102) vermutet, übersieht er,

dass diese Bestimmung für den Erlass der angefochtenen Verfügung nicht einschlä-

gig ist. § 3 Abs. 2 lit. 0 V Covid-19 Bildungsbereich in der hier zu beurteilenden Fas-

sung statuierte lediglich eine freiwillig wahrzunehmende Möglichkeit, sich von der

Maskentragpflicht zu befreien.
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Die Vorinstanz hat ausführlich begründet, dass die in §§ 3 und 4 V Covid-19 Bil-

dungsbereich in der hier zu beurteilenden Fassung vorgesehenen Massnahmen auf

einer hinreichenden gesetzlichen Grundlage beruhen, sie von der zuständigen In-

stanz angeordnet wurden, sie gewichtigen öffentlichen Interessen dienen und der da-

mit verbundene Grundrechtseingrifi verhältnismässig ist. Einer expliziten Auseinan-

dersetzung mit den vom Beschwerdeführer im Zusammenhang mit Art. 6a Covid-19—

Gesetz vorgebrachten Ausführungen bedurfte es demgegenüber nicht, verlangt doch

die Begründungspflicht nicht, dass sich das Gericht mit allen Parteistandpunkten ein—

Iässlich auseinander setzt und jedes einzelne Vorbringen ausdrücklich widerlegt.

Eine Verletzung des rechtlichen Gehörs, wie vom Beschwerdeführer gerügt, liegt

nicht vor.

Als unbegründet erweist sich auch der Vorwurf des Beschwerdeführers, die Vo-

rinstanz habe sich nicht mit der Frage auseinandergesetzt, ob die mit §§ 3 und 4 V

Covid—19 Bildungsbereich in der hier zu beurteilenden Fassung angeordneten Mass-

nahmen leichte oder nicht mehr leichte Grundrechtseingriffe darstellen würden. Tan-

giert eine Massnahme Grundrechte, muss geprüft werden, ob die hierfür notwendi-

gen Voraussetzungen von Art. 36 BV erfüllt sind, wobei je nach Eingriffsintensität ein

strengerer Massstab anzuwenden ist. Die Vorinstanz ist nach einlässlicher Prüfung

zum zutreffenden Schluss gekommen, dass die beanstandeten Massnahmen vor

Art. 36 BV standhalten (E. 4 des angefochtenen Urteils). Einer Qualifikation des

Schweregrades des Grundrechtseingriffs bedurfte es nicht.

Mit der V Covid-19 Bildungsbereich wurde zu keinem Zeitpunkt eine lmpfpflicht für

Schülerinnen und Schüler angeordnet. Bestimmungen des Heilmittelgesetzes sind

für die sich vorliegend stellenden Fragen nicht relevant. Entgegen der Ansicht des

Beschwerdeführers ging es bei den Befreiungsmöglichkeiten nach § 3 Abs. 2 lit .c V

Covid-19 Bildungsbereich in der hier zu beurteilenden Fassung auch keineswegs um

eine „Belohnung“ der Geimpften, was sich nur schon darin zeigt, dass sich auch Ge-

nesene und am repetitiven Testen Teilnehmende von der Maskentragpflicht befreien

konnten. Im Übrigen ist auf die zutreffenden Erwägungen der Vorinstanz zu verwei-

sen, wonach mit § 3 Abs. 2 lit ‚c V Covid-19 Bildungsbereich in der hier zu beurteilen-

den Fassung keine verpönte Ungleichbehandlung einherging (E. 5 des angefochte-

nen Urteils).

Was sodann die Erfassung der Gültigkeitsdauer des Zertifikats oder des Testdatums

nach § 3 Abs. 4 V Covid-19 Bildungsbereich in der hier zu beurteilenden Fassung

betrifft, ist nicht ersichtlich, inwiefern diese Bestimmung gegen Art. 13 Abs. 2 BV

hätte verstossen sollen. Eine im Einzelfall möglicherweise nicht datenschutzkon—

forme Anwendung dieser Bestimmung bedeutet nicht, dass die Bestimmung einer

datenschutzkonformen Auslegung generell nicht zugänglich wäre bzw. sie generell

nicht datenschutzkonform angewandt wurde.
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Die Kann-Vorschrift von § 4 V Covid-19 Bildungsbereich in der hier zu beurteilenden

Fassung bezweckte, Lagerabbrüche infolge von Infektionsfällen möglichst zu vermei-

den. Nicht geimpfte sowie nicht genesene Personen wären zudem unter Umständen

dazu gezwungen gewesen, sich in regelmässigen Abständen testen zu lassen, was

die Organisation und den geordneten Ablauf eines Lagers erheblich erschwert oder

namentlich im Falle von Auslandsreisen verunmöglicht hätte. Schliesslich galt es zu

vermeiden, dass sich Lagerteilnehmende im Fall eines positiven Testresultates vor

Ort in Isolation bzw. Quarantäne hätten begeben müssen. Zu Recht ist die Vorin-

stanz zum Schluss gekommen, dass diese Bestimmung ohne Weiteres grundrechts-

konform angewendet werden konnte. Die Rügen des Beschwerdeführers enNeisen

sich auch hier als unbegründet.

Aus all diesen Gründen ist die Beschwerde abzuweisen, soweit darauf einzutreten

ist.

Kostenfolgen

Ausgangsgemäss sind die Kosten des Verfahrens dem Beschwerdeführer aufzuerle-

gen.

Abschliessend ersuchen wir Sie, sehr geehrte Frau Präsidenten, sehr geehrte Damen und

Herren Bundesrichter, um Gutheissung unserer eingangs gestellten Anträge.

Freundliche Grüsse

5M
Dr. Silvia Steiner

Regierungsrätin

5-fach
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Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Bundesrichterinnen und Bundesrichter

In Sachen .Regierungsrat des Kantons Zürich betreffend Verordnung über

Massnahmen zur Bekämpfung der Covid-l9-Epidemie im Bildungsbereich vom

22. September 2021 (Geschäftsnr. 2C_106/2022) nehmen wir Bezug auf Ihre Präsidialver-

fügung vom 1. Februar 2022 und reichen Ihnen unsere Akten ein.

Wir verzichten auf Vemehmlassung.

Zürich, 24. Februar 2022

JEN

Mit freundlichen Grüssen

Die Abteilungspräsidentin Die Gerichtsschreiberin
4 /I
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VERWALTUNGSGERICHT.. r ' /DES KANTONS ZURICH Tamara Nüssle Sonja Güntert

Beilagen:
Verwaltungsgerichtsurteil AN.2021.00010 vom 16. Dezember 2021
Akten AN.2021.00010 gemäss separatem Verzeichnis; Nm. 1 bis 12

Eingeschrieben

Versandt:

2 8. Feb. 2022
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Einschreiben

Bundesgericht
1000 Lausanne 14

Vernehmlassung 2C_106/2022 - Anmerkungen zu Antwort RR Steiner

Zu Punkt 3 und 4 Formelles: Entgegen der Ansicht von Frau RR Steiner geht
es nicht darum, dass der Vater der Tochter legitimiert ist. Beschwerde-
berechtigt ist die Tochter, sie kann ihre Rechte jedoch mangels Volljährigkeit
selber nicht wahrnehmen. Der Vater ist einzig der gesetzliche Vertreter. Damit
ist die virtuelle Betroffenheit der Tochter gegeben.

Wenn Frau RR Steiner auf BGE 146 I 62 E. 2.1 verweist, so unterschlägt RR
Steiner, dass es in E. 2.1 um juristische Personen bzw. eine Stiftung ging,
welchen das Recht zur Beschwerde aberkannt wurde. Soweit Privatpersonen (E.
2.5) betroffen waren (Kläger 7-9) wurde die Legitimität bejaht. Abgewiesen
wurde die Bescherde bei diesen Ietztlich, weil es in der dortigen Regelung um
finazielle Fragen ging. Diese stellen gemäss Praxis BGE keinen nicht wieder gut
zu machenden Nachteil dar. Vorliegend geht es bei § 3 Abs. 5 gerade nicht um
finanzielle Fragen, vielmehr geht es um Art. 36 EpG i.V.m. Art. 8 Abs. 2 BV
i.V.m. Art. 10 Abs. 2+3 i.V.m. Art. 11 Abs.1 i.V.m. Art. 36 Abs. 1+2 BV. Ein wö-
chentlicher PCR-Test bei Jugendlichen, die in der Gesundheit lädiert sind, ist
nicht mit der Verfassung und dem EpG in Einklang zu bringen.

Zu Punkt 6 Materielles: Art. 6a Covid-Gesetz bildet die einzige Regelung des
Zertifikates auf Gesetzesstufe. RR Steiner nennt keine anderweitige gesetzliche
Grundlage für die Anwendung des Zertifikates. Gemäss dem Willen des Parla-
ments ging es im März 2021 einzig darum, möglichst zeitnah wieder Grossver-
anstaltungen durchführen zu können. Dazu stellte das BAG noch am 19.5.21

fest, dass das Zertifikat im grünen Bereich ausgeschlossen sei, dazu

httbs://www.efd .ad min.ch/da m/efd/de/d idital isierund/covid-zertifikat/

210519_anwendund_zertifikat_de.bdf.download.bdf/
210519_anwendund_zertifikat_de.bdf
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3.1 Mögliche Anwendungsbereiche

Die bisherigen und aktuellen Massnahmen des Bundesrates betreffen sehr viele Bereiche, vom

öffentlichen Verkehr über den Detailhandel bis hin zur Öffnung von Restaurants und Fitnesscenter.

Es wird nun vorgeschlagen, alle Bereiche in drei Gruppen zu unterteilen:

1. Grüne Bereiche: Covid-Zertifikat ausgeschlossen

2. Orange Bereiche: Covid-Zertifikat nicht vorgesehen. Ausnahmen: Zur Verhinderung von

Schliessungen oder optionaler Einsatz mit potentiellen Erleichterungen

3. Rote Bereiche: Covid-Zertifikat als vorübergehende Bedingung für Öffnungen

3.2 Grüne Bereiche: Covid-Zertifikat ausgeschlossen

Bei den grünen Bereichen handelt es sich um Bereiche des alltäglichen Lebens. Ein in Gesetz und

Verordnung vorgegebener Einsatz des Covid-Zertifikats soll für diese Bereiche explizit ausgeschlossen

werden. Dies auch deshalb, weil eine Differenzierung anhand des Impf-‚ Genesungs- sowie Teststatus

im Bereich staatlicher Aufgaben, bei bestehenden Kontrahierungspflichten Privater sowie beim

Gebrauch elementarer Freiheits- und Grundrechte gestützt auf die bestehenden gesetzlichen

Grundlagen rechtlich nicht zulässig ist. Hier gelten weiterhin und ohne Ausnahmen die allgemeinem

Schutz- und Hygienekonzepte:

— Öffentlicher Verkehr

— Detailhandel

— Private Veranstaltungen

— Religiöse Veranstaltungen und Veranstaltungen zur politischen Meinungsbildung

— Personenbezogene Dienstleistungen Wie Coiffeursalons, therapeutische Angebote etc.

— Arbeitsstätten (inkl. Kantinen)

— Ausbildungsstätten (inkl. Kantinen)

Darin ist die Anwendung des Zertifikats für Ausbildungsstätten explizit aus-

geschlossen, siehe dazu Punkt 13ff Beschwerde zu Art. 6a Covid-Gesetz.

Zu Punkt 7 Materielles: Es geht nicht darum, dass ein Gericht zu allen
möglichen Punkten Stellung nehmen muss. Es geht darum, ob die essentiellen
Punkte erörtert wurden. Vorliegend hat sich das Verwaltungsgericht jedoch gar
nicht mit den wesentlichen Argumenten der Beschwerde auseinandergesetzt.
Dies stellt eine Rechtsverweigerung nach Art. 29 Abs. 1+2 BV dar.

Zu Punkt 8 Materielles: Die Auseinandersetzung, ob ein leichter oder nicht
mehr leichter Eingriff vorliegt, ist immer vorzunehmen und entspricht lang-
jähriger Lehre und Praxis (selbst auf Studienstufe in den unteren Semestern).

https://www.ivr.uzh.ch/dam/icr:df95afac—256c-4e18-96c0-c4d96a185e4c/
at_iv_einschraenkunqenpdf
 

 

o Eingriffsintensität: schwerer oder Ieichter Eingriff

— Bedeutung für die gesetzliche Grundlage (BV 36 I Satz 2) und für die Gewichtung bei der
Interessenabwägung

— Indikatoren: Persönlichkeitsnähe; Art und Dauer der Beeinträchtigung; Auswirkungen auf den
Lebensalltag
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Zu Punkt 9 Materielles: RR Steiner verwendet selber die Wortwahl «G/e/ch-
zeitig ist es nicht gerechtfertigt, Personen, die aktiv dazu beitragen, die Über-
tragung von SARS-Conu reduzieren, zum Tragen einer Maske zu verpflichten»,
siehe Akte 4 (Vernehmlassung vom 7.10.21, Punkt 13). Die Intention der

Verordnung war/ist klar: Wer geimpft ist, wird belohnt. Da das Verwaltungs-
gericht die Eingabe betr. gleicher Ansteckbarkeit Geimpfter/ Ungeimpfter
(Akte 7, Lancet-Studie vom 28.10.2021) unterschlug, erfolgte eine Rechts-
verweigerung nach Art. 29 Abs. 1+2 BV, genauso wie die diesbezüglichen Argu-
mente der Beschwerde vor dem Verwaltungsgericht nicht behandelt wurden.

Den Behörden kann zugestanden werden, zu Beginn einer Pandemie nicht
immer über sämtliche Informationen zu verfügen. Aber, sie müssen zumindest
bei Erlass aktuellste Erkenntnisse berücksichtigen. Konkret stimmten weder die
angefügten steigenden Zahlen noch konnte die Regierung davon ausgehen,
dass Geimpfte nicht ansteckend sind. Diese falsche Prämisse führte dazu, dass
Geimpfte sich als «Privilegierte» unvorsichtig verhielten, kurz und gut die
Massnahmen führten erst recht zu deutlich mehr Fällen.

Gemäss Zahlen BAG wurden zwischen dem 11.10.21 und 15.3.22 6999491

PCR-Tests gemacht, dabei wurden 2355853 postiv getestet. In den 18 Monaten
zuvor (3 mal längere Zeitspanne) gab es ca. 10 Prozent der Fällle. Da in den
letzten Monaten zu wenige PCR-Tests verfügbar waren und da jene, die keine
Symptome haben, kaum testen, ist eine höhere Dunkelziffer zu inkludieren.
Dies bedeutet, dass seit Oktober 21 plus/minus 5 bis 6 Millionen Covid neu bzw.
vor allem mit Impfung durchmachten. Wie unter dieser Prämisse überhaupt ein
öffentliches Interesse geltend gemacht werden kann, bleibt schleierhaft.

Das Kernargument, Ungeimpfte erkrankten häufiger und schwerer, sei gesagt:

Aktuell (16.3.22) verfügen 69,11 Prozent über eine doppelte/dritte Impfung.
Gemäss Statistik Hospitalisation nach Impfstatus werden bei ungeimpft für den
12.3.22 27 Fälle aufgeführt, bei den restlichen Fällen (Geimpfte) sind 51 Fälle
im 7-Tages-Schnitt angeführt. Es liegen somit gleich viele geimpfte wie unge-
impfte Personen im Spital. Da die 10-19 Jährigen nur 1.52% aller Fälle aus-
machen und diese unterproportional (unter 12 Jährige) geimpft sind, fehlt der
gesamten V-Covid-19-BiIdungsbereich ein jeder Nutzen, siehe dazu auch
Vernazza betr. Impfschäden bei Jugendlichen (Punkt 23 Beschwerde).

Zu Punkt 10 Materielles: RR Steiner bestätigt, dass konkret der Datenschutz

nach Art. 13 Abs. 2 BV bei der Tochter verletzt wurde. Es ist der Tochter nicht

zuzumuten, nach diesem Verfahren nochmals individuell erneut zu beschweren.

In § 3 Abs. 4 fehlt der explizite Wortlaut, dass die Daten extern erfasst werden,
und darum ist Art. 13 Abs. 2 BV verletzt.

Zu Punkt 11 Materielles: Es wird explizit auf die Beschwerde und dort auf
die Punkte 33 und 34 verwiesen.

Da das Verwaltungsgericht und das BAG auf eine Stellungnahme verzichten,
kann dazu nur angeführt werden, dass damit der Beschwerde nicht wider-
sprochen wird.
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